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STATISTISCHE 

MONATSHEFTE 
SCHLESWIG-HOLSTEIN 

12. Jahrgang · Heft 9 September 1960 

Aktuelle Auslese 
STÄRKSTER LOHNANSTIEG 
SEIT 1957 

In der Zeit von Februar 1960 bis 
Mai 1960 erhöhte sich der durch-
schnittliehe Brutto- Stundenlohn 

aller Arbeiter in Industrie und Baugewerbe um 
5cro. So stark sind die Industriearbeiterlöhne in 
keinem Vierteljahr seit 1957 angestiegen. Die 
Männer verdienten im Mai 1960 im Mittel 2,83 
DM je Stunde, das sind 21 Dpf oder Bo/o mehr 
als im Februar. Der Stundenlohn der Fachar­
beiter kletterte auf 3,01 DM, der der angelern­
ten auf 2,66 DM und der der ungelernten Ar­
beiter auf 2,45 DM. Die höchsten Facharbeiter­
löhne wurden 1m Druckereigewerbe (3,33 DM) 
und in der Eisen- und Stahlindustrie (3,24 DM) 
gezahlt. -Die weiblichen Industriearbeiter stei­
gerten ihren Brutto-Stundenverdienst um 7 Dpf 
oder 4o/o auf 1, 79 DM. 

15 EINKOMMENSMILLIONÄRE 

Bei der Veranlagung zur Einkom­
mensteuer 1957 hatten in Schles­
wig-Holstein 15 Steuerpflichtige 
zusammen 33 Mill. DM Einkom­

men. Ibr durchschnittliches Jahreseinkommen 
belief s'ich auf 2,2 Mill. DM. Beinahe die Half­
te davon beanspruchte das Finanzamt. Mit 15,4 
Mill. DM entfielen auf die Millionäre etwa 7% 
der gesamten Steuerschuld, am gesamten Ein­
kommen waren sie dagegen nur mit knapp 3% 
beteiligt. - In den großen Einkommen sind die 
Einkünfte aus Gewerbebetrieb eindeutig im 
Übergewicht. Sie machten ungefähr neun Zehn­
tel des Gesamtbetrages der Einkünfte aus. Im 
Durchschnitt aller Steuerpflichtigen stammte 
nur gut die Hälfte der Einkünfte aus Gewerbe­
betrieb. 

EINZELHANDELSUMSÄTZE 
NEHMEN WIEDER ZU 

Im ersten Halbjahr 1960 haben die 
Einzelhandelsumsätze in Schles­
wig- Holstein gegenüber dem glei­

chen Zeitraum des Jahres 1959 um 7% zugenom­
men, während im Vorjahr nur ein Zuwachs von 
4o/o zu verzeichnen war. Bemerkenswert ist 
der Umschwung im Warenbereich "Bekleidung, 
Wäsche und Schuhe" von - 3% im ersten Halb­
jahr 1959 auf +3% in diesem Jahr. Der Zuwachs 
im Bereich des "Sonstigen Einzelhandels" hat 
s1ch von 6% auf 9% und der für "Nahrungs- und 
Genußmittel" von 6% auf 8% verbessert. Ledig­
lich für "Hausrat und Wohnbedarf" ging d1e Zu­
wachsrate von 3% auf 2% weiter zurück. 

DER UNIVERSITÄTSBESUCH 
IM SOMMER 1960 

Im Sommersemester 1960 waren an 
der Christian-Albrechts- Universi­
tät in Kiel 5 285 deutsche und 448 
ausländische Studierende immatri-

kuliert. Das waren msgesamt 594 Studierende 
mehr als im Sommer 1959. - Von den deut­
schen Studierenden gehörte die Hälfte zur Phi­
losophischen Fakultät. Die Ausländer bevor­
zugten die Medizinische Fakultät. 

DER GEMÜSEANBAU 

In diesem Jahr wurden in Schles­
.~.--~ wig-Holstein- nach dem vorläufi­

gen Ergebnis - rund 11 600 ha mit 
Gemüse bestellt. Die Kohlanbauer 

vergrößerten ihre Flächen gegenüber dem Vor­
jahr um 20%. Als Folge der günstigen Absatz­
verhältnisse im Vorjahr vergrößerte sich auch 
der Möhrenanbau. Der Anbau von Pflückerbsen 
nahm stärker zu als der von Buschbohnen. 
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Aus dem Inhalt 
Wohnun~1smarkt 1960 Seit~ 196 

Im Frühjahr 1960 wurde eine l'Yoige Wohnungs­
stichprobe für das gesamte Bundesgebiet angeord­
net. Diese im April und Mai 1960 mit Hilfe von 
Interviewern durchgeführte Erhebung hat zum Ziel, 
den an der Wohnungspolitik interessierten und mit­
wirkenden Kreisen detaillierte Unterlagen für 
Überlegungen und Maßnahmen an die Hand zu ge­
ben. - Nach ersten vorläufigen Ergebnissen will 
von den in Schleswig-Holstein befragten 7 752 
Haushalten annähernd jeder Fünfte aus den ver­
schiedensten Gründen seine Wohnung wechseln, 
ein Familienheim erwerben oder als bisheriger 
Untermieter eine eigene Wohnung erlangen. Unter­
stellt man, daß der Auswahlsatz von 1"/o bei der 
Erhebung erreicht worden ist, so errechnen sich 
für Schleswig-Holstein insgesamt fast 150 000 
Haushalte, die einen Wohnungswechsel beabsich­
tigen oder sich in Form eines Familienheimes 
Etgentum schaffen wollen. - Ein weiteres Ergeb­
nis der Erhebung ist, daß etwa die Hälfte der 
Haushalte, die einen Wohnungswunsch genannt ha­
ben, sich ernstlich um eine Wohnung oder ein Ei­
genheim bemühen. Rund bei jedem Vierten d1cscr 
Wohnungsbewerber steht dte neue Wohnung sogar 
schon fest, der Bezug der Wohnungen ist nur noch 
eine Zeitfrage. - Auf Grund einer Teilauszählung 
konnte ferner festgestellt werden, daß mcht ganz 
die Hälfte der wohnungssuchenden Haushalte zur 
Zeit eine marktgängige Wohnung besitzen, die an­
dere Hälfte setzt sich zu annähernd gleichen Tei­
len aus Untermtetern und Bewohnern von beschränkt 
bewohnbaren Wohnungen (Notwohnungen, Keller­
wohnungen usw. ) zusammen. Mit Hilfe dieser 
Faustzahl wurde der subjektive Wohnungsbedarf 
fur Schleswig-Holstein annähernd bestimmt. Er 
beträgt etwa 80 000 Wohnungseinheiten. - Die Miet­
wohnung ist auch 1960 überwiegend das Ziel der 
Wohnungswßnsche. Über 70fo der Haushalte, die 
sich verändern wollen. streben eine Mietwohnung 
an. Nicht ganz ein Viertel der Haushalte beabsich­
tigt dagegen, Eigentümer eines Familienheimes 
oder einer Eigentumswohnung zu werden. - Im 
Schnitt werden Wohnungen mit 3,5 Raumen, worin 
die Küche eingeschlossen ist, gewünscht. Die vor­
stehende Aussage bezieht sich nur auf Mietwoh­
nungen. - Im Schnitt aller Mietwohnungen ist man 
bereit, monatlich 78 DM fur die reine Miete aus­
zugeben. 1957 betrug die Zahlungsbereitschaft nur 
52 DM. - Vorherrschend unter den Haushalten mit 
Wohnungswunsch sind Ehepaare mit schulpflichti­
gen Kindern. 1960 sind es 32fo dieser Haushalte, 
die anders wohnen wollen. 

Vermögen 1957 Seite 200 

Anfang 195 7 wurden in Schleswig-Holstem 20 400 
unbeschränkt Steuerpflichtige zur Vermögensteuer 
herangezogen. Sie hatten ein Rohvermögen von 
knapp 2 Mrd. DM. Nach Abzug von 524 Mill. DM 
Schulden verblieb ein Reinvermögen von 1,4 Mrd. 
DM. -Die Zahl der unbeschränkt Steuerpflichtigen 

mlt Rohvermögen war 1957 gegenuber 1953 um et­
wa 1 300 kleiner. D1e Ursache dafür ist in den 
steuerrechthchen Bewertungs- und Befreiungs­
vorschriften zu suchen. Sie wirkten sich besonders 
stark bei dem "Land- und forstwirtschaftliehen 
Vermögen" und be1 dem "Sonstigen Vermogen" aus. 
Bei dem Betriebsvermögen erhöhte sich die Zahl 
der unbeschrankt Steuerpflichtigen von 1953 bis 
1957 um rund 1 000. Das Vermögen wuchs in die­
sem Zeitraum um 40%; daraus ergab sich eine Er­
höhung des durchschnittlichen Betriebsvermögens 
von 55 000 DM auf 70 000 DM. - Die Zahl der 
Grundvermögen hat sich zwischen 1953 und 1957 
kaum verändert, obwohl die lebhafte Bautätigkeit 
der letzten Jahre eine Zunahme erwarten ließ. Die 
Vermögensbildung in diesem Sektor fuhrt nur in den 
seltensten Fällen zu steuerlich heranzuziehenden 
Vermögenswerten. - An der Spitze der Vermö­
genspyramide standen 1957 96 Vermögensmillio­
nä.re. Sie besaßen m1t zusammen 213 Mill. DM 
knapp ein Sechstel des nachgewiesenen Reinver­
mögens von 1,4 Mrd. DM. Seit 1953 ist die Zahl 
der Millionenvermögen beinahe auf das Dreifache 
gewachsen. - Die Verschuldung des Betriebsver­
mögens nahm gut ein Fünftel des Rohvermögens in 
Anspruch. Die geringste Verschuldung ( 17'l'o) wie­
sen die Steuerpflichtigen nach, die hauptsächlich 
Kapitalvermögen zu versteuern hatten. - Das Be­
triebsvermögen der 1 440 unbeschrankt steuer­
pflichtigen Körperschaften belief sich Anfang 1957 
auf 611 Mill. DM. Es war damit um knapp 200 
Mill. DM größer als Anfang 1953. Da die Zahl der 
steuerpflichtigen Körperschaften in diesem Zeit­
raum um 45 abnahm, hat sich das durchschnittliche 
Betriebsvermogen um gut 50fo erhöht. - 24 Körper­
schaften mlt Jeweils mehr als 5 Mill. D!\1 teilten 
stch 1957 fast die Hälfte (297 Mill. DM) des Ge­
samtvermögens aller Körperschaften, während 
knapp die Hälfte der Körperschaften (659) mit je­
weils wemger als 30 000 DM Vermögen nur rund 2o/o 
des Gesamtvermögens nachwiesen, - Die meisten 
Körperschaften wurden m der Rechtsform einer 
GmbH geführt. Am Gesamtvermögen waren s1e 
mit gut einem Drittel beteiligt. Die kleine Zahl der 
Aktiengesellschaften, Kommanditgesellschaften 
auf Aktien und Bergrechtlichen Gesellschaften hatte 
mit 281 Mill. DM den großten Anteil am Gesamt­
vermögen. Die Erwerbs- und Wirtschaftsgenossen­
schaften erreichten nut knapp 45 Mill. DM Ge­
samtvermögen noch keine IO'l'o des Vermögens der 
Körperschaften, obwohl fast jede dritte Körper­
schaft eme Genossenschaft war. 

Wieviel Straßenverkehrsunfillle künftig? Seite 208 

Wenn der für die Vergangenheit festgestellte Zu­
sammenhang zwischen Kraftfahrzeugbestand und 
Straßenverkehrsunfällen auch fur die nächste Zu­
kunft fortbestehen wird, dann muß für 196 5 mit 
rund 16 000 und für 1970 mit rund 19 000 Kraft­
fahrzeugunfällen mit Personenschaden gerechnet 
werden. 1959 ereigneten sich 12 196 Unfälle, bei 
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denen Personen zu Schaden kamen. - Die Grund­
lage der vorliegenden Untersuchung ist ein Elasll­
Zltätskoeffizient, der aus dem gewogenen Kraft­
fahrzeugbestand - ermittelt mit Hilfe der Jahres­
kilometerleistung der Fahrzeuge - und aus den 
Straßenverkehrsunfällen mit Personenschaden er­
rechnet wurde. 

Wirtsdlaftsergebnisse der Landwirtsdlaft 

Von der Landwirtschaftskammer Schleswig-llol­
stein werden in jedem Jahr die Buchführungsab­
schlüsse von etwa 800 landwirtschaftlichen Belrie­
ben Schleswig- Holsteins ausgewertet. Er faßt wer­
den Betriebe mit über 20 ha. Da von den Betrieben 
dieser Größenklasse 72o/o der landwirtschaftlichen 
Nutzfläche bewirtschaftet werden, sind die Ergeb­
nisse auch weitgehend reprasentativ für die ganze 
Landwirtschaft unseres Landes. Dies wird beson­
ders deutlich beim Vergleich bestimmter' Daten 
der Buchführungsstatistik mit den entsprechenden 
Daten der amtlichen Agrarstatistik, die s1ch auf 
alle Betnebe des Landes beziehen. Mit Hilfe der 
Wirtschaftsergebnisse konnte die Lage der Land­
wirtschaft zwischen 1951/52 und 1958/59 verfolgt 
werden. - Ein Bl1ck auf die Ergebnisse des Jahres 
1958/59 zeigt, daß die Wirtschaftseinnahmen (be­
rechnet in DM je ha LN) für Getreide infolge der 
schlechten Getreideernte verhältnismäßig niedrig 
waren. Die Einnahmen für Kartoffeln waren trotz 
niedriger Erträge, aber infolge besserer Preisge­
staltung nicht geringer als 1957/58. Die erhebli­
che Steigerung der Rindereinnahmen ist vor allem 
auf einen Mehrverkauf nn Rindern zurückzuführen. 
Die Zunahme der Schweineeinnahmen hängt damll 
zusammen, daß die Schweinebestände mfolge der 
Zunahme des Fleischverbrauchs fortlaufend ge­
stiegen sind. Der Rückgang der Milcheinnahmen 
im Wirtschaftsjahr 1958/50 ist trotz Erhöhung der 
Kuhbestände und Steigerung ihrer Leistungen allein 
auf das Absinken des Milchpreises zurückzufüh­
ren. - Bei den 'A irtschaftsausgaben des Jahres 
1958/59 zeigte sich, daß der Futtermittelzukauf 
im Verhältnis zu den Vorjahren außerordentlich 
gestiegen war. Die Mehrausgaben für Düngemittel 
ließen dagegen den erhöhten Düngeraufwand nicht 

erkennen, weil der Preis durch die Maßnahmen 
des Grünen Planes herabgesetzt wurde. Trotz des 
starken Abbaus der Lohnarbeitskräfte ist der Bar­
lohnaufwand erhebheb gestiegen. Mit der zuneh­
menden Technisierung stiegen auch die Ausgaben 
für die Unterhaltung der Maschinen, für Treib­
stoffe und für Strom. Die Ausgaben fur Investitio­
nen betragen heute 10% der Wirtschaftsausgaben. -
Gegenüber dem Durchschnitt der Wirtschaftsjahre 
1951/52bis 1954/55 ist der Reinertrag der schles­
wig-holsteinischen Betriebe in der folgenden 4-
Jahresperiode um 20 DM je ha gestiegen. Die in 
den Wirtschaftsjahren 1955/56bis 1958/59 aus dem 
Grünen Plan eingesetzten Mittel lagen aber be­
trächthch darüber. Im Durchschnitt dieser vier 
Jahre sind 57 DM je ha LN in d1e Landwirtschaft 
hineingeflossen. Davon sind 37 DM je ha verbraucht 
worden, um die bisherigen Reinerträge aufrecht­
zuerhalten. - Gegenüber dem Mittel 1951/55 ist 
der tarifliche Landarbeiterstunden lohn bis 1958/59 
von 1,00 DM auf 1,46 DM(+ 46'7o) angestiegen. Der 
Preisanstieg der landwirtschaftlichen Erzeugnisse 
betrug in diesem Zeitraum nur 14Cfo. - Die Flä­
chenproduktivität in der Landwirtschaft (1951/55 
= 100) erhöhte sich - bei Ausschaltung der Preis­
entwicklung - für 1958/59 auf 109 und die Arbeits­
produktivität auf 140. Für die erste Produktivi­
tätsziffer lag die Erzeugungsleistung (DM je ha 
LN) und für die zweite das Betriebseinkommen 
(DM JC Voll-Arbeitskraft) zugrunde. 

Feuerwehr und Brandsmaden 1959 Seite 215 

lm Jahre 1959 sind von den Berufs- und Freiwil­
ligen Feuerwehren in Schleswig-Holstein 2 189 
Brände gemeldet worden, von denen 264 Groß­
brände waren. D1e Gesamtzahl der Brände war 
doppelt so hoch wie 1958. 912 Brände entstanden 
in und an Gebäuden und 1 164 auf Fre1flächen. -
Ein großer Te1l der Brande (187) entfiel auf die 
Ursachengruppe "Sonstige Feuer-, Licht- und 
Wärmequellen". An zweiter Stelle (171) stehen die 
Brände, die auf fehlerhafte bauliche Einrichtungen 
1m Zusammenhang mit Feuerstätten zurfickzufüh­
ren sind. - Für 1959 wurde der gesamte Brand­
schaden auf rund 20 Mill. DM geschätzt. 

Alle Angaben für das Bundesgebiet gelten, 9ienn nicht anders venurkt, ohne SaariWld und Berlin ('l'esr). 

Oie Quell" ist nur bei Zalllen vermcrl<t, die ntcht au• dem Staustischen Landesamt Mammen. 

Erläuterungl!!n :lUden Tabellen: 

Differenzen zwischen Guamtzahl und Summe d"r Tl!!ilzahll!!n entul!!hen durch 
unRbbingJge Rundung; allen Rechnungen ltegen dil' ungerunderen Zahlen zugrunde. 

Bet Grös~enklassl'ft ~"uter •a-b•: a bss unrer b. Zahlen •n () haben eingeschränkte .~ussagdähighit. 
z.,jchen an Zahlen bedeuten: p • vorläufige, r. berichugte, s. gcschät:tte Zahl. S bedeutet Ourchschniu. 

Zeichen s 1 a 11 Zahlen bedeuten: 
- • Zahlenwert genau .'Iu II 
0 • Zahlen.,ertgrösser als Null, aber kleiner al~ die Hälfte der kleinsten in der heuelfenden Tabelle ve,.,..endeten I!snheic 
• • Zalllenwen au!> sachlichen oder technischen Gründen unbekannt ndl!'r aus anderen Gründen nicht eingesetzt 
.... Znhlenwert noch nicht bekannt 
• • Angabe noch der Bezeichnung des betteHenden Tabellenfaches sinnlos 
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Der Wohnungsmarkt in Schleswig-Holstein 
- Erste vorläufige Ergebnisse der lo/oigen Wohnungsstichprobe 1960 -

Auf der Grundlage des Bundesgesetzes vom 17 . 
Mai 1956 für eine Statistik der Wohn- und Miet­
verhältnisse und des Wohnungsbedarfs ist mit 
Rechtsverordnung vom 23. Dezember 195 9 eine 
weitere lo/oige Wohnungsstichprobe für das ge­
samte Bundesgebiet angeordnet worden. Diese 
im April und Mai 1960 mit Hilfe von Inter­
viewern durchgeführte Erhebung hat, wie ihre 
Vorgängerio vom Frühjahr 1957, zum Ziel, den 
an der Wohnungspolitik interessierten und mit­
wirkenden Kreisen detaillierte Unterlagen für 
Überlegungen und Maßnahmen an die Hand zu 
geben. 

Der vorliegende Bericht fußt auf einer Schnell­
auswertung der eingegangenen Erhebungsunter­
lagen und erfüllt einen Auftragdes Ministeriums 
für Arbeit, Soziales und Vertriebene des Lan­
des Schleswig-Holstein, möglichst aktuelles 
Zahlenmaterial über die Nachfrageseite des 
Wohnungsmarktes für weitere Planungsmaßnah­
men zur Verfügung zu stellen. 

Die Vorauswertung hat vorläufigen Charakter 
und wird durch eine eingehendere und - damit 
zwangsläufig verbunden - zeitraubendere Auf­
bereitung noch ergänzt und zum Teil auch be­
richtigt werden. Aui Grund der Erfahrung mit 
der Erhebung 1957 ist aber anzunehmen, daß 
mögliche Abweichungen von den endgültigen 
Werten die hier gemachten Aussagen weder in 
ihrer Richtung ändern noch in ihrer Größen­
ordnung entscheidend berühren werden. 

Die Anlage der lo/oigen Wohnungsstichprobe 1960 
entspricht etwa der vom Frühjahr 19571

• So­
weit möglich, werden in der nachfolgenden Ab­
handlung die Ergebnisse dieser beiden Jahre 
miteinander verglichen. 

Fast 150 000 Haushalte wollen anders wohnen 

Von den befragten 7 752 Haushalten will annä­
hernd jeder fünfte aus den verschiedensten 
Gründen seine Wohnung wechseln, ein Fami­
lienheim erwerben oder als bisheriger Unter­
mieter eine eigene Wohnung erlangen. Darunter 
sind auch einige wenige Haushalte, meistens 
Alleinstehende, die die Absicht haben, in eine 
Anstalt (z. B. Altersheim) oder in Untermiete 
zu ziehen. 

Unterstellt man, daß der Auswahlsatz von 1o/o 
bei der Erhebung erreicht worden ist - in Wirk­
lichkeit liegt er durchAusfälle geringfügig dar­
unter - so errechnen sich für Schleswig-Hol­
stein insgesamt fast 150 000 Haushalte, die 

I) vergleiche Sta<. Monatsh. s.-H. 1958, S. 13 () nnuar): "Die Struktur 
des Wohnunssbedarfs in Schleswig-Holsrein• 

einen Wohnungswechsel beabsichtigen oder sich 
in Form eines Familienheimes Eigentum schaf­
fen wollen. Diese hohe Zahl überrascht, wenn 
man bedenkt, daß es vor drei Jahren, also 1957, 
fast 180 000 Haushalte mit Wohnungswunsch 
waren und in der Zwischenzeit rund 65 000 Woh­
nungen neu gebaut worden sind. Rein rechne­
risch ergibt sich demnach im Schnitt der letz­
ten drei Jahre ein Wirkungsgrad der Neubautä­
tigkeit hinsichtlich der Wohnungsnachfrage von 
nur etwa 50%. Das bedeutet, daß in dem genann­
ten Zeitraum nur die Hälfte der Wohnungsbau­
leistung die Nachfrageseite des Wohnungsmark­
tes entlastet hat, während die andere Hälfte und 
die durch Wohnungswechsel frei gewordenen 
Wohnungen durch neu hinzugekommene Woh­
nungssuchende kompensiert worden sind. Da 
nun nicht anzunehmen ist, daß die Haushalts­
neugründungen und die aus anderen Gebieten 
neu zugezogenen Haushalte die starke Zunahme 
der Wohnungsnachfrage erklären, liegt der 
Schluß nahe, daß gegenüber 1957 das Wohnen in 
der Rangfolge der Bedürfnisse wieder als dring­
licher angesehen wird. Mit anderen Worten, 
Haushalte, die 1957 noch mit ihrer Wohnung zu­
frieden und wenig bereit waren, einen größeren 
Betrag ihres Einkommens für eine andere besse­
re Wohnung auszugeben, haben heute ihre An­
sicht geändert . Das kann verschiedene Gründe 
haben. Entscheidend hierfür wird sein, daß das 
gestiegene Einkommensniveau verbunden mit 
einer fühlbaren Ersparnisbildung ein teureres 
Wohnen nunmehr gestattet. Das besagt nichts 
anderes, als daß mit steigendem Einkommen 
die Nachfrage nach Wohnungen steigt. Derjeni­
ge, der eine einfache Wohnung bewohnt, wünscht 
sich eine Komfortwohnung, der Mieter mit einer 
Dreizimmerwohnung strebt nach einer Vier­
zimmerwohnung, und wenn alle diese Wünsche 
erfüllt sind, liebäugelt der eine und der andere 
- seinem höheren Einkommen angepaßt - mit 
einem Eigenheim. Die naheliegenden Befürch­
tungen, daß der Abbau des Wohnungsdefizits 
einen starken Rückschlag für die Bauwirtschaft 
im Bereich des Wohnungsbaus zur Folge haben 
wird, dürfte daher nicht ganz begründet sein. 
Hinzu kommen die besseren Aussichten, eine 
zusagende, d . h. familiengerechte Wohnung, 
unterstützt durch die gleichlaufende Zielsetzung 
der staatlichen Wohnungsbaupolitik, zu erlan­
gen. Auch der Umstand, daß während der Er­
hebung das Gesetz über den Abbau der Woh­
nungszwangswirtschaft und über ein soziales 
Miet- und Wohnrecht mit seinen Auswirkungen 
auf das Mietgefüge in der Öffentlichkeit stark 
diskutiert worden ist, mag manchen Befragten 
dazu bewogen haben, dem Interviewer vorsorg­
lich einen Wohnungswunsch zu nennen. 
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Tab. I Haushalte mit Wohnungswunsch 

davon wlinsc:ben 

ein Untermiete 

Jahr Haushalte ~ine eige:nes H aua. bzw. 
\1ietwohnung eine Eigea• Anstalts-

tumswohnung uatetbdagung 

% 

1957 1ao ooo• 77 21 I 

1960 150 ooo• 72 24 5 

a) hochgerechnete Zahl 

Um die Fälle nur potentieller Wohnungsnach­
frage in den Griff zu bekommen, ist bei den 
Interviews auch nach der Realisierung des Woh­
nungswechsels gefragt worden. Und zwar ist 
zwischen den Haushalten unterschieden worden, 
die schon wirksame Schritte zur Erlangung der 
gewünschten Wohnung unternommen haben, wie 
z. B. Beitritt zu einer Wohnungsbaugenossen­
schaft, Bereitstellung eines Baukostenzuschus­
ses, Aufgabe einer Zeitungsannonce, und denen, 
die selbst für die Erfüllung ihres Wunsches 
noch nicht tätig geworden sind. Zu letzteren 
zählen auch diejenigen, die lediglich einen An­
trag beim Wohnungsamt gestellt haben. Die Aus­
zählung hat ergeben, daß etwa die Hälfte der 
Haushalte, die einen Wohnungswunsch genannt 
haben, sich ernstlich um eine Wohnung oder ein 
Eigenheim bemühen. Rund bei jedem Vierten 
dieser Wohnungsbewerber steht die neue Woh­
nung schon fest, der Bezug der Wohnungen ist 
nur noch eine Zeitfrage. 

Die eingangs genannten 150 000 Haushalte, die 
sich eine andere Wohnung wünschen, sind na­
türlich nicht identisch mit der Höhe des Woh­
nungsdefizits. Es ist dabei zu berücksichtigen, 
daß ein Teil dieser Haushalte beim Bezug einer 
neuen Wohnung ihre alte freimachen, die einem 
anderen Wohnungsbewerber wieder zur Verfü­
gung gestellt werden kann. Eine Teilauszählung 
- rund 50!fo der Erhebungspapiere der Haushalte 
mit Wohnungswunsch - hat ergeben, daß nicht 
ganz die Hälfte der wohnungssuchenden Haus­
halte - soweit erkennbar - zur Zeit eine markt­
gängige Wohnung besitzen, die andere Hälfte 
setzt sich zu annähernd gleichen Teilen aus 
Untermietern und Bewohnern von beschränkt 
bewohnbaren Wohnungen - Notwohnungen, Kel­
lerwohnungen, behelfsmäßig ausgebaute Dach­
geschoßwohnungen und dergleichen- zusammen. 
Mit Hilfe dieser Faustzahl läßt sich nun auch 
der subjektive Wohnungsbedarf für Schleswig­
Holstein annähernd bestimmen. Er beträgt etwa 
80 000 Wohnungseinheiten. 

Wesentlich ist die Feststellung, daß die Höhe 
des aus der 1%igen Wohnungsstichprobe gewon­
nenen subjektiven Wohnungsbedarfs sich fast 
genau mit der vom Ministerium für Arbeit, So­
ziales und Vertriebene anhand anderer Unter­
lagen gewonnenen Zahl deckt. In der Schrift: 

"Wohnungspolitische Bilanz auf den 31. 12. 
1958" 2 wird ein Wohnungsdefizit von etwa 
103 000 Wohnungseinheiten genannt. Unter Be­
rücksichtigung der Bautätigkeit seit diesem 
Zeitpunkt dürfte im Frühjahr dieses Jahres auch 
nach dieser Berechnung das Wohnungsdefizit 
zwischen 75 000 und 80 000 Wohnungseinheiten 
liegen. Aber auch die rein formale Berechnung 
des Wohnungsdefizits - objektiver Wohnungsbe­
darf auf der Grundlage der Wohnungsstatistik 
1956/57 unter Berücksichtigung der Wohnungs­
und Bevölkerungsfortschreibung - weicht mit 
74 000 Wohnungseinheiten Ende 1959 nicht sehr 
stark von dem vorgenannten Ergebnis ab . Die 
Auswertung der Wohnungsstichprobe bestätigt 
also die Wirklichkeitsnähe des wohnungspoliti­
schen Plans, bei gleichbleibender Wohnungsbau­
leistung 1964 den Wohnungsmarkt im wesentli­
chen ausgeglichen zu haben. 

Das Eigenheim mehr gefragt? 

Die Mietwohnung ist auch 1960 überwiegend das 
Ziel der Wohnungswünsche. Über 70% der Haus­
halte, die sich verändern wollen, streben eine 
Mietwohnung an. Nicht ganz ein Viertel der 
Haushalte beabsichtigt dagegen, Eigentümer 
eines Familienheimes oder einer Eigentums­
wohnung zu werden. Ein geringer Teil der Haus­
halte mit Wohnungsbedarf, etwa jeder 20. Haus­
halt, wünscht in einer Anstalt untergebracht zu 
werden oder in Untermiete zu ziehen (verglei­
che Tabelle 1). 

Verglichen mit 1957 läßt sich eine leichte Ver­
schiebung der Wohnungswünsche in Richtung auf 
Eigenheime und Eigentumswohnungen erkennen. 
Entnimmt man daraus ein verstärktes Streben 
nach Eigentum hinsichtlich des Wohnens, so 
spielt hierbei sicherlich das diesen Gedanken 
fördernde Zweite Wohnungsbaugesetz eine ge­
wisse Rolle 3 • 

Die Aufgliederung der Haushalte mit Wohnungs­
wunsch nach der sozialen Stellung des Baus­
haltsvorstandes zeigt, daß Beamte, Angestellte 

Tab. 2 Soziale Stellung des Haushaltsvorstandes 
und An des Wohnungswunsches 

darunter 'lrilnachen 
Befragte 

ein SoLiale Stellung Haushalte eine 
Eiaenheim, des tlausbal<s• mit Mie<· 

vors<andes Wohnung .. wohnuag e.ine Eigen• 

wunacb rumawohnuns 

~ 

Selbstlndige 96 (~5) (65) 
Beamte und Anaeatellte 325 71 27 
Arbe.iter 581 7.( 2.( 
Sonstige 481 76 13 

2) herauagegebeo .om Ministerium für Albeit, SoLiales und Vertriebe-­
ne, Kiel, März 1960 
3) nac:h der Fehlertheorie ist die Differenz der beiden Prozentzahlen 
in Tabelle 1 (2 1 % und 24 %) ala Li.em1ich sicher an:wsehen. Oer 
Wahuc:heinüc:hkeitagra.d, daß der Unterschied •esendich und nicht :. ... 
fällig isr, bettigt ruad 95 7o. 
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und Arbeiter, die zusammen etwa 60o/o der Woh­
nungsnachfrage ausmachen, in der R1chtung ih­
rer Wohnungswünsche etwa gleich liegen. Die 
ebenfalls starke Gruppe der 11 Sonstigen", in der 
Hauptsache Pensionare, Rentner und derglei­
chen, ist am wenigsten geneigt, ein eigenes 
Haus oder eine Eigentumswohnung zu erwerben. 
Da es sich dabei meistens um alte mcht mehr 
im Erwerbsleben stehende Menschen handelt, 
ist für sie aus finanziellen und zeitlichen Grün­
den der Eigentumserwerb wenig reizvoll. Dafür 
möchte fast jeder 10. Haushalt von ihnen, in 
den meisten Fällen Alleinstehende, in ein Al­
tersheim und dergleichen ziehen oder als Un­
termieter wohnen. Die relativ kleine Gruppe der 
Selbständigen will überwiegend Eigentümer 
werden. 

Im Schnitt 3,5 Räume 

Die Frage nach der Größe der Wohnung und der 
tragbaren Miete bzw. Belastung ist leider nur 
von denjenigen Haushalten in einer für die Aus­
wertung ausreichenden Zahl beantwortet wor­
den, die auf eine M1etwohnung reflektieren. 
Oie nachfolgenden Ausführungen beziehen sich 
daher nur, auf Mietwohnungen. 

Im Schnitt werden Wohnungen mit 3,5 Räumen, 
worin die Küche eingeschlossen ist, gewünscht. 
Die Wohnungsgröße erstreckt sich zwischen 3,1 
Räumen bei den Pensionären und Rentnern und 
4,3 Räumen bei den Selbständigen. Gegenüber 
1957 ist die gewünschte durchschnittliche Woh­
nungsgröße die gleiche geblieben. Eine größere 
Abweichung besteht lediglich bei der Gruppe der 
Selbständigen, die 1960 noch mit 3,8 Räumen 
zufriedengestellt werden konnte und Jetzt 4,3 
Räume wünscht. 

DUU 

HAUSHALTSGRUSSE 
UND ERSTREBTE WOHNUNGSGRUSSE 

von 100 Haushollen 

~ 
rn1t PtllOntl'l E fZl b 0 

a D ~ II EI 

4 EI • • a 

~ r-:!1 • EI a LU 

l II- • - m m 
I - II II • II 

5 vmelu 

• &% 11111 10% 111 2~% ~~ OO'To H 

Kombiniert man die Haushaltsgrößen mit der 
gewünschten Wohnungsgröße, so ergibt sich eine 
deutliche und sinnvolle Abstufung. Das Ziel der 
Einpersonenhaushalte sind in der Hauptsache 
Wohnungen bis zu 3 Räumen. Größere Wohnun­
gen werden nur von etwas weniger als jedem 9. 
Einpersonenhaushalt angestrebt. Haushalte mit 
2 Personen fragen etwa zur Hälfte 3-Raumwoh­
nungen und zu fast einem Drittel 4-Raumwoh­
nungen nach. Die 3-, 4-, 5- und 6-Personen­
haushalte wünschen sich meist 4-Raumwohnun­
gen, wobei mit steigender Haushaltsgröße die 
5- und Mehrraumwohnungen an Gewicht gewin­
nen. Erst die Haushalte mit 7 und mehr Perso­
nen - diese Gruppe ist allerdings schwach be­
setzt - streben überwiegend Wohnungen mit 6 
und mehr Räumen an. 

Tab. 3 Größe der angestrebten Wohnung und zugestandene Miete 

- nur Mietwohnuoseo -

Ourcbachoiulicbe Zusestandene 
Soziale Su:!IWI8 Wobnun&SSI"Ö~ monatliche ~liete 
des Haushalt• nach d~r Rau,.zahl in DM 

vorsuandes 
1957 1960 1957 1960 

Selbständige (3,8) (4,3) (68) (128) 
Beamte und Ansestellte 3,7 3,9 67 100 
Arbeiter 3,8 3,6 49 74 
Sonacise 3,0 3,1 42 66 

Höhere Mietzahlungsbereitschaft 

Entscheidende Unterschiede, verglichen mit 
195 7, bestehen in den zugestandenen .Mieten. Es 
scheint, als ob das Gut Wohnung hinsichtlich 
des dafür zu zahlenden Preises bei der Befra­
gung im Frtihjahr dieses Jahres realistischer 
betrachtet worden ist. Im Schmtt aller Miet­
wohnungen ist man nunmehr bereit, monatlich 
78 DM für die reine Miete auszugeben. 1957 
betrug die Zahlungsbereitschaft nur 52 DM. 
Noch markanter ist der Unterschied gegenüber 
der 1957 durchgeführten Befragung bei der Be­
trachtung der Haushalte nach der sozialen Stel­
lung des Haushaltsvorstandes. 

Die Selbständigen sind im Schnitt bereit, 128 DM 
monatlich für Miete auszugeben, gefolgt von den 
Beamten und Angestellten mit monatlich 100 DM. 
Das ist wesentlich mehr als 195 7, wo etwas 
kleinere Wohnungen nur 68 DM bzw. 67 DM 
kosten sollten. Auch die Gruppe der Arbeiter 
ist nunmehr gewillt, sogar für im Schmtt etwas 
kleinere Wohnungen als 195 7 74 DM Miete mo­
natlich von ihrem Einkommen abzuzweigen, ge­
genüber 49 DM im Frühjahr 1957. Verständli­
cherweise ist die Gruppe der Rentner und Pen­
sionäre am wenigsten in der Lage, hohe Mieten 
zu tragen. Es sind aber immerhin 66 DM monat­
lich, während bei der vorangegangenen Erhe­
bung im Schnitt nur 42 DM angegeben worden 
sind. Man kann also sagen, daß die jeweilig 
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zugestandene Höhe der Miete im Einklang mit 
dem der sozialen Stellung des Haushaltsvor­
standes mutmaßlich entsprechenden Einkom­
mensniveau steht. 

Bezogen auf die Größe der Wohnungen schwankt 
die im Durchschnitt zugestandene Miete zwi­
schen 44 DM für Wohnungen mit 1 und 2 Räumen 
und 115 DM für Wohnungen mit 5 und mehr Räu­
men. Für Dreiraumwohnungen errechnet sich 
eine durchschnittliche Miete von 68 DM, für 
Vierraumwohnungen von ca. 84 DM. 

Vornehmlich Haushalte 
mit schulpflichtigen Kindern 

Für die Untersuchung der Struktur der woh­
nungsnachfragenden Haushalte sind diese be­
stimmten Haushaltstypen zugeordnet worden. 
Abgesehen von der Trennung zwischen Einper­
sonen- und Mehrpersonenhaushalten war bei 
Ehepaaren ohne Kinder ein wesentlicher Ge­
sichtspunkt der Typisierung, ob die Familie 
auf Grund des Alters der Ehefrau voraussicht­
lich stagniert oder ob mit Zuwachs noch zu rech­
nen ist. Bei Haushalten mit Kindern war für die 
Eingruppierung das Alter der Kinder ausschlag­
gebend, und zwar für d1e Unterscheidung nach 
Familien mit und ohne schulpflichtigen Kindern. 
In der Gruppe der Haushalte mit schulpflichti­
gen Kindern sind auch die Familien enthalten, 
deren Kinder das schulpflichtige Alter bereits 
überschritten haben. 

Vorherrschend unter den Haushalten mit Woh­
nungswunsch, wenn auch in etwas geringerem 
Umfange als 1957, sind Ehepaare mit schul­
pflichtigen Kindern. 1960 sind es 32o/o, 1957 
waren es dagegen 37o/o aller Haushalte, die an­
ders wohnen wollen. Es sind im wesentlichen 
die Familien, die ursprünglich - unter anderem 
auch aus finanziellen Gründen - mit einer klei­
neren Wohnung zufrieden waren und wo nunmehr 
die notwendige Geschlechtertrennung und der 
Wunsch nach einem eigenen Arbeits- und Spiel­
raum für die Kinder eine größere Wohnung er­
fordert. Die Ehepaare, deren Kinder noch nicht 
schulpflichtig sind oder eben das schulpflichtige 
Alter erreicht haben, machen 15% (1957: 11%), 
also etwa die Hälfte der erstgenannten Familien 
aus. 

Bei den kinderlosen Ehepaaren fällt wie 1957 
auf, daß diejenigen, bei denen im allgemeinen 
nicht mehr mit Nachwuchs zu rechnen ist, häu­
figer eine andere Wohnung wünschen als jünge­
re Ehepaare. 

Die Alleinstehenden sind nach den Ehepaaren 
mit schulpflichtigen Kindern die stärkste Gruppe 
von Wohnungssuchenden. Sie sind mit 18% (1957: 
17%) an den Haushalten, die einen Wohnungs­
wunsch genannt haben, beteiligt. Es ist dabei 
zu bedenken, daß darin auch Einzelpersonen 

enthalten sind, die ihren Wohnungswunsch im 
Hinblick auf eine beabsichtigte Eheschließung 
genannt haben. 

Die Wohnungen sind zu klein 

Auf die Frage des Interviewers, warum eine 
andere Wohnung gewünscht wird, lautet fast je­
de dritte Antwort: Die jetzige Wohnung ist zu 
klein, und jede fünfte Antwort: Die Wohnung ge­
nügt in ihrer Ausstattung nicht den Ansprüchen. 
Da mehrere Gründe angegeben werden konnten, 
ist darin auch die naheliegende Kombination bei­
der Antworten enthalten. 

Tab. 4 Die Gründe für den Wohnungswunsch 
nach der sozialen Stellung des Haushaltsvorstandes 

und der jetZigen Are der Wohnungsnutzung 

J!Orziar Str10brn Wobouoa 
nach su .. b .... 

J rr• amugt ... Jb- nach 
ziar in ihr"' 

atindi&"' 
eia.,nem 

Soziair Srdlung Woh· Au• Wohnung Haus 

-- nuna atauuna 
odrr 

oder 

J etzigr Art der :tu nicht 
Hau~ 

Eiarn· 

Wobnungsnun:ung !<Irin ct..n 
halrs· tUI:DS'-' 

An• wohnuns 
spriic:h= fuhruna 

7. aller •on den llauabalrrn 

Son-
•tiae 

1 

mit Wohnungswunsch a=annren Grlinde 

Sc:lbsrindiae 27 18 7 21 
Beamrr und Angrstdlre 31 20 15 10 
Arbeiu!f 34 20 1-4 8 
Sonstige 27 21 l·f 5 
lnsaesamt 31 20 14 9 

davon 
Haupunieter 32 23 7 9 
Untermieter 31 18 27 5 
Gebiud.,. und 'l'oh-
nunaseia:entum~r 26 II 15 18 

I) jerziae Wohnuna zu poß, ):U rruer, liegt unaun.ria :r;ur Arbeit .. 
8liittr; Barackc:ruilumung, Riumuog•klaar u. a. 

27 
24 
23 
32 

26 

29 
19 

30 

Die zu kleine Wohnung ist am häufigsten von 
den Arbeitern als Grund für einen angestrebten 
Wohnungswechsel angegeben worden. Die rela­
tiv hohe Zahl von Gebäuden- und Wohnungs~i­
gentümern, die ebenfalls ihre Wohnung als zu 
klein bezeichneten, ist darauf zurückzuführen, 
daß auch Eigentümer von Behelfsheimen und 
Baracken in dieser Gruppe enthalten sind. Die 
mangelnde Ausstattung der Wohnungen ist über 
alle sozialen Schichten hinweg etwa gleich oft 
als Grund genannt worden. 

Ein ebenfalls häufig vorkommendes Motiv des 
Wohnungswunsches ist das Streben nach eigener 
Haushaltsführung. Es sind wohl im wesentlichen 
die Fälle, wo junge Ehepaare bis zum Erwerb 
einer eigenen in der elterlichen Wohnung mit­
wohnen und entweder als zum elterlichen Haus­
halt gehörend oder als Untermieter erfaßt wor­
den sind. Hieraus erklärt sich auch, daß die 
Untermieter das Streben nach eigener Haus­
haltsführung am häufigsten als Grund des Woh­
nungswunsches genannt haben. 
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Das Ziel, ein eigenes Haus oder eine Eigen­
tumswohnung zu erwerben, ist für etwa jede 
10. Haushaltung Anlaß des Wohnungswunsches, 
Diese Feststellung steht scheinbar im Wider­
spruch zu der früher genannten Tatsache, daß 
annähernd ein Viertel der Haushalte, die anders 
wohnen wollen, ein Eigenheim oder eine Eigen­
tumswohnung anstreben. Die Abweichung der 
beiden Anteilsätze ist aber in erster Linie me­
thodisch bedingt. Es sind insgesamt doppelt so 
viel Gründe angegeben worden, als Haushalte 
mit Wohnungswunsch festgestellt worden sind. 
Durch diese Verdoppelung der Bezugsmasse 
sind die Anteilsätze halbiert, Hinzu kommt, daß 
manche Haushalte, die - wie aus den Erhe­
bungspapieren ersichtlich - ein Eigenheim an­
streben, dieses Ziel nicht als Grund für ihren 
Wohnungswunsch angegeben haben, Der Inter­
viewer war angehalten, in keinem Fall den Be­
fragten zu beeinflussen oder gar einen ihm nicht 
genannten Grund nachzutragen, Interessant ist 
aber in diesem Zusammenhang die schon bei der 
Richtung der Wohnungswünsche festgestellte 
deutliche Abstufung von den Selbständigen über 
die Beamten, Angestellten und Arbeiter zu den 
Rentnern und Pensionären. 

Es sind noch eine Vielzahl weiterer Gründe, 
z. B. die jetzige Wohnung ist zu groß, zu teuer, 
liegt ungünstig zur Arbeitsstätte, Barackenräu­
mung, Räumungsklage, genannt worden. Im ein­
zelnen ist die Zahl dieser Gründe aber zu klein, 
um allgemeingültige Aussagen daraus ableiten 
zu können. Zusammen sind es aber über ein 
Viertel der Motive für den Wunsch, sich woh­
nungsmäßig zu verändern. 

Begriffe und Methoden 
Auswohlgrundlage der l"igen Stichprobe waren die bei der Wohnungs­
zählung om 25.9.1956 festgestellten Wohnungen, die um die Wohnungs· 
neubautcm seit diesem Stichtag ergänzt worden sind. 

Die Erhebung ist in den 162 sogena1111ten Mikrozensusgemeinden durch· 
geführt worden. Diese Gemeinden sind ihrer Struktur nach so ausge· 
wählt, dass sie einen repriisentativen Querschnitt fÜr das ganze Land 
gewährleisten. In diesen Gemeinden wurden insgesamt rund 6 900 Woh· 
nungen mit rund 8 500 Hausholten rur die Erhebung ausgewählt. 

Die Zahl der befragten Haushalte ist nicht identisch mit der Zahl der 
ausgetuöhlten Haushaue. Die Abweichung ist durch Ausfälle bedingt. 
Hierbei handelt es sich um abwesende oder verzogene I/aushalte, leer­
stehende Wohnungen und ähnliche Fälle. 

Die Zahlenangaben sind hinsichtlich ihrer Aussogekraft statistisch 
methodisch abgesichert. Wegen au geringer Besetzung nur mit Vorbe· 
halt zu verwendende Werte sind in Klammern gesetzt. 

Dipl.-Volksw. Alfons Fuchs 

Das steuerpAichtige Vermögen in Schleswig-Holstein 1957 
- Ergebnisse der Vermögensteuerstatistik 1957 -

A. Na t ü r l ich e P e r so n e n Tab. 1 Rohvennögen, Schulden, 

1. Hauptergebnis 

a) Unbeschränkt Steuerpflichtige 

Die Veranlagung zur Vermögensteuer auf den 
1. 1. 195 7 ergab für 20 400 unbeschränkt Steuer­
pflichtige ein Rohvermögen von knapp 2 Mrd. 
DM, das waren 216 Mill. DM (13%) mehr als am 
letzten Hauptfeststellungszeitpunkt ( 1. 1. 1953 ). 
Da von 1953 bis 1957 die Verschuldung um 
65 Mill. DM auf 524 Mill. DM abnahm, ermäßig­
te sich der Anteil der Schulden am Rohvermögen 
von 35% auf 27o/o, Daraus resultiert eine Er­
höhung des Gesamtvermögens (Reinvermögen) 
um ein Viertel auf 1,4 Mrd. DM. 

Das Reinvermögen ist aber noch nicht Steuer­
bemessungsgrundlage. Von ihm werden be­
stimmte Freibeträge abgezogen. Erst der 
danach verbleibende Betrag stellt das steuer­
pflichtige Vermögen dar, das mit 1%, bis zur 
Höhe der Vermögensabgabeschuld nach dem 
Stand vom 21.6.1948 jedoch nur mit 0,75% 
besteuert wird. 

Die Summe der Freibeträge belief sich auf 
437 Mill. DM (1953: 442 Mill. DM), davon wurden 
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steuerpflichtiges Vermögen und Steuetscbuld 
der wtbeschränkt steuerpflichtigen natÜrlichen Personen 

1.1.1953 1.1.1957 

Fälle Fllle 
Merlemal Mi II. Mlll. Steuer- ~ Steuer- .. 

DM DM .. 
pflich· pfllclt-

tige tige 

Land- und forstwirr:• 
scbaftl. V ermöaen 10 358 555 33 7 695 391 20 

GtundYermögea 11 221 298 18 11 657 324 17 
Betriebsvermögen 9 581 527 31 10 494 738 39 
Sonstiges Verm6gen 15 876 320 19 9 619 462 24 

Robvermöaen 21 726 I 699 100 20 418 I 915 100 

Schulden 19 794 589 35 17 527 524 27 
darunter 
Sonsciae Verbind-

lichlcei ren 1 21 483 350 " 17 107 244 J: 

Gesamtvennöaen 21 726 I llO 65 20 418 I )91 73 
Freibeuige 51 766 442 " 52 192 437 " Sceue.cpllichtiaes 

Vctm!Sgen 18 159 678 X 17 233 958 " Sc euerschuld 18 159 6 " 17 233 9 J: 

I) Hypothekengewinnabgabe und Zein•e.n der Vermögensabgabe 

etwa 10 Mill. DM steuerlich nicht wirksam, da 
das Reinvermögen in den niedrigen Vermögens­
gruppen oftmals kleiner war als die zustehenden 
Freibeträge. Auf das steuerpflichtige Vermögen 



in Höhe von 958 Mill. DM, das nach Berück­
sichtigung der Freibeträge verblieb, wurde 
eine Jahressteuerschuld von 8,8 Mill. DM fest­
gesetzt. Sie belastete aber nur 17 200 Ver­
mögen, da sich unter den 14 000 Vermögen bis 
zu 50 000 DM 3 200 befanden, bei denen so 
hohe Freibeträge geltend gemacht werden konn­
ten, daß sie von der Vermögensteuer befreit 
waren. Die Fre1beträge machten etwa 30o/o des 
gesamten Reinvermögens aus. Bezieht man die 
Steuerschuld sinnvollerweise auf das Reinver­
mögen, dann zeigt sich, daß die effektive 
Steuerbelastung mit 0,64% merklich höher lag 
als 1953 (0,53%). 

0·2123 

VOM ROHVERMÖGEN ZUR STEUERSCHULD 
1953 UND 1957 

Abb 1 

ZAHLEN IN MILLIONEN DH 

Der Rückgang der Zahl der Rohvermögen um 
etwa 1 300 widerspricht an sich der mit der 
allgemeinen Wohlstandssteigerung erwarteten 
Vermögensvermehrung. Die Ursache für diese 
gegenläufige Entwicklung, die beim land- und 
forstwirtschaftliehen Vermögen und beim son­
stigen Vermögen besonders auffällig war, liegt 
nicht etwa in einem Vermögensverfall, sondern 
ist in den steuerrechtliehen Bewertungs- und 
Befreiungsvorschriften zu suchen. 

b) Beschränkt Steuerpflichtige 

Die Zahl der Ausländer, die mit ihrem in 
Schleswig-Ilolstein befindlichen Vermögen ver­
anlagt wurden, hat sich seit 1953 - hauptsäch­
lich durch die Erhöhung der Steuerfreigrenze 
auf 2 000 DM - um nahezu die Hälfte auf etwa 
1 000 vermindert, während das Rohvermögen 
(28 Mill. DM) und die Schulden (9 Mill. DM) 
kaum Veränderungen aufwiesen. Die durch­
schnittlichen Rohvermögen (26 000 DM) und 
Reinvermögen (18 000 DM) blieben weit unter 
den entsprechenden Werten der unbeschränkt 
Steuerpflichtigen (94 000 DM bzw. 68 000 DM). 

Bei dem inländischen Vermögen von Ausländern 
handelt es sich überwiegend um Grundver-

mögen, vermutlich um bebaute Grundstücke, 
das bei ihnen 45o/o, bei den unbeschrankt Steuer­
pflichtigen jedoch nur 17fl/o des Rohvermögens 
ausmachte. Etwa neun Zehntel der Reinver­
mögen waren kleiner als 20 000 DM. Der Anteil 
den Ausländer am steuerlich festgestellten 
Nettoinlandvermögen haben, ist sowohl der 
Zahl (5%) als auch dem Betrag (1,4fl/o) nach 
germg. 

Exkurs über einige Probleme 
der Vermögensteuerstatistik 

Nach den Vorschriften des Bewertungsgesetzes, 
die für die Veranlagung zur Vermögensteuer 
gelten, setzt sich das Rohvermögen aus folgen­
den Vermögensarten zusammen: 

Land- und forstwirtschaftliches Vermögen 
Grundvermögen 
Betriebsvermögen 
Sonstiges Vermögen. 

Für die einzelnen Vermögensarten sind unter­
schiedliche Bewertungsmaßstäbe anzuwenden. 
So werden land- und forstwirtschaftliche Ver­
mögen und Grundvermögen (das sind bebaute 
und unbebaute Grundstücke) mit den erstarrten 
Einheitswerten angesetzt, die als Ertragswert 
nach den Wert- und Preisverhältnissen vom 
1. 1. 1935 ermittelt worden sind. Dieses Ver­
fahren ist auch bei Neubauten anzuwenden, so 
daß sich für das land- und forstwirtschaftliche 
Vermögen einschl. der zum Betriebsvermögen 
gehörenden Betriebsgrundstücke Werte ergeben, 
die nur einen Bruchteil der tatsächlichen Werte 
betragen. Dagegen ist das Betriebsvermögen 
und das sonstige Vermögen (das ist in der 
Hauptsache Kapitalvermögen) mit dem gemeinen 
Wert anzusetzen, der etwa dem Verkehrswert 
entspricht; diese Werte sind also einigermaßen 
zeitnah 1 . Die unterschiedlichen Bewertungs­
methoden (Ertragswert und gemeiner Wert) und 
eine Differenz von mehr als 20 Jahren in den 
Bewertungszeitpunkten führen dazu, daß die Er­
gebnisse der Vermögensteuerstatistik in erster 
Linie von f i s k a li s c h e m Interesse sind. 
Die wirtschaftlich relevanten Tatbestände -hier 
das Vermögen -, an die der Gesetzgeber bei der 
Besteuerung anknüpfen muß, erscheinen nur 
noch als Torso. Das gilt auch für die Verteilung 
der Vermögen auf die einzelnen Steuerpfhchti­
gen. 

Die für Besteuerungszwecke notwendige und 
berechtigte Addition der unterschiedlich bewer­
teten Vermögensarten ergibt eine Summe für 
das Rohvermögen, die zwar mit der unter glei­
chen methodischen Voraussetzungen ermittelten 

I) Flir Wertp"''iere werden jeweils zu den llauptfeststellungszdtpunk· 
ten besondere Steuerkurswerte durch die Finanzverwaltung featae•tellt, 
die als ein Miuelwerr aus d~ Börsennotierunsen eines verhältnismä· 
Bis kurzen Zeiuawnes vor dem Bewertunsutichrag sebil der werden 
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eines früheren Zeitpunktes vergleichbar ist; 
bei w1rtschaftlicher Betrachtungsweise ist der 
Aussagewert dieser 11 Summenbildungen11 jedoch 
erheblich eingeschränkt. Diese Einschränkung 
ist um so größer, je häufiger bei den Steuer­
pflichtigen mehrere Vermögensarten zu einem 
einhettlichen Rohvermögen oder Gesamtvermö­
gen zusammengeraßt werden. In der Wirklich­
keit sind Fälle, in denen ein Vermögensbesit­
zer, d. h. Haushalt, nur über eine Vermögens­
art verfügt, verhältnismäßig selten. 

2. Vermögensarten 
der unbeschränkt Steuerpflichtigen 

a) Land- und forstwirtschaftliche Vermögen 

Der absolute Rückgang der Zahl der Fälle und 
des Betrages ist nicht Ausdruck eines besorg­
niserregenden Vermögenverfalls, sondern auf 
die Verwendung der auf den 1. 1. 1935 festge­
stellten Einheitswerte 2 zurückzuführen, die 
auch heute noch die Grundlage für die Bewer­
tung der land- und forstwirtschaftliehen Betrie­
be darstellt. Die Vermögensbilanz eines Land­
wirtes weist als Aktivposten den erstarrten 
Einheitswert von 1935, auf der Passivseite je­
doch die Schulden nach, wie sie unter den Preis­
verhältnissen am 1. 1. 1957 - also gut 20 Jahre 
später - vorhanden waren. Bei diesem Verfah­
ren, das konstante Aktiva und variable Passiva, 
in Beziehung setzt, muß unter den gegebenen 
wirtschaftlichen Bedingungen ein verzerrtes 
Bild der heutigen landwirtschaftlichen Vermö-

Moll OM .. DAS ROHVERMÖGEN NACH DER VERMÖGENSART 
1953 UND 1957 

AbU 

HollOH 
aeo 

l) Der Re1chupituobemeb, in der Magdeburaer Borde ac:legea, bildet 
mit einem liektauatz von 3 780 RM/0'1 die ßa•is für die Einheitsbe­
,.enung auf den 1. 1.1935. Alle anderen land,.irtachaftlichen Betriebe 
"urden unter B erucksichtigung der die Ertragslase beeinflussenden 
Faktor .. n in e.in Verhältnis zu dem Ertragswert - ausgedruckt in dem 
Hektarsace- gebracht. Oieses Verfahren ist Ruch heure noch Grundla· 
ge der Bewerruna land· und forsrwirtschaltlicher Betriebe. !Iei einem 
fUr Schleswia·ltolarein angenommenen lldc:taraau: mit I 700 OM, das 
sind .15 ~des Reichss(litzenberriebes, etgibr sich fur einen 3Q-Hektar­
llof ein Einhe.its,.en von SI 000 OM 

genssituation entstehen. Ein einfaches Beispiel 
soll diesen Vorgang verdeutlichen: 

Oer Einhe.itawert e.ines 3()-Helctat-llofu berrqe 
Schuldeo wegea Aaschaffuna eines Schleppers 
oder ihnlichu 

Eraibt Reinvermögen (50 000 - 20 000 DM) 
davoa ab Freibeträge 
a) für den Sreuezpflichtigen und Ebe!rau 
b) "..ej Kinder 

somit verble.ibt steuezpfiicbtigea Vermögen 

50 000 DM 

20 000 DM 
• 30 000 DM 

20 000 DM 
10 000 OM 

0 0\1 

In diesem Beispiel, das etwa einen bäu\!rlichen 
Familienbetrieb zur Vorlage hat, entsteht keine 
Vermögensteuerbelastung, obwohl das tatsäch­
liche Reinvermögen zwischen 80 000 bis 130 000 
DM liegen dürfte, je nachdem ob man den Ein­
heitswert von 1935 verdoppelt oder verdreifacht, 
um einen dem heutigen Verkehrswert angenä­
herten Betrag zu erhalten. 

Die Verwendung der überholten Einheitswerte 
führt also zu Ergebnissen, die sich von Jahr zu 
Jahr mit steigendem Kapitaleinsatz in der land­
wirtschaftlichen Produktion zunehmend von der 
Wirklichkeit entfernen. Sie haben daher nur noch 
steuertechnische aber kaum noch wirtschaftli­
che Bedeutung. Falls keine neue Bewertung vor­
genommen wird, muß mit einem weiteren Rück­
gang des der Vermögensteuer unterliegenden 
landwirtschaftlichen Vermögens für die Zukunft 
gerechnet werden. 

Dieser 11Vermögensschwund11 wird für die land­
wirtschaftlichen Betriebe durch eine spezielle 
gesetzliche Regelung, die den Überschuß der 
umlaufenden Betriebsmittel zum Gegenstand 
hat, noch verstärkt 3 • 

Tab. 2 Durchschnictsbecrige nach Vennögeuarten 
der unbeschränkt steuerpfiichcigen natürlichen Personen 

1.1.19~3 1.1.1957 

Fälle Secraa Fälle 
Bettag 

in OM in DM 
Verrnllgensart je Fall / je Fall/ 

Steuer- Steuf!r• 

pflich· 
Sleue,... (lfiich· 

Steuer-
pflich· pOich· 

tige tigen 
tige tigen 

Land· und forsrwirrschaft· 
liches Vermögen LO 3S8 53 S69 7 695 so 802 

Grundvermögen II 221 26 519 II 657 27 765 
Betriebsvermögen 9 581 54 989 10 494 70 348 
Sonstiges Vermögen 15 876 20 137 9 619 48 064 

Rohvermögen 21 726 78 200 20 418 9} 797 

Eine weitere Bestätigung des "unechten'' Ver­
mögensrückganges ist daraus zu entnehmen, daß 
die Zahl der Fälle um etwa ein Viertel (von 
I 0 400 auf 7 700), das durchschnittliche Roh­
vermögen aber nur um 5% zurückging. Wäre 
nämlich ein echter Vermögensschwund einge­
treten, dann hätte sich der Durchschnittsbetrag 
erheblich stärker vermindern müssen als es der 
Fall gewesen ist. 

3) Ein:telheiten dazu siehe§ 32, Absat:t 11 und f74, Abutz I, Ziffer 3 
Be .. ettuncsgesetz. Danach ist der Uberechuß der laufenden Beuiebs­
e.innahmen uber die laufenden Betriebsauegaben der nach dem 30.6. 
bis zum 31.12. entstanden ist, vorn Rohvermöaen abzuziehen 
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In den voro;tehenden Ausführungen 'lll.urdt!n die Hauptursachen 
für die! unvollständige Darstellung des land- und forsrwirc'!chaft­
lichen Vermögens aufgezeigL Die Diskrepanz zwischen der tat· 
sächltchen Zahl von landwiruchafdichen Betrieben und ahrem 
Verroögen und den Ergebnissen der Vermögensteuerstatistik ist 
so offen~ichtlich, daß der Gedanke nahe liegt, eine Ergänzung 
vorzunehmen, um ein "'irklidtkeit'<Oäheres Bild de~ landwirt­
schaftlichen Vermögens zu erhalten. Die folgenden Überlegun­
gen sind daher als etn Versuch zu werten, von den Ciskaiasch 
bestimmten Ergebnissen der Vermögensbesteuerung ausgehend, 
die Gesamtheit des Vermögens der Landwirtschaft in großen Zü­
gen darzustellen. 

Am 1.1. 1957 waren 5 300 Land· und Forstwirte mit 417 Mi!!. DM 
Rohvermögen, darunter 360 Mill. DM (86 %) land- und forstwirr.­
schaftliche Rohvermögen, vorhanden. Nach der Umsatzsteuer· 
Statistik 1955 wurden jedoch erwa 42 000 Landwirte ermittelt, 
nach der Bodennutzungserhebung 1957 waren es sogar 64 000, 
darunter aber nur 42 000 mit 5 ha und mehr landwirtschaftlicher 
Nutzfläche (LN). Bei den 22 000 Landwirten mit weniger als 5 
ha LN dürften nichdandwirtschafdiche Nebenef"'erbsquellen 
eine mehr oder weniger große Rolle gespielt haben. Läßt man 
diesen nur un icher zuzuordnt!nden Bereich außer Betracht, dann 
ergibt sich, daß nur et'lll.a jeder achte land- und forst'lll.irtschaft· 
liche Betrieb vermögensteuerpflichtig war. Unterstellt man wei­
ter, daß die 3 100 Betriebe mit 50 und mehr ha LN überwiegend 
wohl der Steuerpflicht unterlegen haben dürften, dann waren von 
16 800 Betrieben der mittleren Größenklasse (20 bis unter ~0 ha 
L!lt') nur noch höchstens 2 000 steuerpflichtig; etwa 15 000 die­
ser Größenklasse und sämtliche Beuiebe(22 000) mitS bis unter 
20 ha LN blieben außerhalb der Vermögensbesteuerung. Diese 
schematische .. ~u'!sonderung wird sicher in einem oder anderen 
Falle nicht zutreffen. Es soll hier aber auch nur ein Versuch 
unternommen werden, die Größenorditungen und ihre Relationen 
in den Griff zu bekommen. 

Der Betrag des steuerlich nicht erlaBten land- und forstwirr­
schaftliehen Rohvermögens könnte sich um 700 bis 750 Mill. DM 
be"'egen; dabei sind nur die 37 000 Betriebe zwischen 5 und 50 
ha LN, die nach den vorhergehenden Ausführungen als von der 
Vermögensteuer nicht betroffen angest!hen wurden, mic eint!m 
voro;ichtig bewerteten Rohvermögen von durchschnittlich 20 000 
DM angesetzt VoiOrden. 

Folgt man diesen Überlegungen, dann errechnet sich ein land­
und forstwinschafdiches Rohvermögen - bewertet nach dem 
Stande vom 1.1. 19 35- von etwa 1,2 Mrd. DM. Mit anderen Worten: 
ln der Vennögensteuerstati'itik 1957 wurde nur etwa ein Drittel 
de~ (unterbe.."eneten) Bruttovermögens der hauptberuflichen 
Land- und Forst.."irte (einschließlich ihrer nächsten Familien­
angehörigen) erfaßt. Der nichste Schritt wäre dann der Übergang 
von den fi kaliseben zu den realen Vermögenswerten. 

Unter Berücksichtigung der 22 000 •kleinen Landwirte•, d. h. 
der Betriebe bis zu 5 ha landwirtschaftlicher Nutzfläche, die 
zweifellos ebenfall:o~ Vermögensbesitzer sind, würde sich der 
Gesamt""ett des land- und forst""irt~chafdichen Vermögens noch 
mehr erhöhen, der nicht erfaßte "Unterbau• der Vermögenspyra­
mide noch breiter werden, je nachdem mit welchen durchsehnin­
liehen Vennögen man be• den Kleinbetrieben rechneL 

in die em Zusammenhang ist auch auf die Schuldenquote hlnzu­
"'eisen, die ~ich fUr das steuerlich relevante Vermögen auf 45 r. 
stellte. Daß die~e Quote ohne jeden wirtschaftlichen Aussage­
wert ist, bedarf keiner ""eiteren Erläuterung. 

b) Betriebsvermögen 

Bei dem Betriebsvermögen verlief die Entwick­
lung umgekehrt wie beim landwirtschaftlichen 
Vermögen: Die Zahl der Betriebsvermögen 
stieg von 1953 - 1957 um etwa 1 000. Im glei­
chen Zeitraum wuchs das Vermögen um 40%; 

daraus ergab sich eine bemerkenswerte Erhö­
hung des durchschnittlichen Betriebsvermögens 
von 55 000 DM auf 70 000 DM. Zudem handelt 
es sich beim Betriebsvermögen um Reinvermö­
gen im Gegensatz zu den anderen Vermögens­
arten, die erst nach Abzug der Schulden dem 
Betriebsvermögen vergleichbare Remvermö­
genswerte darstellen würden. Eine Zurechnung 
der Schulden zu den jeweilig entsprechenden 
Vermögensarten läßt sich aus den vorhandenen 
Unterlagen nicht durchführen, so daß ein Ver­
gleich der Summen von Vermögensarten unter­
einander wenig sinnvoll ist. 

c) Sonstiges Vermögen 

Auch beim sonstigen Vermögen haben steuer­
rechtliche Änderungen - in der Hauptsache das 
Gesetz zur Änderung vermögensteuerrechtli­
cher Vorschriften vom 24.7.1958, das u.a. 
6 000 DM bzw. 12 000 DM des Kapitalvermö­
gens außer Ansatz läßt - einen besonders star­
ken Rückgang der Zahl der Fälle um etwa 6 000 
bewirkt. Durch diese Vorschrift kam für viele 
Besitzer von Bank- und Sparguthaben die Ver­
anlagung zur Vermögensteuer in Fortfall, wie 
das nachstehende Beispiel zeigt. 

Ein Haushalt (Ehepaar mit einem Kind) besitze 
folgendes schuldenfreies "Sonstiges Vermögen": 

I. Hypochekeniorderllllgen 
2. Spargurhaben 
3. 'IVrrtpnpiere 
4. Lebensversic:herungsanspruc:b 

Rohvermogrn 

Außer Ansatz bleiben 
a) Nach§ 67, I, Ziffer 2 und Abs. II, Bew.Gea. 
b) Nach§ 67, I, Ziffer 6 Oew.Gea. 

Gesamtvermögen 

Frejbeulige 
Sceuecpflicbriger 
f.hdrau 
Kind 

Verbleibt sceuc:rpflichtigu Vermogen • 

15 000 DM 
12 000 OM 
4 000 DM 
6 000 OM 

37 000 O'ot 

12 000 OM 
S 000 DM 

20 000 DM 

10 000 DM 
10 000 DM 
5 000 OM 

0 OM 

In unserem Beispiel, das mit Variationen viel­
fach in der Wirklichkeit wiederzufinden sein 
dürfte, ergibt sich bei einem Reinvermögen von 
37 000 DM, ein steuerpflichtiges Vermögen von 
0 DM. 

Bei den größeren "Sonstigen Vermögen", die 
vermutlich einen hoherenAnteil vonAktien auf­
weisen, trat infolge der haussierenden Aktien­
kurse ein erheblicher Vermögenszuwachs ein, 
der sich in einem gegenüber 1953 um 45% höhe­
ren Gesamtbetrag dieser Vermögensart aus­
wirkte. 

d) Grundvermögen 

Die Zahl der Grundvermögen hat sich dagegen 
kaum verändert, obwohl die lebhafte Bautätig­
keit der letzten Jahre eine Zunahme erwarten 
Ließ. Die Vermögensbildung in diesem Sektor 
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führt nur in den seltensten Fällen zu steuerlich 
heranzuziehenden Vermögenswerten, da die 
rückwärts gerichtete Bewertung von Neubauten 
(analog dem Verfahren be1m land- und forst­
wirtschaftlichen Vermögen) nur in Ausnahme­
fällen für Neubauten von Mehr- und Emfami­
lienhäusern zu so hohen Einheitswerten führt, 
daß sie nicht von den Schulden oder Frelbeträ­
gen gedeckt oder überdeckt werden. 

3. Vermögensschichtung der unbeschränkt 
steuerpflichtigen natürlichen Personen 

Bei einer Beurteilung der Vermögensverteilung 
der natürlichen Personen muß vorausgeschickt 
werden, daß es sich streng genommen nicht um 
die Verteilung des Reinvermögens von einzelnen 
Personen handelt, sondern nach dem Prinzip 
der Haushaltsbesteuerung die Zusammenveran­
lagung von Ehepartnern mit ihren Kindern unter 
18 Jahren der Regelfall ist. Es wird also nicht 
das individuelle Vermögen sondern das Vermö­
gen einer Familie (im engeren Sinne) dargestellt. 
Die Zahl der Personen, denen privatrechtlich 
ein bestimmtes Vermögen gehört, ist daher 
nicht festzustellen. Sie ist jedenfalls höher als 
die Zahl der Steuerpflichtigen. 

Aus der Zahl der Freibeträge läßt sich unge­
fähr auf die durchschnittliche Familiengröße 
der Vermögensteuerpflichtigen schließen. Ne­
ben den 20 418 Steuerpflichtigen, die gleichzei­
tig die Zahl der zur Vermögensteuer veranlag-

ten Haushalte darstellen, waren nach den ge­
währten Freibeträgen noch 12 150 Ehefrauen 
und 12 263 Kinder vorhanden. Die Haushalte der 
Steuerpflichtigen hatten zusammen also 44 831 
Personen, so daß im Schnitt der vermögen­
steuerpflichtige Haushalt 2,2 Personen umfaß­
te. In 12 150 Haushaltungen, das sind 600fo der 
uberhaupt zur Vermögensteuer herangezogenen 
Haushalte, bestand der Haushalt mindestens 
aus Ehemann und Ehefrau. 

Vergleicht man die Zahl der vermögensteuer­
pflichtigen Haushalte mit der Gesamtzahl aller 
Haushalte in Schleswig-Holstein 4 , dann war nur 
bei knapp 3o/o aller Haushalte das Vermögen so 
groß, daß es steuerlich relevant wurde. Bei 
Steuerpflichtigen, die keine weiteren Freibe­
träge absetzen konnten und für die nicht die 
Freigrenze von 6 000 D!Vl (nach § 67 Abs. I 
Ziff. 2 und Abs. II Bew. Ges.) zutraf, beginnt 
die Steuerpflicht nämlich erst bei einem Gesamt­
vermögen (Reinvermögen) ab 11 000 DM. Das 
Reinvermögen muß erheblich höher sein, wenn 
ein Steuerpflichtiger weitere Freibeträge und 
außer Ansatz bleibende Vermögensteile nach­
weist (vergleiche auch Beispiel Seite 203). 

Weiter muß sich der Leser ständig vor Augen 
halten, daß nach den Unterlagen der Vermö­
gensbesteuerung nur ein Teil des gesamten 
privatwirtschaftliehen Vermögens, gewisser­
maßen die Spitze einer vorgestellten vollständi­
gen Vermögenspyramide, dargestellt werden 
kann. 

Tab. 3 Vermögensverteilung der unbeschränkt steuerpflichtigen natürlichen Personen 

I. I. 1953 I. I. I '>57 

S<euerpßichtigr Gr sann v ennog en Su:uerpflichtige Geumtvennögen 
Frei· Steuer· 

Vermögensgruppe bo:ttagr s chuld 
in DM 

Anzahl ... Mill. DM .. Anzahl .. Mill. DM " 
in% des ,. .. Gesamtvermagens 

unter 20 000 2 967 13.7 46 4,1 2 439 11,9 38 2,8 84,0 0,15 
20 000- 30 000 7 139 32,9 178 16,1 5 396 26,4 135 9,7 86,2 0,17 
30 000- 40 000 4 323 19,9 149 13,4 3746 18,3 129 9,3 67,8 0,27 

-10 000- 50 000 2 353 10,8 lOS 9,5 2 340 11,5 104 7,5 52,8 0,40 
~0 000- 70 000 2 208 10,2 130 11,7 2 509 12,3 147 10.6 ,8,5 0,5·i 
70 000 - 100 000 1 274 5,9 lOS 9,5 I 595 7,8 133 9,6 27,8 0,65 

100 000- 250 000 I 11-i 5,1 165 14,9 I 755 8,6 261 18,7 14,4 0,79 
250 000- 500 000 223 1,0 77 6,9 412 2,0 141 10,2 6,3 0,88 
500 000 - 1 000 000 88 0,4 59 5,3 130 0,6 89 6,4 3,2 0,92 

I 000 000 und mrbr 37 0,2 96 8,6 96 0,5 213 15,3 1,1 0,94 

lnago:aamr 21 726 100 I 110 100 20 118 100 I 391 100 31,4 0,64 

An der Spitze der Vermögenspyramide standen 
96 Vermögensmillionäre, die zusammen 213 
Mill. DM oder knapp ein Sechstel des llberhaupt 
nachgewiesenen Reinvermögens von 1,4 Mrd. 
DM besaßen. Seit dem l. 1. 1953 ist die Zahl der 
Millionenvermögen beinahe um das Dreifache 
gewachsen. Der größte Teil des Zuwachses 
dUrfte durch den Aufstieg aus den unmittelbar 
darunterliegenden Vermögensgruppen zustande 
gekommen sein. Die Aufstiegsbewegung setzte 
sich bis herab zu Reinvermögen von 50 000 DM 

fort: Diese Gruppen sind 1957 durchweg stärker 
besetzt als 1953; während es sich bei den Ver­
mögen unter 50 000 DM genau umgekehrt ver­
hält. 1953 entfielen auf diese zusammengefaßte 
Gruppe 77o/o des Vermögens, 1957 waren es nur 
noch 68o/o, oder anders ausgedrückt: 1957 war 
Jedes dritte Vermögen größer als 50 000 DM. 

4) 1\:ach den Ergebn.iasen des Mikro.tenaus vom Oktober 1'157, vrröffent· 
licht in Stat. Monatsh. S.-H. 1959, S. 218 (Srpt.), waren 766 000 Haus· 
halte vorhanden. Dir durchschnittliche Hauahaltsgoße betrug 2,9 Per· 
c;;onen 
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4. Überwiegende Vermögensarten 

Die Vermögensteuerunterlagen wurden nicht, 
wie sonst bei Steuerstatistiken üblich, in wirt­
schaftlicher Gliederung aufbereitet. Es liegt 
nur eine grobe Gliederung nach der überwiegen­
den Vermögensart vor. Die Steuerpflichtigen 
mit überwiegend land- und forstwirtschaftlichem 
Vermögen können als repräsentativ für die 
mittleren und großen landwirtschaftlichen Be­
triebe in Schleswig-Holstein angesehen werden. 
Rein forstwirtschaftliche Betriebe sind in 
Schleswig-Ilolstein selten. Bei den Steuer­
pflichtigen, die überwiegend Betriebsvermögen 
nachwiesen, handelt es sich um einen Ausschnitt 
der Einzelunternehmen in Schleswig-Holstein. 
Dieser Ausschnitt stellt aber nur, wie bereits 
bei landwirtschaftlichen Vermögen, die mittle­
ren und großen Vermögen dar, während die 
zahlenmäßig stark vertretenen kleinen Unter­
nehmen, da ihr Vermögen kaum die Besteue­
rungsgrenze überschritt, in der Vermägen­
steuerstatistik nicht enthalten sind. Die Haus­
und Grundstücksbesitzer dürften in etwa mit den 
Steuerpflichtigen übereinstimmen, die vorwie­
gend Grundvermögen besaßen. Im überwiegend 
sonstigen Vermögen kommen jene Steuerpflich­
tigen zur Geltung, bei denen das Kapitalvermö­
gen überwog. In allen Vermögensarten machte 
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das jeweils überwiegende Vermögen mindestens 
drei Viertel des überhaupt nachgewiesenen Roh­
vermögens aus. Der geringste Anteil anderer 
Vermögensarten war bei land- und forstwirt­
schaftlichen Vermögen festzustellen; hier ent­
fielen 14o;o auf andere Vermögensarten als das 
Hauptvermögen. Beim Grundvermögen belief 
sich der entsprechende Anteil auf 25'ro. 

Tab. 4 Das Rohvermögen der unbeschränkt sceuerpfHchcigen natürlichen Personen 
nach überwiegenden Vermögensarten am 1.1.1957 

U~rwi~1~n.Je V~rmOJenSart 
land· und fors .. 

Ve<IIIO&en•an winschahliches Grundvermöaen 
Venuogen 

B~täebsvermöJ~n SonsÜJU V~m>Ogen Zu•ammen 

'41ll.OM ." .. Miii.DM ~ 

" Mill.OM " Mill.OM ,., Miii.DM ~ 

Land- uod forst•irtschaft· 
lichea Vermögen 360 86 5 2 II I 15 4 391 20 

Grundvermögen 15 4 191 7~ 75 9 42 10 324 17 
Betriebsvermosen 5 I 30 12 672 80 31 8 738 39 
Sonstige» Vermöaen 36 9 28 II 79 9 320 78 462 24 
Zuaamn)en 411 100 254 100 837 100 407 100 I 915 100 

Schulden 186 45 88 35 182 22 67 17 524 27 
Gesarntvennösen 230 55 166 65 655 78 3-40 83 I 391 73 
Steuerpflichtise• Vermagen 114 X 84 " 486 X 214 " 958 X 

Die Verschuldung weicht in den einzelnen Ver­
mögensarten vom Gesamtdurchschnitt erheb­
lich ab, am stärksten bei den land- und forst­
wirtschaftlichen Vermögen, wo die Schulden 
mit 45'ro nahezu die Hälfte des Rohvermögens 
erreichten. Wie aber bereits ausgeführt, hat 
besonders in der Landwirtschaft und weitgehend 
auch beim Haus- und Grundbesitz die hier er­
rechnete Schuldenquote wenig wirtschaftliche 
Aussagekraft. Diese Einschränkung ist beim 
land- und forstwirtschaftliehen Vermögen von 
besonderem Gewicht, da hier das zeitnah be­
wertete Betriebsvermögen nur ein Prozent und 
sonstige Vermögen neun Prozent des Rohver­
mögens betrugen, während beim Grundvermö­
gen diese beiden Vermögensarten knapp ein 

V1ertel des Rohvermögens ausmachten. Beim 
Betriebsvermögen sind die Verhältnisse etwa 
umgekehrt. Hier ist das unterbewertete land­
wirtschaftliche Vermögen nur mit einem Prozent 
und das ebenfalls unterbewertete Grundvermö­
gen mit neun Prozent am Rohvermögen der über­
wiegenden Vermögensart Betriebsvermögen be­
teiligt. Die Verschuldung des Betriebsvermö­
gens, die gut ein Fünftel (22o;o) des Rohvermö­
gens in Anspruch nahm, dürfte der tatsächli­
chen Verschuldungssituation erheblich näher 
kommen als das bei den vorhin dargestellten 
beiden Vermögensarten der Fall ist. Die ge­
ringste Verschuldung ( 17%) wiesen Jene Steuer­
pflichtigen nach, die hauptsächlich Kapitalver­
mögen zu versteuern hatten. 
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Tab. S Unbeschränkt su:uerpfiichtige natürliche Personen 
nach Vennögtnsgruppen und überwiegender Vennögensan 

<;teuerpßichtige rn.it über,.iegen<lem 

land- und 
Vermögena- fonn•in· Grund• Betneba- Sonstigen 

gruppe schaftlieben •ermögen vermögen Vermögen 
in I 000 DM Vermögen 

A.,. 
~ 

An· An· An-
zahl uh1 7o uh1 ~ za),J ~ 

unter 20 599 11,4 842 20,4 548 7,3 ·150 12,8 
20 - 30 I 84} 35,0 I 324 32,1 I 567 20,9 662 18,8 
30- 40 1 174 22,3 745 18,0 I 370 18,3 457 13,0 
·10- 50 627 11,9 387 9,4 9H 12,6 383 10,9 
50- 70 541 10,3 416 10,1 I 074 14,3 478 13,6 

70- 100 268 5,1 213 5,2 750 10,0 364 10,3 
100- 250 166 3,2 178 4,3 889 11,8 522 U,8 
250- 500 34 0,6 19 0,5 2-42 3,2 117 3,3 
500- I 000 5 0,1 3 0,1 7-$ 1,0 18 1,4 

1 000 und mehr 9 0,2 1 o,o .(6 0,6 40 1,1 

Insgesamt 5 266 100 4 128 100 7 503 100 3 521 100 

Die Verteilung der nach dem überwiegenden 
Vermögen aufgegliederten Steuerpflichtigen auf 
die einzelnen Vermögensgruppen (siehe Tabel­
le 5) zeigt eine erstaunliche Übereinstimmung; 
überall war die Vermögensgruppe 20 000 DM 
bis unter 30 000 DM am häufigsten besetzt. Es 
ist aber durchaus möglich, daß diese Überein­
stimmung mehr zufällig ist, da die unterschied­
lichen Bewertungsmethoden einen derartigen 
Vergleich nur bedingt zulassen. Es ist wahr­
scheinlich, daß die Besetzung der Vermögens­
gruppen beim land- und forstwirtschaftliehen 
Vermögen und beim Grundvermögen erheblich 
anders aussehen würde, wenn auch diese Ver­
mögensarten in der gleichen Weise wie das Be­
triebsvermögen und das sonstige Vermögen be­
wertet worden wären. Erstaunheb ist hier auch 
die Zahl von 40 Vermögen, die die Millionen­
grenze überschritten. Beim Betriebsvermö­
gen, das mit einem reichlich doppelt so hohen 
Betrag und mit mehr als doppelt so viel Steuer­
pflichtigen als das sonstige Vermögen nachge­
wiesen wurde, waren es nur 46 Steuerpflichti­
ge, deren Betriebsvermögen über eine Million 
DM lag. 

B. N i c h t n a t ü r 1 i c h e P e r s o n e n 
(Körperschaften) 

1. a) Unbeschränkt steuerpflichtige 
Körperschaften 
Das Gesamtvermögen einer Körperschaft wird 
ohne Rücksicht auf die Zuordnung zu den ein­
zelnen Vermögensarten als Betriebsvermögen 
angesehen und stellt somit Reinvermögen dar. 
Vom Betriebsvermögen werden nur noch die mit 
dem Lastenausgleich in Verbindung stehende 
Vermögensabgabe (Zeitwert) und zutreffenden­
falls rückständige Leistungen auf die Vermö­
gensabgabe abgezogen. Das dann verbleibende 
Gesamtvermögen ist in fiskalischer Hinsicht 
dem Gesamtvermögen der natürlichen Personen 
gleichzustellen. Freibeträge werden den Kör-

perschaften nicht gewährt. Im Gegensatz zu 
der Vermögensfeststellung bei den natürlichen 
Personen wird für die Kapitalgesellschaften 
unter bestimmten Voraussetzungen ein Min­
destvermögen zugrunde gelegt, so daß auch in 
F<illen der Überschuldung eine Vermögensteuer­
pflicht entsteht. 

Das Betriebsvermögen der 1 440 steuerpflich­
tigen Körperschaften belief sich am 1. 1. 1957 
auf 611 Mill. DM. Es war damit um knapp 200 
Mill. DM größer als am 1. 1. 1953. Bei einer nur 
um 45 geringeren Zahl von Körperschaften hat 
sich somit das durchschnittliche Betriebsvermö­
gen um gut 50% erhöht! Vom Gesamtvermögen 
waren 79 Mill. DM für die Vermögensabgabe 
(Zeitwert) und 8 Mill. DM für rückständige Ver­
mögensabgaben in Abzug zu bringen. Etwas mehr 
als jeder dritte Steuerpflichtige war mit diesen 
Lastenausgleichsabgaben belastet. Unter Be­
rücksichtigung von 144 Mindestbesteuerungs­
fällen ergab sich ein steuerpflichtiges Vermö­
gen von 535 Mill. DM, das waren ebenfalls et­
wa 200 Mill. DM mehr als am vorhergehenden 
Hauptfeststellungszeitpunkt. Knapp ein Fünftel 
dieses steuerpflichtigen Vermögens wurde nur 
mit 0, 750fo besteuert, in dieser Höhe bestand al­
so eine Vermögensabgabeschuld nach der La­
stenausgleichsgesetzgebung, Etwa gleichlaufend 
mit der Vermögensvermehrung stieg auch die 
festgesetzte Steuerschuld, und zwar um knapp 
2 Mill. DM auf 5,1 Mill. DM. 

b) Beschränkt steuerpflichtige Körperschaften 

Ausländische Körperschaften unterliegen nur 
mit ihrem inländischen Vermögen der Besteue­
rung. Es wurden 13 Körperschaften mit 722 000 
DM Gesamtvermögen und 240 000 DM Schulden 
festgestellt; die veranlagte Steuerschuld belief 
sich auf 4 000 DM. Der Anteil aufo>ländischer 
Körperschaften am Vermögen, den Schulden und 
der Steuerschuld war somit ohne Bedeutung. 

2. Vermögensschichtung 

Die Verteilung des Vermögens ist noch stärker 
als bei den natürlichen Personen durch das 
Übergewicht der wenigen, aber um so großeren 
Vermögen gekennzeichnet: 

24 Körperschaften mit jeweils mehr als 5 Mill. 
DM Vermögen teilten sich in fast die Hälfte 
(297 Mill. DM) des Gesamtvermögens aller 
Körperschaften, während knapp die Hälfte der 
Körperschaften (659) mit jeweils weniger als 
30 000 DM Vermögen nur etwa 20fo des Gesamt­
vermögens nachwiesen. Die schon für die na­
türlichen Personen festgestellte Aufstiegsbe­
wegung der Vermögen ist auch bei den Körper­
schaften erkennbar. Sie ist hier noch deutlicher 
ausgeprägt, denn nur in der untersten Gruppe 
(unter 20 000 DM) ist die Zahl der Steuerpflich­
tigen 1957 geringer als 1953, während in allen 
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Tab. 6 Steuerbelastete unbeschränkt steuerpflichtige Körperschaften nach Vermögensgruppen 
- einschließlich der Mindestbesteuerungsfälle -

1. I. 1953 I. I. 1957 

Abge-
Steuer• Jahres-

Abge-
Sreuet- Jahres-

Vermögensgruppe runderes 
pflichtisea 

runderes 
pßichtises ale!Ue".. 

in DM Steuet- Betrieb~ 
Steuer Steuer· Betrieb:o-

Vennösen schuld Vermögen schuld 
pflichtige vermögen pßichtige vermögen 

Betrag in I 000 DM Beuas in I 000 DM 

unter 20 000 536 7 489 4746 
20 000- 30 000 290 5 188 6 285 
30 000- 40 000 77 3 187 2 594 
40 000- 50 000 55 3 230 2438 

50 000- 70 000 88 6 045 5 038 
70 000- 100 000 79 8 465 6 392 

100 000- 250 000 160 29 997 24 132 

250 000- 500 000 86 37 294 29 716 
500 000- I Mill. 54 47 534 38 406 
1 Mill. - 2,5 • 42 84 475 65 533 

2,5 ~ - 5 . 6 22 607 21 315 
5 ~ - 10 ~ 5 37 428 29 484 

10 Mill. und mehr 7 124 239 101 288 

Inssesamt I 485 417 178 337 367 

anderen Gruppen mehr Steuerpflichtige mit zum 
Teil erheblich höheren Vermögensbeträgen als 
1953 vorhanden waren. Die Millionenvermögen 
haben auch bei den Körperschaften weit über­
durchschnittlich zugenommen: 94 Körperschaf­
ten wiesen Vermögen von einer Mill. DM und 
darüber auf(am 1. 1.1953 waren es nur 60 Kör­
perschaften gewesen), ihr Anteil am Gesamt­
vermögen belief sich auf 75o/o ( 1953: 640fo). 

3. Rechtsformen 

Die meisten Körperschaften wurden in der 
Rechtsform einer Gesellschaft rnbH geführt. 
Am Gesamtvermögen waren sie mit 239 Mill. 

44 301 4 879 3248 30 
61 358 6 298 7 882 78 
24 104 4 009 3 552 34 
22 71 3 726 3 134 30 

47 91 5 785 5 178 49 
59 87 8 601 7 407 70 

224 176 33 469 28 518 271 

277 99 3? 491 35 463 341 
354 59 46 056 41 120 394 
610 52 93 547 79 300 745 

209 18 68 221 63 111 614 
270 16 122 446 106 628 I Oll 
947 8 174 872 150 261 1 426 

3 147 1 440 611 400 534 802 5 093 

DM oder gut einem Drittel beteiligt. Die zahlen­
mäßig gering vertretenen Aktiengesellschaften, 
Kommanditgesellschaften auf Aktien und Berg­
rechtlichen Gewerkschaften, die ihr Vermögen 
um knapp 100 Mill. DM auf 281 Mill. DM ge­
genüber 1953 steigern konnten, hatten nach wie 
vor den größten Anteil am Gesamtvermögen, Die 
Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften, de­
ren Zahl leicht rückläufig war, hatten hinsicht­
lich des Anteils am Vermögen einen weiten Ab­
stand von den vorgenannten Gesellschaftsarten. 
Mit knapp 45 Mill. DM Gesamtvermögen er­
reichten sie noch keine lOOfo des Vermögens der 
Körperschaften, obwohl fast jede dritte Körper­
schaft eine Genossenschaft war. 

Tab. 7 Steuerbelastete unbeschränkt steuerpflichtige Körperschaften nach Rechtsformen 
- einschließlich der Mindestbesteuerungsfälle -

I. I. 1953 1. I. 1957 

Abge-
Steuer- J alues· 

Abge- Steuer- J anres· 
rundetes runderes 

Rechtsform Steuer- Beuiebs- pflicbtiges ste:ue,.... 
Steuet- Beuiebs· 

pflicbtiges sceuer-
Vermögen schuld Vermögen schuld 

pflichtise vermogen pflichtige ve:rmögen 

Betrag in I 000 DM 8erras in 1 000 DM 

AG, KGaA, Bergrechtlieh" Gewerlc· 
lfchaften 72 189 437 145 611 I 326 71 281 303 232 827 2 173 

GmbH 809 166 922 137 991 I 307 813 238 826 216 065 2 080 
Erwerbs- und Wittschahsgenossen· 

sehaften 425 29 676 25 072 237 407 44 567 40 1)5 387 

Versicherunglfvc:reine auf Gegen· 
s~tiskei< 24 I 243 1 243 12 13 I 188 1 188 !2 

Kreditanstalten des öUentl. Rechts 48 1? 962 19 932 199 53 36 947 36 947 369 
Sonstige juristische Person"n des 

priv,.ten Rechts 
(§56 Abs. I Ziff. 4 u. 5 BnG) 107 9 938 7 518 66 83 8 569 7640 72 

Inssesamt I 485 417 178 337 367 3 147 I 440 611 400 53-4802 5 093 

Das Vermögen der Kreditanstalten des öffent­
lichen Rechts nahm besonders kräftig zu, und 
zwar von 20 Mill. DM auf 37 Mill. DM. Die 
Zahl der Versicherungsvereine auf Gegensei­
tigkeit und der sonstigen juristischen Personen 
des privatenRechts war 1957 geringer als 1953, 

auch ihr steuerlich festgestelltes Vermögen hat 
in diesem Zeitraum abgenommen. 

Dipl.-Volksw. Siegfried Schwarz 

Vergleiche aueb: "Das sreuerpOichtige Vermögen in Schleswig-Hol· 
st~n" in Srat. Monaub. S.·H. 1960, S. II (janullt) 
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Vorausberedlnung 14 

Wie wird sith die Zahl der Straßenverkehrsunfälle entwickeln? 
Wenn der fur die Vergangenheit festgestellte Zusnmmmhang 
zwi sehen Kraftfahrzeugbestand und Straßenverlc cbrsunfa.ll en auch 
für die nächste Zukunft fortbestehen wird, dann muß für 1965 
mit rund 16 000 und für 1970 mit nmd 19 000 Kraftfahr7:cugunlal· 
len mit Personen s eh ad en gerechnet werden. 1959 ereigne­
ten sich 12 196 Unfälle, bei denen Personen zu Schaden kamen. 

Eme schlilssige Antwort auf die Frage, wie 
sich die Zahl der Straßenverkehrsunfälle in den 
kommenden Jahren entwickeln wird, kann wohl 
niemand geben. Die Erfahrung hat gezeigt, daß 
das Unfallgeschehen von dem Zusammenspiel 
vieler Faktoren abhangt. Zum Kre1s dieser 
Faktoren gehört ohne Zweifel die rasche Zu­
nahme der Zahl der Kraftfahrzeuge. In der 
vorliegenden Arbeit wird untersucht, wie die 
Entwicklung der Straßenverkehrsunfälle von der 
Veränderung des Kraftfahrzeugbestandes ab­
hängt und wie sich beide Größen vermutlich 
entwickeln werden. Daß eine derart emseitige 
Betrachtung nicht ganz wirklichkeitsgerecht ist 
und ihre Schwächen hat, ist bekannt. 

Vom Kraftfahrt-Bundesamt wurden für Anfang 
Juli 1952 in Schleswig-Holstein rund 99 000 und 
für Juli 1959 rund 235 000 Kraftfahrzeuge 
registriert. Dtese Bestandszahlen umfassen 
nur Personenkraftwagen, Lastkraftwagen, Omni­
busse und Krafträder. Der Anteil der einzelnen 
Fahrzeugarten an dem Gesamtbestand verschob 
sich zwischen 1952 und 1959 erheblich. 1952 
waren 34~o der Kraftwagen Personenkraftwagen, 
24% Lastkraftwagen und 41~o Kraftrader; für 
1959 wurden 60~o Personenkraftwagen, 13% 
Lastkraftwagen und 27% Krafträder festgestellt. 
Der Anteil der Omnibusse betrug in den beiden 
Jahren nur 0,8o/o und 0,5"/o. Der Anteil der Per­
sonenkraftwagen erhöhte sich im Beobachtungs­
zeitraum somit auf Kosten der Anteile der 
anderen Fahrzeugarten. Diese Tatsache ist 
nicht ohne Bedeutung, weil die Fahrleistungen 
der einzelnen Kraftfahrzeugarten recht unter­
schiedlich sind. Die Wahrscheinlichkeit, an 
einem Verkehrsunfall beteiligt zu sein, ist für 
eine Fahrzeugart mit hoher Jahreskilometer­
leistung größer als für eine Fahrzeugart, die 
nur wenig am Verkehr beteiligt ist (die Frage, 
ob eine Fahrzeugart "unfallanfälliger" ist als 
eine andere, bleibt hier ausgeklammert). 

Das Rhe1msch-Westfälische Institut fur Wirt­
schaftsforschung 1 hat u. a. für das Jahr 1958 
die durchschnittliche Fahrleistung für d1c ein­
zelnen Fahrzeugarten im Bundesgebiet er­
mittelt. Nach dieser Darstellung fuhr ein Per­
sonenkraftwagen 1958 durchschnittlich 28 000 
km; der Lastkraftwagen kam auf 33 000 km, der 

I) siehe: &raßenkapaz.iti\t und Vedcehrsvolwnen, Mitcejlungen des 
Rbeiniacb·Westflllachc:n lnstiruu fiu Wirtschafcoforschung, 1'\s.en, 
Juli 1959, S. I 54 

Omnibus auf 43 000 km und das Kraftrad auf 
8 000 km Jahresleistung. Da für Schleswig­
Holstein keine anderen LeH>tungsangaben vor­
liegen, wurden die vorstehenden Werte einge­
setzt. Mit ihrer Hilfe wurde ein "gewogener 
Kraftfahrzeugbestand" für die Jahre 1952 bis 
1959 errechnet. 

Tab. 1 Die Entwicklung des Kra!tfahruugbestandcs 
und der Straßenverkehrsunfalle 

in Schleswig-Hol stein 1952 bis 1959 

Kraft· Gc:..,ogener SrraOen• 
darunrc:r 

fahu:euge I Krah· 'ferkc:hr .. 
mlt 

Jahr 
ara fahrzc:u~ unfiUie 

PC!rSOnC!o· 
I. Juli bestand ~chadC!n 

in l 000 

1952 99 76 13,5 6,6 

1953 122 92 16,9 8,4 

1954 149 111 17,9 8,8 
1955 165 122 20,7 9,9 

1956 178 133 22,8 10,3 
1957 196 151 26,3 10,5 

1958 213 171 30,2 11,0 

1959 235 197 33,0 12,2 

I) Erlaßt sind: Personeolcrafrwag"n (C!Jnschl. Kombinations· und 
Krankc:nkrafrwagc:o), Lastkraft.,.agen (einschl. Sondc:r!ahneugc: und 
Kraftsroff'kc:saelwageo), Omnibune und Kraltrider 2) Als Gewichr 
wurde die dllfchschnittliche J ahreskilom.,terleistung der c:lnz.elnen 
Fahrz.eug&nen eingesetzt. Das Gewicht filr die Pc:r~ooenlcraft.,agen 
wurde: dann mit I bewercc:r und die J ahreskilomc:tc:rleistungen der an· 
deren Fahrzc:ugaru:o c:nt"Prechend umgerechnet 

Bei die:.er Berechnung wurden zwei Mängel in Kauf genommen: 
die Ourchschni u~wene für die Fahrleistungen der Kraftfahrzeu­
ge im Bundesgebiet werden nicht genau flir Schleswig-Holstein 
7:Utreffen; außerdem werden diese Werte nicht fUr alle hier ßJlge­
fiihrten Jahre gleich hoch sein. So har das genannte .Forschungs­
institut z. B. feststdlcn können, daß die durchschnirdiche jähr­
liche Fahrleistung eines in :-lordrhetn·Westfalen registrierten 
Per~oncnkrafrwagensl952 und 1958 um rund I 000 km über dem 
Bundesdurchschnür lag. Ferner betrug die durch~chnudiche 
Fahrleisruns e1nes Personenkraftwagens im Bundesgebiet 1952 
25 000 km und 1958 28 000 km. Für die Jahre 19B bis 1957 
wurden vom Forschungsinstitut keine Werte Mgegeben. 

Soweit die Aussagen über den Kraftfahrzeug­
bestand, und jetzt eimge Worte zu der Entwick­
lung der Straßenverkehrsunfälle. Die Zahl die­
ser Unfälle hat in den letzten Jahren ständig 
zugenommen. Für das Jahr 1952 wurden rund 
13 500 Straßenverkehrsunfälle gezählt. Darunter 
waren 6 600 mit Personenschaden und 6 900 mit 
nur Sachschaden. Die jährliche Unfallzahl war 
b1s 1959 auf 33 000 geklettert. Auf Unfalle mit 
Personenschaden entfielen davon 12 200, Dam1t 
kamen 1952 bei 49% der Unfälle Personen zu 
Schaden, 1959 jedoch nur 37%. Diese Verände­
rung hängt u, a. dam1t zusammen, daß die zu­
nehmende Verkehrsdichte besonders in den 
Städten die Geschwindigkeit senkt und verhin­
dert, daß Unfalle zu Personenschäden führen 2

• 

2) sjc:hc:: Die: Straßc:nverkc:hrsunfii.lle im Jahre 1958, C:tat. Monatsb. 
S.·H. 1959, S. 318 (Dezember) 
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In die weitere Betrachtung werden nur Unfälle 
mit Personenschaden einbezogen. 

Um die Intensität des Zusammenhangs zwischen 
den hier mteressierenden Größen feststellen zu 
können, wurde aus den jährlichen prozentualen 
Wachstumsraten des gewogenen Kraftfahrzeug­
bestandes und der Straßenverkehrsunfälle mit 
Personenschaden ein Verhältnis gebildet. Diese 
Relation der relativen Änderungen entspricht 
dem aus der Wirtschaftstheorie bekannten 
Elastiz itätskoeffizienten. Der Koeffizient sagt 
aus, daß z. B. für 1958/59 be1 einer Zunahme 
des gewogenen Kraftfahrzeugbestandes um 1 0/o 
die Zahl der Straßenverkehrsunfälle mit Per­
sonenschaden um 0, 7o/o zunahm. Ein Blick auf 
die filr die Jahre 1953 bis 1959 errechneten 
Koeffizienten zeigt, daß die Entwicklung der 
Straßenverkehrsunfälle - wie schon angedeutet 
wurde - nicht nur von der Veränderung des 
Kraftfahrzeugbestandes und damit letztlich von 
der Verkehrsdichte abhängt, sondern auch 
durch andere Faktoren bestimmt wird. Eine 

Tab. 2 Elasti zititskodfi ziencen für Kraftfahrzeugbestand 
und Suaßeovedcehrsuofille 

Gewogen"r Straßenverkehr,.. 
K rait fahu.,ug- unfille mit 

Jahr 
bestandl P "rson"n schad"n E1astizitlt,.. 

koeffiz.ient2 
v .. ränderung gegenilber 

dem Vorjahr in "-

19~3 • 21,0 + 27,0 1,3 
19~4 • 21,2 . 5,2 0,2 
1955 + 10,1 + 12,2 1,2 
1956 .. 8,9 + 4,5 0,5 

1957 .. 13,1 .. 1,5 0,1 
1958 + 13.5 + 5,1 0,4 
1959 .. 15,2 • 10,8 0,7 

I) '"'"he Ful\ncu.,n 1 und 2 unt.., Tab"ll" I 

2 
Wachsen d"r Unfäll" mit Person.,nschad..n in~ 

) • Wachsen d .. s l""og"n"n Kraitfahruugb..stand"s in ~ 

400 GEWOGENER BESTAND AN KQAFTFAHRZEUGEN 
IN SCHLESWIG-HOLSTEIN 

l!IO --Pro9""" auf 6rund d11 llnurtn Trtnds der Johre 1t52 • ~9 

~+-----~-----

58 1---- ~-------+--------1 ------

1952 195~ 19~ 1910 

" 

Begründung dafür, daß die Elastizitätskoeffi­
zienten für 1957 und 1958 relativ niedrig sind, 
könnte z. B. darin liegen, daß im September 1957 
d1e Geschwindigkeitsbegrenzung innerhalb der 
Ortschaften wieder eingeführt wurde, nachdem 
sie 1953 aufgehoben worden war. Bei dieser 
Untersuchung sollen aber alle anderen Beein­
flussungsfaktoren außer Acht gelassen und nur 
festgestellt werden, daß der Elastizitäts­
koeffizient im Durchschnitt der letzten ::;ieben 
Jahre kleiner war als 1, nämlich 0,6. 

Die Aussage, daß bei einer Zunahme des Kraft­
fahrzeugbestandes von 1 0/o die Unfallzahl um 
0,6 ansteigen wird, soll jetzt - trotz aller Vor­
behalte gegenüber einer solchen Globalmethode -
als Grundlage dazu dienen, um die für 1965 und 
1970 zu erwartenden Unfälle mit Personen­
schaden vorauszuschätzen. Eine Ermittlung der 
künftigen Unfallzahl setzt zunachst Überlegungen 
über die Größe der unabhängig Variablen 

nämlich des gewogenen Kraftfahrzeugbe­
standes - für die Prognosejahre voraus. In den 
neuesten Untersuchungen3 über die voraussicht­
liche Weiterentwicklung des Kraftfahrzeugbe­
standes war als Bezugsgröße meistens das 
Bruttosozialprodukt herangezogen worden. Es 
besteht ohne Zweifel ein Zusammenhang zwi­
schen der Entwicklung des Bruttosozialprodukts 
und der des Kraftfahrzeugbestandes. Da aber 
das Sozialprodukt in zusammengefaßter Form 
ein Bild der wirtschaftlichen Leistung der 
Volkswirtschaft wiedergibt, ist es schwer vor­
auszusagen, mit welcher Wachstumsrate sich 
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das Sozialprodukt in den kommenden Jahren 
entwickeln wird. Für die hier vorliegende 
Untersuchung soll es daher genügen, den ge­
wogenen Kraftfahrzeugbestand mit Hilfe einer 
einfachen Trendprognose linear in die Zukunft 
zu projizieren. Eine solche Berechnung ergibt, 
daß der gewogene Kraftfahrzeugbestand (nicht 
der tatsächliche!) 1965 um 46% und 1970 um 
87o/o höher sein wird als 1959. Das sind Werte, 
die durchaus 1m Bereich des Möglichen liegen. 
Unter Berücksichtigung eines Elastizitäts­
koeffizienten von 0,6 wird es dann 1965 15 700 
und 1970 18 900 Straßenverkehrsunfälle mit 
Personenschaden in Schleswig-Holstein geben. 
Auch in einer zweiten Berechnung mit Hilfe von 
Korrelationskoeffizienten und Regressions­
gleichungen wurde unterstellt, daß sich für den 
vorliegenden kurzen Zeitraum die bestehende 
Abhängigkeit zwi sehen Kraftfahrzeugbestand 
und Unfällen mit hinreichender Genauigkeit 
durch lineare Funktionen beschreiben läßt. Eine 

Prognose auf der Basis einer Regressions­
analyse ergibt, daß für 1965 16 100 und für 
1970 19 400 Unfälle mit Personenschaden zu 
erwarten sind. 

Es ist selbstverständlich, daß bei allen Be­
mühungen, einen Blick in die Zukunft zu tun, 
nicht vergessen werden darf, daß zuviel Unbe­
rechenbares und Unvorhergesehenes diese Zu­
kunft mitbestimmen wird. Dennoch darf es als 
recht sicher angesehen werden, daß die Zahl 
der Kraftfahrzeuge auch weiter ansteigen wird. 
In diesem Zusammenhang ist es nicht abwegig, 
für 1965 mit rund 16 000 und für 1970 mit rund 
19 000 Straßenverkehrsunfällen mit Personen­
schaden in Schleswig- Holstein zu rechnen. 
Wenn hier auch nichts über die Schwere dieser 
Unfälle ausgesagt werden kann, so ist doch bei 
allen diesen Unfällen das Leben von Menschen 
in Gefahr . Grund genug, um sich über diese 
Entwicklungstendenzen Gedanken zu machen. 

Dtpl. • Volksw. Li eselotte Korscheya 

Die Wirtschaftsergebnisse landwirtschaftlicher Betriebe im W J 1958/59 
- Von Landw. -Direktor Dr. Wittern, K1el-

Von der Landwirtschaftskammer Schleswig­
Holstein werden alljahrlieh die Buchführungs­
abschlüsse von etwa 800 landwirtschaftlichen 
Betrieben Schleswtg-Holsteins betriebssta­
tistisch ausgewertet und in den "Wirtschafts­
ergebnissen von bäuerlichen und Gutsbetrieben" 
veröffentlicht. Durch die Umrechnung der 
Betriebsergebnisse auf 1 ha der landwirtschaft­
lichen Nutzfläche werden die Abschlüsse von 
Betrieben verschiedener Größe untereinander 
für Zwecke der Wirtschaftsberatung vergleich­
bar gemacht. Die Einzelbetriebe sind nach 
Landschaften und Größenklassen angeordnet, 
so daß jeweils in ihren Produktionsbedingungen 
ähnliche Betriebe miteinander und mit den 
Durchschnitten der jeweiligen Gruppen ver­
glichen werden. Es werden Durchschnitts­
ergebnisse für die Wirtschaftsgebiete Ostküste, 
Mittelrücken und Westküste, für die Größen­
klassen sowie für Schlesw1g- Holstein insgesamt 
errechnet. Bei der Durchschnittsberechnung 
für das Land Schleswig- Holstein erfolgt eine 
Wiegung nach dem Anteil, den die Betriebe in 
den Landschaften und hier in den einzelnen 
Größenklassen an der landwirtschaftlichen Nutz­
fläche des Landes einnehmen. Es wird also seit 
vielen Jahren der 1m ganzen als gelungen zu 
bezeichnende Versuch gemacht, ein für das 
ganze Land und zwar für die Betriebe über 
20 ha repräsentatives Ergebnis der landwirt­
schaftlichen Buchführungen herzustellen. 

Da von den Betrieben ilber 20 ha 72o/u der land­
wirtschaftlichen Nutzfläche bewirtschaftet wer-
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den, sind diese Ergebnisse auch weitgehend 
repräsentativ für die ganze Landwirtschaft 
unseres Landes. Dies wird besonders deutlich 
beim Vergleich bestimmter Daten der Buch­
führungsstatistik mit den entsprechenden Daten 
der amtlichen Agrarstatistik, die sich auf alle 
Betriebe des Landes beziehen, z. B. über das 
Grünlandverhältnis, den Getreideanbau, Milch­
kuhbesatz, Getreideerträge je ha und Milch­
erträge je Kuh. - Die Ergebnisse der Betriebe 
über 20 ha in Schleswig-Holstein sind m den 
letzten Jahren auszugsweise auch in den Sta­
tistischen Jahrbüchern für Schleswig-Ilolstein 
bekanntgegeben worden . 

Eine Darstellung der Wirtschaftsergebnisse des 
Jahres 1958/59 ist nur sinnvoll im Vergleich 
mit den Ergebnissen früherer Jahre, so daß die 
Entwicklung s1chtbar wird . Wir haben daher 
nachstehend dem Wirtschaftsjahr (WJ) 1958/59 
das vorhergegangene WJ und die Durchschnitte 
der WJ 1951/52 bis 1954/55 (kurz: 1951/55) 
sowie 1955/56 bis 1958/59 (kurz: 1955/59) vor­
angestellt. Wir können also die wirtschaftliche 
Lage der Landwirtschaft Schleswig- Holsteins 
im letzten Jahr mit der Zeit vor und nach dem 
Grünen Plan vergleichen. In all diesen Jahren 
lag der Getreidepreis auf dem gegenwärtigen 
Niveau. D1e Schweinepreise schwankten zwar 
mit dem sogenannten Zyklus, hielten sich aber 
im ganzen auf der durch den Getreidepreis 
festgelegten Lime, während die Rmderpreise 
der zunehmenden Nachfrage nach Rindfleisch 
folgend eine recht ständige Aufwärtsentwicklung 



erfuhren und die Milchpreise nach einem Rück­
gang bis 1953/54 in den folgenden Jahren, ins­
besondere unter dem Einfluß der Milchförderung 
des Grünen Planes, erheblich anstiegen, im 
WJ 1958/59 aber wieder etwas absanken. 
Den nachstehend aufgeführten Wirtschafts­
ergebnissen liegen die Buchführungsabschlüsse 
folgender Betriebe zugrunde: 

1951/55 1955/59 1957/58 1958/ 59 

Zahl du Becri ~be 762 753 741 747 
Ourc:hschniullche Betriebs· 

größe in ha 47,2 47,6 47,7 48,1 
Ourchschniulicher F.inrei-

bunaswert in DM je ha I 317 1 317 I 317 I 316 
dauelbe im l.andesdurch· 

schnitt! I 169 I 169 1 169 1 169 

Der größte Teil - etwa 70o/o - der Betriebe 
berichtet seit 1951 fortlaufend in der Betriebs­
statistik, so daß die Vergleichbarkeit der 
Jahresergebnisse durch Zufälle bei einem 
Wechsel von Betrieben kaum beeinträchtigt 
wird. Allerdings ist der Einreihungswert, also 
der Ertragswert im Durchschnitt der buch­
führenden Belriebe um etwa 150 DM/ha besser 
als 1m Landesdurchschnitt, hauptsächlich ver­
ursacht dadurch, daß auf den besseren Böden 
ein größerer Teil der Betriebe buchführungs­
pfhchtig ist als auf den leichteren Böden und 
daß dieser systematische Auswahlfehler auch 
durch die W1egung nicht ausgeschaltet werden 
kann. 

Tab. 1 Der Viehbesatz 

19~1/55 1955/59 1957/ 58 1958/59 

Groß .. ieheioheicen je 100 ha LN 

Rinde. 73,0 73,6 72,8 75,3 
Milchkühe 37,3 34,8 34,3 34,8 
Schweine 7,5 9,3 9,6 9,9 

Der Rmdviehbestand hat im letzten Jahr erheb­
lich zugenommen. Diese Zunahme liegt aber 
hauptsächlich im männlichen Nachwuchs, d. h. 
in der Ausdehnung der Kälber- und Bullenmast. 
Unter dem Einfluß der Tbc-Sanierung und 
unbefriedigender Milchpreise wurde der Milch­
kuhbestand im zweiten Zeitabschnitt um etwa 
10% vermindert; nach Abschluß der Sanierung 
steigt der Kuhbestand jetzt wieder an. Die 
Schweinebestände sind mit der regelmäßigen 
Zunahme im Fleischverbrauch fortlaufend ge­
stiegen. Die allgemeinen Viehzählungen zeigen 
die gleichen Entwicklungstendenzen. 

Tab. 2 Zug- und Arbeitskräfte 

1951/ 55 1955/ 59 1957/58 1958/59 

je 100 ha L:-.1 

ZuJPferde 8,4 5,6 5,2 .C,6 
Schlq>per-PS 39 62 65 71 
Familienarbeitskräfte 5,1 4,8 4,7 4,6 
Lohnarbe.icakrlfce 10,1 7,9 7,6 7,1 

Alle Arbeicskrilfte 15,2 12,7 12,3 11,7 

1) laue Hauptfestocrllung der Einheicswene nac:h drm Stand vom I. I. 
1935 

In unserer Beobachtungszeit ist die Zahl der 
Zugpferde annähernd halbiert, die Schlepper­
kraft fast verdoppelt worden und wir sehen, daß 
diese Entwicklung offenbar noch nicht zum Ab­
schluß gekommen ist, denn noch im letzten Jahr 
sind wiederum 0,6 Pferde durch 6 Schlepper-PS 
auf 100 ha LN ersetzt worden. Die Einführung 
der motorischen Zugkraft ist aber auch die 
Hauptursache gewesen für den Abbau von 
menschlichen Arbeitskräften in der Landwirt­
schaft, der sich keineswegs auf die Lohnarbeits­
kräfte beschränkte. Der Ruckgang trat aber in 
den größeren Betrieben, die der Rationalisie­
rung am zugänglichsten sind, am stärksten auf. 

Das Acker /Grunlandverhältnis stimmt im 
Durchschnitt der buchführenden Betriebe mit 
60% Ackeranteil an der LN mit den ubrigen 
Betrieben Schleswig-Holsteins i.lberein. 

Tab. 3 Anbauverhältnis auf dl!fll Aclcerland 

19~1155 1955/ 59 1957/ 58 1958/ 59 

~ der Ackern ache 

Roagen 16,5 17,0 16,6 16,5 
Weizen 11,0 12,5 13,1 14,4 
Fucceraeueide 30,0 31,2 30,3 30,9 
G6rc:idc: inaaesamc 57,5 60,7 60,0 61,8 

Kartoffeln 8,5 7,5 7,5 5,7 
Zuck cerüben 2,2 2,4 2,4 3,0 

Ebenso wie in allen Betrieben steigt der Anteil 
des Getreides an der Ackerfläche, und zwar 
hauptsachlich verursacht durch die starke Aus­
dehnung des Weizenanbaus, während der Rog­
genanbau eingeschränkt wird. Im Hackfruchtbau 
geht der Kartoffelanbau zuruck, während der 
Zuckerruhenanbau beträchtlich zunimmt, die 
Flächenverluste bei Kartoffeln aber bei weitem 
nicht aufwiegen kann. 

Tab. 4 Getreid~ und Milcherträge 

1951/ 55 1955/59 1957/58 1958/ 59 

Geereide dz/ha 
ausaewählte "buchfilhrende 

Betriebe" 28,3 30, I 32,-f 27,1 
alle ßecriebe 26,8 28,4 30,1 25,8 

Milchertrag k& je Kuh 
ausgewihhe "buchführc:nde 

Betriebe• 3 707 3878 3 975 3 970 
alle Betriebe nGS 3 860 3 962 3 997 

Während d1e Mtlcherträge je Kuh in den ausge­
wählten buchführenden Be tri ben, abgesehen von 
dem ersten Zeitabschnitt, fast vollkommen mit 
denen der übrigen Betriebe übereinstimmen, lie­
gen die Getreideerträge um etwa 1, 5 dz höher. 
Nun sind die ha- Erträge natürlich weitgehend 
abhängig von der jeweiligen Bodengüte. Nach 
einer Spezialuntersuchung über den Einfluß der 
Bodengüte steigen im Bereich der Einreihungs­
werte von 800 bis 1 600 DM die ha- Erträge mit 
einer Steigerung um jeweils 100 DM Einrei­
hungswert je ha um 1 dz je ha an. Da im 
Durchschnitt aber der Einreihungswert der 
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buchführenden Betriebe, wie wir eingangs ge­
sehen haben, um etwa 150 DM je ha über dem 
Landesdurchschnitt liegt, sind hier die etwas 
höheren Getreideerträge zu erwarten. 

Tab. 5 Erzielte Ourcbschnittsprose 

195 V 55 I~V59 19~7/58 1958/59 

Getreide in Dt.l je dz 39,9 38,7 38,8 39,1 

\filcb in Dpf je kg 24,5 31,4 :34,2 32,6 

Die Getreidepreise der Jahre 1951/52 bis 
1954/55 sind in den späteren Jahren nicht 
wieder erreicht worden, obwohl das Festpreis­
niveau seitdem nicht verändert wurde. Es ist 
dies eine Folge des in den späteren Jahren 
immer allgemeiner angewendeten und ver­
feinerten Abzugssystems für Feuchtigkeit, Aus­
wuchs, Besatz usw. Tatsäenlieh sind die da­
durch eingetretenen Abzüge noch größer als in 
den Zahlen zum Ausdruck kommt. Denn der 
Weizenanteil, also der Anteil des am höchsten 
bewerteten Getreides, ist, wie sich aus der 
Anbauflächenentwicklung (Tab. 3) ergibt, in den 
letzten Jahren fortwährend gestiegen, so daß 
sich bei gleichbleibender Bewertung je dz ein 
steigender Durchschnittsgetreidepreis hätte 
ergeben müssen. - Eine bedeutende Steigerung 
hat der Milchpreis erfahren, einerseits durch 
die Milchförderungsprämie des Grünen Planes 
in Höhe von etwa 3 Pf je kg, aber auch durc h 
eine bessere Marktverwertung, wie man aus 
dem Vergleich des Milchpreises zu Beginn 
unserer Beobachtungszeit mit den späteren 
Milchpreisen erkennen kann. 

Tab. 6 Wirtschaftseinnahmen aus Bodenerzeugnissen 

1951/ 55 1955/~9 1957/ 58 1958/59 

DM je ha LN 

BodenerzeugniaseinsJesamt 318 392 434 386 
darunt.,r 
Gettcide u. HiUsrnfrlicbte 181 225 258 212 
Ölfrüchte 18 27 41 23 
Kanoffeln 51 48 43 44 
Zuckerrllben 24 43 44 55 

Nicht besonders genannt sind die Einnahmen 
aus sonstigen Bodenerzeugnissen wie Feld­
gemüse, Heu- und Strohverkäufe. Die verhält­
nismäßig niedrigen Getreideeinnahmen im WJ 
1958/59 sind hauptsächlich eine Folge der 
schlechten Getreideernte dieses Jahres insbe­
sondere auf den guten Böden, die sich schon 
im Getreideertrag dieses Jahres erkennen ließ. 
Auch die Kartoffelerträge des Jahres 1958/59 
waren sehr niedrig. Sie konnten aber durch 
eine bessere Preisgestaltung wieder ausge­
glichen werden. 

Die verhältnismäßig geringen Einnahmen aus 
Pferden und Geflügel sind nicht gesondert auf­
geführt. In den Wirtschaftseinnahmen insge­
samt sind außer Bodenerzeugnissen, Vieh und 
Vieherzeugnissen auch Nebeneinnahmen aus 

Tab. 7 Wirtschaftseinnahmen aus Vieh und Vieherzeugnissen 

1951/55 1955/ 59 1957/ 58 1958/ 59 

DM je ha LN 

Vieh ~~nd Vieherzwgniue zus. 786 I 041 1 066 I 185 
darunter 
!önder 190 283 284 338 
Milch 309 388 ol24 417 
Schweine 237 H6 325 391 

Bare Wirtscbaftseinnahmen 
Inscesamt 1 09-1 1 452 1 521 1 594 

Vermietung von Maschinen sow1e aus Verkauf 
alter Maschinen u. ä. enthalten. 

Die erhebliche Steigerung der Rindereinnahmen 
ist nur zum Teil auf die Preissteigerung, vor­
nehmlich aber auf einen Mehrverkauf an Rin­
dern zurückzuführen; u. a. ist sie auch eine 
Folge der in den letzten Jahren durchgeführten 
Tbc-Sanierung, die aber auch einen entspre­
chenden Anstieg der Viehzukäufe verursachte. 
Die Zunahme der Milch- und Schweineeinnahmen 
ergibt sich aus der vorher behandelten Ent­
wicklung der Bestände, Leistungen und Preise, 
wobei der Rückgang der Milcheinnahmen im 
Wirtschaftsjahr 1958/59 trotz Erhöhung der 
Kuhbestände und Steigerung ihrer Leistungen 
allein auf das Absinken des Milchpreises von 
34,2 auf 32,6 Dpf zurückzuführen tst. 

Mit der Zunahme der Wirtschaftseinnahmen 
sind natürlich auch die Wirtschaftsausgaben 
erheblich angestiegen. 

Tab. 8 Eruagsteigernde Winscbafrsausgaben 

1951/ 55 1955/ 59 1957/ 58 1958/ 59 

D.Mj.,haLN 

SaatJur 41 47 47 53 
Dünaernittel 108 118 122 126 
Futtermittel 165 282 287 346 
Viehzukauf 50 94 98 127 

Es wurde wesentlich mehr Dünger verwendet 
als bei dem Ausgabenvergleich mit früheren 
Jahren zum Ausdruck kommt, weil der Dünge­
mittelpreis durch die Maßnahmen des Grünen 
Planes um etwa 17o/o herabgesetzt wurde. Ohne 
die Düngemittelverbilligung hätte der Dünger­
aufwand im Jahre 1958/59 151 DM betragen. 
Auch der Futtermittelzukauf ist außerordent­
lich gestiegen, am stärksten im letzten Wirt­
schaftsjahr, und beträgt 1958/59 schon mehr 
als das Doppelte des Aufwandes im Mittel der 
WJ 1951/52 bis 1954/ 55. Zu dieser außer­
ordentlichen Steigerung des Futtermittelzukaufs 
hat die zunehmende Tendenz der Verfütterung 
von sogenanntem Fertigfutter nicht nur im Kuh-, 
sondern auch im Schweinestall wesentlich bei­
getragen. 

Trotz des starken Abbaus der Lohnarbeits­
kräfte ist der Barlohnaufwand erheblich ange­
stiegen, während die sinkenden Ausgaben für 
Wirtschaftshaushalt- Beköstigung der im Haus­
halt verpflegten fremden Arbeit s kräfte - den 
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Tab. 9 Wirtschaftsausgaben für Arbeit 

1951/ 55 1955/59 1957/58 1958/ 59 

DM jr ha LN 

Barlohn Wld Sozi al•rrsichrruns 185 231 246 254 
Ylirtsdlaftshau sbalt 42 39 38 29 
MaachinrnWltrthal runs 60 73 75 78 
Muchinenmiet" 12 19 22 22 
Trabstoff und Öl, Strom, 

Br"on stoffe 35 .j7 47 52 

Abbau der Lohnarbeitskräfte erkennen läßt. Mit 
der zunehmenden Technisierung steigen die 
Maschinenunterhaltungskosten, ebenso die Aus­
gaben für Treibstoffe und elektrischen Strom. 
An den zunehmenden Ausgaben für Maschinen­
miete erkennen wir den verstärkten Einsatz 
der Lohnunternehmer bei der Getreide- und 
Hackfruchternte. 

Tab. 10 Feste Be tri ebsunkosren 

1951/55 1955/59 1957/ 58 19~8/59 

DM je ha LN 

G"blluJrunterhaltuns 41 46 46 46 
Sonstiae ßrtrirbsaussaben 61 74 77 79 
Becriebuceu.,rn und Abgaben 50 41 38 38 

Bare Wirtsc:haltsauseaben 
Inscesamt 849 1110 l \43 12~0 

In den "sonstigen Betriebsausgaben11 sind die 
Ausgaben für Sachversicherungen, Unkosten 
der VIehhaltung und allgemeine Wirtschafts­
kosten, wie Porto, Telefon u. ä. zusammen­
gefaßt. Die Betriebssteuern sind durch den 
Fortfall der Umsatzsteuer seit 1956/57 merk­
lich gesunken. 

Tab. 11 Ausgaben für Investitionen 

1951/55 1955/ 59 1957/ 58 1958/ 59 

DM jeha LN 

Muchin"n 76 109 130 127 

Grbiludr 23 37 42 49 

Im Zuge der Technisierung sind die Ausgaben 
für d1e Anschaffung neuer Maschinen außer­
ordentlich angewachsen, sie betragen heute lOo/o 
der Wirtschaftsausgaben. Aber auch die Aus­
gaben für Neubauten haben eine stark steigende 
Tendenz, ja, es hat den Anschein, daß die tech­
nische Ausrüstung sich jetzt zunehmend der 
Ausgestaltung der Gebäude zuwendet. Es mag 
aber auch sein, daß der Mehraufwand für Neu­
bauten eng mit den im letzten hier behandelten 
Wirtschaftsjahr gegenüber früheren Jahren 
günstigeren Finanzierungsmöglichkeiten zu­
sammenhängt. - In der folgenden Reinertrags­
berechnung sind die Investitionsausgaben nur 
mit ihren jährlichen Abschreibungen enthalten. 
Dabei sind für Gebäude die steuerlichen Ab­
schreibungen, für Maschinen eine jährliche 
Abschreibung von 1 Oo/o angesetzt worden. 

Tab. 12 Betriebserrrag, -aufwand und Reinertrag 

1951/ 55 1955/ 59 1957/58 1958/ 59 

DM je ha LN 

Bare Wirtschaftseinnahmen 
(Tab, 7) I 094 I 452 I 521 I 594 
Eig~•erbrauch uod Mietwert ·i4 .Cl 40 38 
Naturallohn 47 41 41 38 
Inventanrermehrung 43 53 44 65 

Betriebsertra& i~~S&esamt 1228 I ~7 1646 t 73S 

Bare Wirtsc:haftsaussaben 
(Tab. 10) 849 I 110 I 143 I 250 
Abschr~buogen 45 84 96 94 
LohniUlspruch drs Besitzers 
und seiner Familie 128 163 168 170 

Naturallohn 47 41 41 38 
Inventanrermind.,ruog 44 54 56 51 

Bet.riebsauJwand inseesamt I 113 1 452 1504 1603 

ReJnertr~ + 115 + 135 + 142 + 132 

Zur Berechnung des Reinertrages müssen zu 
den baren Einnahmen und Ausgaben die unbaren 
Erträge und Aufwendungen hinzugerechnet 
werden, so daß sich der Betriebsertrag und der 
Betriebsaufwand ergeben, deren Differenz der 
Reinertrag ist. Er stellt den Oberschuß eines 
schulden- und lastenfreien Betriebes dar, der 
nur mit fremden Arbeitskräften bewirtschaftet 
wird. 

Zu den Einnahmen muß daher der Wert des 
E1genverbrauchs des Betriebsinhabers und 
seiner Familie an landwirtschaftlichen Erzeug­
nissen hinzugerechnet werden, ferner der 
Naturallohn, d. h. die Deputatlöhne sowie der 
Mehrwert des Inventarbesatzes, während zu 
den baren Wirtschaftsausgaben die Abschrei­
bungen von Gebäuden und Maschinen, der Lohn­
anspruch des Betriebsinhabers und seiner 
Familie, der Naturallohn und der Wert der 
Inventarverminderung hinzukommen. Der Lohn­
anspruch ist hierbei berechnet mit den Lohn­
sätzen, die für die familienfremden Arbeits­
kräfte gezahlt werden, während für den Be­
triebsinhaber ein Lohnanspruch je nach Ein­
heitswert des Betriebes, 1m WJ 1958/59 z. B. 
von 4 000 DM (10 000 DM Einheitswert) bzw. 
8 000 DM ( 100 000 DM Einheitswert) angesetzt 
wurde. 

Gegenüber dem Durchschnitt der Wirtschafts­
jahre 1951/52 bis 1954/55 ist der Reinertrag der 
schleswig-holsteinischen Betriebe in der fol­
genden 4-Jahresperiode um 20 DM je ha ge­
stiegen. Die in den WJ 1955/56 bis 1958/59 zur 
Förderung der landwirtschaftlichen Ertrags­
verhältnisse aus dem Grünen Plan eingesetzten 
Mittel lagen aber beträchtlich darüber (ver­
gleiche Tabelle 13). 

Zieht man aus den Reinerträgen die Förde­
rungen des Grünen Planes ab, so liegen die 
Reinerträge in den Jahren des Grünen Planes 
um 37 DM je ha niedriger als in den Jahren vor 
dem Grünen Plan. Im Durchschnitt dieser vier 
Jahre sind 57 DM je ha in die Landwirtschaft 
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!'ab. 13 Die Förderungsmittel nach dem Grünen Plan 

195 I/55 1955/59 I 957/58 1958159 

DM je ha LS 

Milchförderun& . 25 44 )8 
Dilngervubill iaung . 2·1 26 25 
Treibotoffnrbilligung und 
sonstiges . 8 9 9 

Mürel Jes Grünen Planes zu•· . 57 79 72 
Rdnertrq tatdchlich + 115 + 135 + 142 • 132 

Reinertrag ohne Förduuog 
des Grunen Planes + 115 • 78 • 63 • 60 

hineingefolssen. Davon sind also 37 DM je ha 
verbraucht worden, um die bisherigen Reiner­
träge aufrechtzuerhalten, und nur um 20 DM je 
ha konnten die Reinerträge ansteigen. Hierbei 
wird man berilcksichtigen müssen, daß im WJ 
1958/59 die einer nur mäßigen Getreideernte 
die naturalen Erträge recht ungünstig lagen. 

Von entscheidender Bedeutung filr die Ertrags­
lage der Landwirtschaft ist naturlieh die Ent­
wicklung der Löhne in den hier behandelten 
acht Wirtschaftsjahren, denn die Lohnentwick­
lung in dieser Zeit fällt vollkommen aus dem 
Rahmen der sonstigen Preisentwicklung heraus. 
Gegenüber dem Mittel 1951/55 ist nämlich- bei 
einem Preisanstieg der landwirtschaftlichen 
Erzeugnisse um nur 140/o - der tarifliche Land­
arbeiterstundenlohn bis 1958/59 von 1,00 DM 
auf 1,46 DM = 460/o angestiegen. Das hat zu 
einer erheblichen Verschiebung bei der Ver­
teilung des Einkommens aus der Landarbeit 
zwischen den familieneigenen und den familien­
fremden Arbeitskräften geführt, wie sich aus 
nachstehenden Abrechnungen ergibt. 

Tab. 1-i Jahreslohn der familienfremden ... rbcirs l..räfte 

19~1/55 1955/59 I 957/~8 1958/59 

Barlohn und Sozial· 
yersicherung DM/ha ISS 231 246 25' 

'I irtschah •haushalt 
(Beköstigung d<"r 
l.ohn atbcoiukr älte) . 42 l9 '8 29 

:-I aturallohn (Dcoputllt) . Ii 41 41 \8 

zusammen . 271 311 325 321 

Buchäfrig1e l.ohnarbeitlf-
kr.fte jr 100 ha 

drmnach 
10,1 7,9 7,6 7,1 

J ahrulohn jr l.ohoarbdtlf-
lraft DM 2 710 3 950 4 280 4 5:!0 

dagrgen Durchschnitt 
1951/55. 100 100 116 ISS 167 

Der Gesamtlohn je famiilenfremde Arbeitskraft 
ist also von 1951/55 bis 1958/59 um 67cro, d.h. 
erheblich über den Tariflohn hmaus, ange­
stiegen. 

Demgegenüber standen für den Betriebsinhaber 
und seine mithelfenden Familienangehörigen 
aus den Erträgen des Betriebes, die in Tabel­
le 15 angegebenen Betrage zur Verfügung. 

Das Reineinkommen des Betriebsinhabers und 
seiner mithelfenden Familienangehörigen, zu 

Tab. 15 Jahreseinkommen der familieneigeneo Arbeitskräfte 

1951/SS 1955/59 1957/~8 1958/.59 

Bruicobsrruag 
(sicohe Tab. 12) mVba I 228 

abzüglicb 
I 587 1 646 I 735 

bare 11Jirtochaft'9-
aussabeo . 849 I 110 I 143 I 2~0 

A bschreibung"n . 45 84 96 94 
Naturallohn . 47 41 41 38 
lnventarYrrmiod.,rung . o(o( 54 56 51 

zusatnmen . 985 1 289 1 336 1 433 

Verbleibt Rohcoinkommen " 243 298 310 302 
abzüglich Pacht, Zin-
~""• . .O,Itenreil . 57 92 95 99 

~t .. ineinkommen d"s a.,.. 
lri.,bsinhabers und 
sein"r mith.,lfend"n 
Familien ang.,horisen . 186 206 215 203 

R escbiftigte f amilienarbeits-
krllftr (s. Tab. 2) ;., 100 ha 

demnach 
'),I 4,8 4,7 4,6 

l•inkommen je Familien· 
arbeitskraft D\f 3650 4 290 4 .570 4 410 

dasescn Durchschoiu 
1951/55 • 100 100 118 125 121 

dessen Errechnung die tatsächlich gezahlten 
Altenteile, Pachten und Zinsen vom Hohein­
kommen abzusetzen sind, ist also seit 1951/55 
nur um 20 - 250/o gestiegen. Im Durchschnitt 
1951/55 verdiente eine familienfremde Arbeits­
kraft 740/o, im Durchschnitt 1955/59 aber 920/u 
des Jahresverdienstes einer familieneigenen 
Arbeitskraft, und im Jahre 1958/59 waren es 
sogar 1020/o. Zu beachten ist, daf3 diese Verhält­
nisse zutreffen für den gewogenen Durchschnitt 
der schleswig-holsteinischen Betriebe über 
20 ha, und daß sich in den Größenklassen selbst 
und noch mehr natürlich innerhalb der gleichen 
Größenklasse von Betrieb zu Betrieb eine ganz 
unterschiedliche Verteilung des Einkommens 
aus Landwirtschaft zwischen den familien­
eigenen und -fremden Arbeitskräften ergibt. 

Wenn wir abschließend einen Blick auf die Ent­
wicklung der Produktivität je Flächeneinheit 
und je Arbeitskraft richten, so muß bei der 
Beurteilung der Ergebnisse berücksichtigt 
werden, daß im Laufe unserer Beobachtungszeit 
die Preise der landwirtschaftlichen Erzeugnisse 
im ganzen angestiegen sind. Es betrug: 

195 1/55 19 ~5/~9 1957/58 1958/59 

di" I.rz.-uguns~leisrung 
DM je ha L:'ll '116 I 095 IIH I 140 

du Betricl>seinl<ommen2 
D\f ;., ha l.'-1 518 

das Rerricl>seinkomm.,n2 
611 635 6H 

DM je Voii·AK 3 900 5660 6 050 6 230 
der Preisindex der laod•in· 

schaltliehen Iirz.,ugni&sc, 
1?38 • 100 190 212 218 216 

Die Erzeugungsleistung setzt sich zusammen 
aus dem Betriebsertrag (Tab. 12) abzUglieh 
Zukauf von Saatgut, Futtermitteln, Vieh, ln­
ventarminderwert und geringfügiger nichtland­
wirtschaftlicher Einnahmen z. B. aus Verkauf 
alter Maschinen; sie stellt also den Wert der 
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aus dem Boden selbst gewonnenen landwirt­
schaftlichen Erzeugnisse dar einschl. des Ver­
edelungsgewinns aus dem Zukauf von Futter­
mitteln. - Das Betriebseinkommen ergibt sich 
durch Abzug aller sächlichen Ausgaben vom 
Betriebsertrag, er stellt also den Gegenwert 
für die gesamte im Betrieb aufgewendete Arbeit 
dar. Das Betriebseinkommen ist hier bezogen 
worden auf die sogenannte Voll-Arbeitskraft; 
dazu gehören alle im Betrieb (ohne Privathaus­
halt) tätigen Arbeitskräfte nach Umrechnung 
der jugendlichen Personen unter 16 Jahren 
(0,5 AK) und der Personen über 65 (0,3 AK) 
auf eine Voll-Arbeitskraft (1,0 AK). 

Schaltet man nun über den Preisindex der land­
wirtschaftlichen Erzeugnisse den Einfluß der 
Preisentwicklung aus, so ergeben sich für die 
Entwicklung der Flächen- und Arbeitsproduk­
tivität folgende Werte: 

1951/55 1955/59 1957/58 1958/59 

l~ittucg! DM j~ ha En:eug\Uigs 916 978 994 I 000 
Fläcll~npr<><l ukrivi· 

tiU 195 1/55•100 100 108 109 109 
Beui~bsein-

komm~n8 DM j~ Voll·AK 3 900 5 OB 5 261 5-(65 
Arbeiuprod uktivi· 
tat 1951/ 55• 100 100 130 135 140 

Unter dem Einfluß der Lohnentwicklung sind 
die Anstrengungen der Landwirtschaft also 
wesentlich stärker auf die Steigerung der 
Arbeitsproduktivität gerichtet gewesen als auf 
die Steigerung der Flächenproduktivität. Der 
Zuwachs an Arbeitsproduktivität ist durch eine 
sehr erhebliche Einschränkung der je Flächen­
einheit beschäftigten Arbeitskräfte erzielt 
worden, der technische Aufwand für den Ersatz 
dieser Arbeitskräfte war aber so teuer, daß die 
erheblich gestiegene Arbeitsproduktivität im 
Verein mit den Förderungen des Grünen Planes 
die Reinerträge nur um 20 DM/ha anzuheben 
vermochte. Wenn nun in 5 bis 6 Jahren der 
Arbeitskräftebesatz von 15,2 auf 11,7 Personen 
je 100 ha vermindert worden ist, so wird deut­
lich, daß dieses Mittel zur Steigerung der 
Arbeitsproduktivität nur noch in einer begrenz­
ten Anzahl weiterer Jahre eingesetzt werden 
kann, bis nämlich der Arbeitskraftehesatz des 
mittelbäuerlichen Betriebes auf seinem nach 
den Betriebsverhältnissen möglichen Minimum 
angelangt sein wird. 

3) in Ourchscllniuspr.,isen von 1951/55 

Kurzberichte 

Feuerwehr und ßrandsdläden 1959 
Im Jahr 1959 sind von den Berufs- und Frei­
willigen Feuerwehren in Schleswig-Holstein 
2 189 Brände gemeldet worden. Das waren dop­
pelt so viele wie tm Jahr 1958 (1 092 Brände). 
Die größte Zunahme ist bei den Kleinbränden 
zu verzeichnen, deren Zahl sich von 313 auf 
902 erhöhte (+ 188%). Die Zahl der Großbrände 
hat im vergangenen Jahr gegenüber 1958 um 
rund 100 (60o/o) zugenommen. Das starke An­
steigen der Zahl der Brände wird vom Landes­
amt filr Brandschutz auf drei Tatsachen zurück­
geführt: 

1. die lang anhaltende Trockenheit mit einer 
großen Zahl von Bränden auf Freiflächen, 

2. eine Serie vorsätzlicher Brandstiftungen, 
3. starke Gewitter in den Sommermonaten. 

Tab. 1 

Jahr 

1956 
1957 
1958 
1959 

Von dm Feuerwduen gemeldete Brände 

davon 
Brinde 

ia .. Groß- Mittel· Klein· 
geaamt brande btände brande 

I 099 136 182 383 
I 163 147 184 361 
I 092 165 177 313 
2 189 264 423 902 

F.nt· 
srehungs· 

brände 

398 
471 
437 
600 

Für die Feuerwehren kam es zur Bekämpfung 
dieser 2 189 gemeldeten Brände zu 3 034 Ein­
sätzen. Im Jahr 1958 waren es 1 523 Einsätze 
bei 1 092 Bränden. Von den Einsätzen des Jah­
res 1959 entfielen 912 auf die Berufsfeuerweh­
ren und 2 122 auf die Freiwilligen Feuerwehren. 
In 45 Fällen war die Freiwillige Feuerwehr ge­
meinsam mit der Berufsfeuerwehr und in 5 
Fällen gemeinsam mit Werkfeuerwehren an der 
Brandbekämpfung beteiligt. 

912 Brände entstanden in und an Gebäuden und 
1 164 auf Freiflächen. Außerdem mußten die 
Feuerwehren in 16 Fällen auf Schiffen, in 77 
Fällen an Kraftfahrzeugen und in 20 Fällen an 
oder auf Erntewagen und Dreschmaschinen 
Brände löschen, Bei den Bränden in Gebäuden 
war der Anteil der Großbrände mit 19,2% we­
sentlich größer als bei den Bränden auf Frei­
flächen mit 7 ,0%. Von den 1 164 Bränden auf 
Freiflächen waren 122 Waldbrände und in 93 
Fällen handelte es sich um Brände auf Getrei­
defeldern. 

Die folgende Tabelle gibt einen Überblick über 
die Ursachen der Brände in und an Gebäuden 
und die Höhe der dadurch entstandenen Schäden. 
Anders als in den Vorjahren sind im Jahr 1959 
bei den Brandberichten der Feuerwehren in grö­
ßerer Zahl die Brandursachen nicht eingetragen 
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Tab. 2 Brandursachen und Brandschadenhöbe 1 1959 

Zahl der 
Ge sch ät:aer 

Brandursache Bräode2 Brandschaden 
in 1 000 DM 

Blitzsch1"8 47 2 41~ 
Selbstentzündung 36 I 210 
Cltplosionen 12 149 
Bauliche Einrichtungen im Zusamm.,nhang 

mit Feu"'stätten 171 1 747 

Beuieb und mnschjneUe Einrichtungen 60 1 452 
Elektrisch" Anlagen 101 2 950 
BrandgefAhrliehe Stoffe 26 340 
Sonstig" Feuer-, Uchc- und Wärmequellen 187 I 157 

Vorslltzliche Brandstiftung 43 4 210 
Kinderbrnndstlfrong 58 l 034 
Nicht ermittelt 171 990 

Insgesamt 912 17 654 

1) von d<!n Feu"'w"hr"n g..schäut 2) nur Bränd" in G<!bilud<!ß 

(171 Fälle). Es handelt sich hierbei jedoch in 
der Hauptsache um Berichte über Klein- und 
Entstehungsbrände, bei denen kein oder nur 
geringer Schaden entstanden ist. Ein großer 
Teil der Brände (187) entfällt auf die Ur­
sachengruppe "Sonstige Feuer-, Licht- und 
Wärmequellen". Hierzu werden Brände gerech­
net, die u. a. durch Leuchtgeräte und Kerzen, 
Koch- und Heizgeräte, durch Rauchen, Asche 
und Glut, Flugfeuer und durch fehlerhafte Be­
dienung von Feuerstätten entstanden sind. An 
zweiter Stelle stehen die Brände, die auf fehler­
hafte bauliche Einrichtungen in Zusammenhang 
mit Feuerstätten zurückzuführen sind (171). Die 
Brände auf Freiflächen, für die eine Gliederung 
nach Ursachen nicht vorliegt, sind vorwiegend 
durch Funkenflug der Eisenbahn, fahrlässiges 

Umgehen mit Zündhölzern, beim Rauchen und 
durch Abgase der Trecker und Mähdrescher 
entstanden. 

Die hohe Zahl der Brände hat auch die Schadens­
höhe ungünstig beeinflußt. Nach den Schätzun­
gen der Feuerwehren, die sofort beim Einsatz 
vorgenommen werden, betrug 1959 der gesamte 
Brandschaden rund 20 Mill. DM gegenüber 14,7 
Mill. DM im Jahr 1958. Von der Gesamtscha­
denssumme entfielen 17,7 Mill. DM auf Ge­
b ä u d e schäden. Der Schadensanteil bei Gebäu­
den von landwirtschaftlichen und Gärtnereibe­
trieben ist mit 64o/o sehr hoch. Es entfallen von 
den Gebäudeschäden auf 

Gebäude d"' Landwirrschaft einschl. Gl\nnerei"n 
Gebäude für Handel, Gewerbe und lndustd<! 
Wohng<!bäud" und Anstalten 

ll 311 000 DM 
4 722 000 DM 
1 620 600 DM. 

Bei den Bränden in und an Gebäuden wurde der 
größteSchaden(4 210 OOODM)durch die 43 Fäl­
le vorsätzlieber Brandstiftung verursacht. 
Durch Blitzschläge ist ein Schaden in Höhe von 
2 415 000 DM entstanden. Fehlerhafte elektri­
sche Leitungen, Hausgeräte, Werkzeuge und 
Motoren verursachten 101 Brände mit einem 
Schaden von 2 950 000 DM. Es liegt in der Na­
tur der Sache, daß diese Schätzungen der Feuer­
wehren durch spätere Ermittlungen der Versi­
cherungen und der Staatsanwaltschaften nicht 
immer bestätigt werden. 

St. 

Vergleiche auch: "Feuerwehr und Brandschäden 1958" in Star. Monatsh. 
S.-H. 1959, S. 209 (August) 

Quelle: Landesamt fiir Brandschutz Schl<!s'Wig-Holsteio 

Mitteilung an unsere Bezieher 

Seit 1955 kosten unsere Statistischen Monatshefte unverändert 
dasselbe. Die Herstellungskosten sind jedoch, vornehmlich durch 
Gehalts- und Lohnerhöhungen, nennenswert gestiegen. Wir bitten 
deshalb um Thr Verständnis dafür, daß wir den Verkaufspreis der 
Monatshefte von Januar 1961 ab erhöhen werden, und zwar auf 

2, 50 DM für das Einzelheft 
7, 00 DM für das Vierteljahr 

12, 50 DM für das Halbjahr 
20,00 DM für den Jahrgang 

Diese Preise decken auch künftig nur einen Teil der Kosten; da­
bei bleiben die Aufwendungen für die Bereitstellung des statisti­
schen Materials noch ganz außer Acht, weil sie ohnehin eine le­
gitime Aufgabe des Statistischen Landesamtes sind. 

Wir bitten Sie, unseren Bemühungen um vielseitige statistische 
Information durch die Monatshefte auch künftig Ihre geneigte Auf­
merksamkeit zu schenken. 
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SCHLESWIG-HOLSTEIN IM ZAHLENSPIEGEL 

Monats- und Viertcliahr~zahlen 
1950 1~59 1959 1960 

Art der Angab<>• Einhell Monats• 
Du rehschnitt 

Juni Juli Aug. Mal Juni Juli Aug. 

BEVOLKlRUNG UND ERWERBSTIHIGKEIT 

ßev61kerungutand (Monstsende) 
• WohnbevOlkerung 1000 2 508 2 284 2 285 2 286 2 288 2 297 ... ... . .. 

darunter I) 
Vertriebene 

•Anzahl 1000 856a 641 641 641 642 642 ... ... ... 
in ~ der WohnbevO!kerun& 33 28 28 28 28 28 ... ... . .. 

Zugewanderte 2) 
134a •Anzahl 1000 148 148 149 149 152 ... . .. . .. 

in " der Y, ohnbevOlkerung ~ 6 6 7 7 7 ... ... ... 

Noturii<M Be.<llkerungs~egung 
Eheschließungen 3) 

•Anr.ahl 2 078 1 746 I 572 2 064 3 397 1 888 ... .. . ... 
• aut 1 000 t:10w. und I Jahr 9,6 9,2 8,4 10,6 17,5 9,7 ... ... .. . 

Lebendgeborene 4) 
•Anzahl 3 448 3 059 3 073 3096 3 037 3 205 ... . .. ... 
•aut I 000 Eln10. und I Jahr 15,9 16,1 16,4 16,0 15,6 16,4 ... ... .. . 

Geatorbene 5) (ohne Tol.jeboren.,) 
•Anzahl 2 059 2 173 2 093 2 092 I 839 2 237 ... .. . .. . 
•auf 1 000 J:;tnw. und 1 Jahr 9,5 11,4 11,1 10,8 9,5 11,5 ... ... .. . 

darunter 
Im ersten 1.cbMajahr 

•Anzahl 172 97 112 89 77 101 ... ... .. . 
•Je 100 Lebendgeborene 5,0 3,2 3,6 2,9 2,5 3,2 ... ... ... 

Mehr(+) bzw. weniger(·) geboren als gestorben 
*An7-ahl +l 389 + 886 .. 980 ..1 004 .. 1 198 + 968 ... ... .. . 
•auf I 000 Elnw. und I Jahr + 6,4 ... 4,7 + 5,2 + 5,2 + 6,2 + 6,0 ... ... .. . 

Wenderungen 
*ZuzUge ober die Landesgrenze Ii 323 6 521 8 030 6 381 5 545 8 395 ... ... .. . 

darunter 
Vertrt(\be-ne 2 173 I !i6~ I 368 1 499 I 315 I 865 ... .. . .. . 
Zugcwande rtft I 054 1 002 969 1 048 1 354 ... ... .. . 

•Fort&Oge Ober die Lluldcagren&e 14 284 ti 283 8 834 5 897 5 113 8 395 ... ... .. . 
darunter 
Vertriebene 9 662 I 785 2 001 I 704 1 524 I 659 ... .. . ... 
Zug.,wanderle . 760 786 741 641 756 .. . ... . .. 

•Y,Anderungagewinn (+) b& ... •verluat (-) -8 961 + 288 - 804 .. 484 + 372 i2 000 ... ... . .. 
darunter 
Vertriebene ·7 489 - 220 . 633 . 205 - 209 .. 206 ... ... .. . 
Zugewanderte 6) + 294 + 218 .. 228 + 407 .. 598 ... . .. .. . 

•Umzllge lnnerhalb dca Landes 11 814 9 958 9 118 8 428 7 472 11 726 ... ... . .. 
WanderungarAlie 8) 

Anzahl 
und I Jahr 

7
) 

31 221 22 712 21 982 20 706 18 190 26 516 ... ... ... 
auf I 000 Elnw. 198 172 166 150 132 lAG ... ... .. . 

Umaledler 6 329b 551 777 464 489 389 324 196 348 
davon nach 
~ordrheln· Westfalen 511 298 538 207 244 234 179 87 184 
Baden•WUrttembul[ ~ 602 37 42 11 28 25 24 10 29 
Rhein land• Pfalz 2 U28 8 . 4 8 8 9 7 14 
llesecn 238 5 18 6 23 13 5 4 II 
Harnburg u 203 179 236 186 109 107 88 110 
Are.men 9 . - - . - - - -

Arbeotslage 8) 624+ 748+ •Beschlnigte Arbeitnehmer 1000 76~ 782 
darunter + .. 

*Mlnner 1000 429 503 515 52!1 
*Arb!!ltalosn 

Anzahl 1000 210 38 23 19 17 16 14 12 II 
Je 100 Arbeitnehmer 25.2 4,8 2,9 2,4 2,2 2,0 1,7 1,5 1,3 

und zwar 
•MAnner 1000 146 24 12 10 9 8 7 6 6 

Vert• >ebene 1000 119c 10 7 

*) Du• m•t emem vorangestellten Stern(*) versehenen Poaillonen worden von allen StatJ•tlsehen Landesämtern Im "Z.shlt>naplegel" veröffo.>ntllcht 
+ • Vu~rte!Jahreadurehschnill 
I) Vertr1eb~n• alnd Ocutach<", dte sm I. 9,1939 m den z. Z. unter fremdl'r Verwallun~r atehendl'n Ostgebieten des Deutachen RPlchea (Stand: 31. 12. 
1037) oder Im Ausland 11ewohnt hllbl'n, einB<:hl. ihrer nach 1939 geborenl'n Kinder 2) Zugewanderte s1nd Deutsche, dte am 1. 9. IP39 in Berhn oder 
der sowjetischen Besatzungszone gewohnt haben, einseht. Ihrer nach 1939 geborenen Kinder 3) nach dem t:;nHgn•aort 4) nach der Wohngemrln· 
de der Mutter 5) na.:h der Wohngemeinde des Verstorbenen 6) ohnr UmzUge mnerhalb dH Geme>nden 7) unter ßerUcksichtlguna des geaam· 
ten Wandf'rungavolumens (Zu· und FortzOI[e innerhalb des Landes und Ober die Landesgrenze I 8) Arbeiter, Aneestellte und Beamte 
a) am 13. 9. 1950 b) ohne AnrechnungsfAlle c) Vertrieben.. und Zugewanderte 
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AN der Angab~ 

LANDWIRTSCHAFT 

Vi~h~tond 
•Rinder (•nn .. chl. KAlber) 

darunter 
*.M IIchkOhe 

•Schw~tne 

darunter 
• Zuchtsauen 

darunter 
•trachtlg 

Schlo,htungen von Inlandtieren 
*Rinder (ohne KAlber) 
*KAlber 
*Schweme 

darunter 
*llauaechlachtungen91 •Geaamtachlachtgewlchl (einseht. Schlachtfette) 
darunter 

•Rmder (ohne KAlber) 
•SchwelOe 

Durchachntttllch~S SchlachtJeWICht CQr 
*Rinder 
•Kalber 
• Schweine 

Mll.:her:eugu~ 
•Kuhmllcher:tftlguni 
*Milchlclalung Je Kuh und Tag 
• M llchanlleCerun11 an Molkereien 

ln 'l!o der Gesamterzeugung 

INDUSTRIE 10 

• Beschi.IIII(te 
darunter 11 ) 

•Arbeiter 12) 
Gelelatf'te Arbeltuatunden 

• l..Ohne (ßruttosumme) 
GehAlter (Bruttosumme) 

• BreMatoCfverbrauch 
(lasverbrauch 

• 
• 
• 

.. elzOiverbrauch 
Stromverbrauch 
Stromerzeu!lllng (netto dn Industriellen Elgenanlagen) 
Umaat:t 14) 

darunter 

• AualDndaumaatz 

lndu dtr •ndustrklltn Produ~tlon 
Gesamte ladustrll'produktlon 

elnachl. Energ1e und Dau 
darunter Erzeugn1ase deafder 
Erdölgewinnung 

Industrie der :Stetne und Erden 
liochoCtn· und Stahlwerke 
I::1aen-, Stahl· und Tempergteßerelen 
Mtneralölverarbettung 
Gummi• und Asbealverarbe1tung 
Sllg~werke und Holzbearbeitung 
papiererzeugenden Industrie 

SchlCCbauee 
Maachtnenbauea 
elektrotechnischen llldustrle 
feinmechanischen und optischen Industrie 

~:laPn•, Blech· und Metallwarenindustrie 
(einseht. Sportwa!Cen) 

l~clererz~ugenden industrte 
Schubindustrie 
Textlltndu&trle 
Bekletdungatnduatrle 

Flelachwarenlndustrle 
flachverarbeitenden lnduatr1e 
Molkereien und milchverarbeitenden Industrie 
tabakverarbeitenden Industrie 

Dsuprodukllon 

nodl: Monats- und Vierteltahreszahlen 

1950 1959 1959 
Einbett Monats-

Durchschnitt 
Juni Juli 

1000 899d I 198d I 262 

458d Hld 1000 438 
1000 I 031d I 328d I 208 

1000 107d 135d 137 

1000 68d 86d 90 

1000 St 7 16 11 12 
1000 SI 14 5 3 3 
1000 St 45 79 69 65 

1000 St t8" 13( 1 I 
1000 l 5,0 9,7 8, 7 8,4 

1000 t 1,6 3,4 2,3 2,6 
1000 t 2,6 5,9 6,0 5,5 

l<g 226 223 217 208 
kJ 26 51 57 61 
l<g 98 89 88 86 

I 

1000 t 130 140 179 157 
k( 9,9 10,8 14,0 11,9 

." 86 88 91 90 

1000 109 182 163 164 

1000 91 133 134 135 
1000 18 05~ 23 878 23 828 23 782 

~lli.DM 20,4 5~.o 55,0 58,1 I 
Mlll. OM 5,6 17,5 17,2 17,2 

1000 SKE13) 8l 80 55 56 
1000 :-;m3 10 187 10 153 10 722 

1000 l 41 41 37 
Mlll. kWh 30 76 73 73 
Mlll. k\\11 II 20 19 17 
Mlll. DM 201 504 585 511 

Mlll. DM 10 70 IH 72 

1050•100 usl 23Gb 239 226 

107 598 811 597 

lll 223 265 270 
106 107 117 95 

9D 117 124 80 
117 892 001 922 
122 840 795 811 
94 97 101 96 

102 272 279 2il 

126 323 365 325 
134 242 230 2111 
144 505 475 431 
lU 655 603 ~24 

119 192 194 171 
97 113 105 109 

102 197 223 95 
118 174 177 148 
115 121 ll5 94 

137 178 160 162 
143 221 119 189 
102 118 158 122 
114 254 269 268 

92 208 248 231 

1960 

AUJ. Mal Juni Juli Aug. 

I 319 

451 
I 252 

147 

96 

16 15 13 15 ... 
2 6 4 3 ... 

67 91 73 74 ... 
I a I l ... 

9,5 11,!1 9,4 9,7 . .. 
3,3 3,2 2,7 3,1 ... 
5,8 7,8 6,2 6,3 ... 
208 214 208 207 ... 

60 57 63 62 ... 
88 88 87 88 ... 

130 203 183 161 ... 
9,9 14,8 13,8 11,7 ... 
90 91 112 92 ... 

165 168 169 169 ... 
136 138 139 139 ... 

23 634 24 711 24 285 22 824 ... 
55,2 81,5 63,6 63,2 ... 
17,1 19,0 19,4 19,2 I ... 

58 68 64 63 I ... 
11 169 12 0~~ 12 386 II 832 ... 

39 45 41 42 ... 
76 84 78 80 . .. 
18 21 18 20 ... 

510 539 500 523 ... 

81 04 59 90 ... 

r 231 r 268 258 ... ... 
607 628 616 613 ... 
264 283 I" 283 285 ... 
108 173 168 147 ... 

r 115 142 172 54 ... 
908 rl 122 r1 129 I 094 ... 
798 I 068 l 046 957 ... 

92 114 I" 110 102 ... 
274 308 284 304 ... 
326 r 346 r 302 255 ... 
208 281 r 279 211 ... 
&15 579 r 470 519 ... 
1194 836 r 70Q 748 ... 
184 r 225 r 236 193 ... 
107 88 68 73 ... 
1&6 2~7 200 100 ... 
154 r 192 r 177 145 ... 
131 143 102 108 ... 
172 168 r 170 164 ... 
244 259 r 126 163 ... 

99 181 170 128 ... 
272 250 2C7 239 ... 

r 231 r 247 258 ... ... 

9) eew~trbllche Schlachtungen 10) Betrtcbe mit hn allgemeinen 10 und mehr lleschACt!Jien (monatliche lnduatrlebertchlrrstattung), ohne Gas•, 
Waaaer- und Elektr121U1tswuke und ohne BauwlruchaCt II) elnachl. ~~~werblicher t.ehrllnge 12) elnachl. L.rhrhn~eaotund•ll 13) eine Stein· 
kohle•lnhelt • I t Stetnkohle oder Steinkohlenkoks oder •brlkelts, • 1,5 I Braunl<ohlenbrtketts; • 3 t Rohbraunkohle 14) etnschl. VarbrauchsteuHn 
sowie Reparaturen, l..ohn· und Montagearbelten, aber ohne Umsatz an landeiswaren d) Oe~ember e)' WinterhalbJahr 19~0/lil • 35 C), Winterhalbjahr 1959/60. 24 g) hier und bei allen rotgenden lnduatr!egruppen: 1951 h) hier UJid bel aller! folgenden lndustrlegruppcn: 
vorlluClge I::rgebntne 
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noch: Monats- und VtNt~l,ahr~szahlen 

1950 1958 1959 1860 
Art d~r Angabe Einheit 

Monat&-
I>ur~hA<'hnltt 

Juni Juli Aug. Mal Juni Juli Aue. 

OFFENTUCHE ENERGIEVERSORGUNG 

• Stromerzeugung (brullo) d•r orr.ntllchen Kraftwerke Mlll. kWh G6 111 99 101 107 115 106 121 ... 
•Stromverbrauch 15) 16) Mtll. kWh 70 154 136 142 148 159 148 157 . .. 
•Cuerzeugunc (brutto) der orr•ntUch~n Werke Mill.cbm II 17 15 14 14 17 15 15 ... 

SAUWIRTSCHAFT UNO WOHNUNGSWESEN 

&uhaupliJowtr~ 171 
•neachltllgt" 39 835 58 209 63 645 63 3G9 63 219 p62946 p63148 ... . .. 
•c~l~latete Arbc!lastundrn 1000 8 800 9 499 II 250 11 241 10 805 pl0602 pl0625 ... . .. 

darunter 
•ror Wohnungabout•n 1000 3 278 4 537 5 453 5 180 5 192 p4 787 p4 747 ... . .. 

•LOhne (Bruttoaumme) Mill.DM 8,5 24,9 29,0 29,5 28,3 p 31,0 p 31,5 ... . .. 
•G~hll.lter (Bruuoaumme) Mlll. DM 0,5 1,8 1,7 1,6 1,6 p 1,8 p 1,8 ... . .. 
•Umsatz M!ll. D1\ll 24,3 79,5 85,1 95,8 90,6 p 88,2 p 93,8 ... . .. 

S.ugenehmlgungen111 
191 

726 I 0~0 I 474 663 I 427 1 322 I 309 I 217 •WohncebAudt• (ohne Cebludelelle) ... 
•Nichtwohngeblude (ohne Gebludetetle) 347 521 562 397 637 380 315 343 ... 

Veranachlogte reine Baukosten 
filr olle ganzen Cebludc !\1tll. DM 22,2 71,1 77,2 43,0 89,9 105,2 104,2 97,8 ... 

darunter 
!Or \\ ohngeblude Mtll.OM 16,9 52,0 63,0 27,4 71,4 71,2 78 ,8 71,8 ... 

•Umbaut"r Raum ln allen Gebiuden 
(ohM C blluclctelle) 1000 c:bm 757 I 184 I 287 713 I 509 1 565 I 501 I 611 ... 

darunter 
•tn Wohncebnudrn 1000 cbm 536 798 959 415 I 091 1 000 1 068 989 ... 

*\\ ohnungen 20) 2 300 2 382 2 854 1 212 3217 2 998 3 22U 3 07~ . .. 
darunter 

•ln ganzen Wohngebliuden 2 061 2 149 2 593 I 010 2 904 2 634 2 053 2 758 . .. 
S.ulertlgllrlluniJen 

Wohnuncrn 21) I 478 2 107 I 125 I 738 I 740 I 158 1 765 I 642 ... 
Wohm·lume 22) 4 921i 8 309 4 881 6 434 8 938 4 633 G 767 6 826 . .. 

HANDEL 

•lnde• der Eln:elhand.lsums.Jl:e 1959•100 100 9u 108 97 108 106 110 ... 
davon 

•Nahrungs- und Genußmlttel 100 100 tOS 104 102 107 113 ... 
•Bekleidung, Wische, Schuhe 100 89 105 76 118 107 IOü ... 
•llauarot und Wohnbedarf 100 86 95 93 98 95 100 . .. 
• Sonstige Waren 100 97 103 93 110 105 102 . .. 

H~ndel mll dem Wihrungsgrb~t drr DM-Ost 
•ne,.age Scblendg-llolat.,lna 1000 DM 824 1 538 571 H4 677 394 657 S89 . .. 
• Wcterungen Schleawlg-Holato•lns 1000 DM 1 309 I 526 I 41<4 2 810 398 1 sa7 1 813 2 404 . .. 

H•ndtl m•t ßerßn (Weit) 
•nezDge Schleswlg- Holsteine 1000 UM I 881 11 742 II 487 11 955 10 589 11 753 12 735 14 516 . .. 
• Lieferungen Schleawlg-Holstelna IOOODM 13 045 34 061 27 191 28 339 32 645 32 1G8 28 831 25 557 ... 

• Ausfuhr rn.-h Wertngru~nlll Mlll. DM 7,2 7ö,3 89,9 59,7 66,8 103,7 109,8 . .. . .. 
davon OOter d"r 

• F.rnllhrungawlrtachart 1\llill. 0~1 0,7 6,7 5,2 6,1 6,5 6,5 6,2 ... .. . 
•Gev.erbllchen Wirtschaft 111111. Dill 6,6 80,6 84,7 53,5 50,3 97,3 103,8 ... .. . 

davtm 
•Rohstoffe Mtll.OM 0,2 2,1:> 2,8 2,& 1,8 2,& 2,8 ... . .. 
•Ualbwaren llllll. DM 2,3 5,8 5,9 5,4 4,0 8,7 7,5 . .. . .. 
*I· erugv.,·nren Mtll. DM 4,0 61,3 76,0 45,7 44,5 86,0 93,3 ... . .. 

davon 
• Vorerzttugnlsae- Mlll. DM 0,& 2,9 3,1 2,5 2,4 3,0 2,4 ... . .. 
•f.nderzeugniase Mlll. DM 3,5 58,3 72,9 43,2 42,1 83,0 90,9 ... . .. 

• Au•fuhr nach ou;gtwahlt~n Verbrauch513ndtm 131 

l..lberla MIII.I)M 0,0 1,7 0,0 0,0 0,0 0,1 3&,6 . .. . .. 
Nlcderland11 !\111l.DM 0,6 7,4 5,3 4,3 3,2 20,0 16,2 ... . .. 
Großbritannien Mlll. OM 0,1 7,0 3,1 5,1 18,3 4,0 10,1 ... . .. 
I>Anelllllrk Mtll. DM 0,8 7,8 4,9 4,3 3,7 7,0 8,3 ... . .. 
lsland Mlll. DM 0,1 0,5 0,2 0,1 0,2 0,3 4,5 ... . .. 
Sch,.eden Mlll.DM 0,6 ?,2 1,9 3.2 2,8 3,5 4,5 ... . .. 
Italien Mlll.DM 0,2 2,0 1,8 1,3 1,7 4 , 9 3,6 ... . .. 
Frankreich Mlli.OM 0,1 2.1 2,3 2,0 1,9 3,4 2,8 ... . .. 

VERKEHR 

S.,esclulf•htt u 
Guterempfang 1000 I 141 381 419 462 4~4 519 472 ... . .. 
GOterveraand 1000 t 86 109 113 122 166 152 125 ... . .. 

ßtnnenS<hiflahrt 
•Gütercroplang 1000 I 118 115 112 120 145 131 158 ... 
•Guterv.,rsand 1000 t 217 231 278 243 281 251 263 ... 

15) ctnochl. Vcrluatc 16) einseht. des vom Metallhüttenwerk I,Ubeck erzeugten :Stadtga&ca 17) nach den Ergebnla&t•n <lcr Totalrrhebung!Or alle 
Betrtrbe (hochgcrt•chnct) 18) baupolizeilich genehmlgU! Bauvorhaben 19) ble 1955: Neubau, Wwdernufbau und Umbau pnzer Gcbaude, ab 1956: 
nur Neubau und WledcrauO>au 20) 1950 b1s 191:>5: Normal- und Notwohnung~n. ab 1956: nur Normalwohnungen 21) 1950: :-lormal- und Notbau: ab 
1956: Normalbau 22) Zlmm~r mit 6 und mehr qm Fliehe und alln KOchen 2J) 1959/60 • vorläufige Zahlen 24) Manntsangaben 19&9/ftO • vor-
lluflge Zahlen 

- 67*-



nod-t: Monats- und Vlertchahrcszi!hlen 

1950 1959 1959 1960 

Art der Angabe Einheit Monata· 
DurchAthnitt 

Juni Juli Aug. Mal Juni Juli Aug. 

noch: VERKEHR 

Nord-Ost<M·Kanal :tsl 
Schiffsverkehr 

Schiffe 3 939 6 120 6514 7 134 7 345 8 895 6 83J 7 784 ... 
darunter 
deutache .,. 64,0 65,9 64,1 66,7 68,2 65,7 63,0 63,3 ... 

Raumliehalt 1000 !'IRT I 481 3 Oll 3 099 3 252 3 302 3 567 3581 3 929 ... 
darunter 
deutscher Anteil ,. 23,3 30,4 31,6 31,4 34,5 28,& 28,8 31,3 ... 

GOterverkrhr 1000 t 2 492 4 165 4 103 4 407 4 606 4 690 4 924 5 474 ... 
und zwar 
auf deutachen Schiffen "" 

20,1 32,6 33,9 34,8 36,8 30,1 31,7 34,1 ... 
Richtung Weet•Ost 1000 t I 122 2 073 1 902 2 063 2 219 2 639 2 354 2 447 ... 
Richtung Oat·Weat 1000 t I 371 2 091 2 291 2 345 2 387 2 260 2 570 3 027 ... 

• Zul.!uung fabrikneuN Kraftfahrzeuge I 244 3 581 3 886 3 731 2 649 4 848 4 312 3 424 ... 

* 
• 

• 

• 

daruntr.r 
*KraflrAder (elnachl. Motorroller) 449 179 282 277 154 326 277 210 ... 
*Peraoncnkraflwagen 398 2 457 2 574 2 464 I 658 3 600 3 071 2 346 ... 
•Kombmationakrartwagen 179 204 183 117 257 194 162 ... 
• Laatkraftwaeen 247 295 338 301 233 305 335 295 ... 

Stra~nwrkehrsunrane 
3 &oal Unfalle 826 2 750 3084 3 579 3 551 3 136 p3 999 ... 

davon 
1 3081 •mit Peraonenachaden 417 1 016 I 263 1 403 1 356 1 247 p1 437 ... 

•nur mit Sachschaden 409 1 733 1 821 2 176 2 195 I 889 2 1951 p2 562 ... 
•Getötete Peraoa~n 26) 17 42 46 39 43 ~4 31 p 46 . . . 
•Verletzte Personen 4113 I 277 I 593 I 842 I 794 I 572 1 705 pl 907 ... 

Fremdenverkehr rTI 
441 1241 

• Fremdenmelduneen 1000 187 328 290 106 213 337 ... 
darunter 

2' 16
1 

•Au alandsgaste 1000 23 52 36 I~ 25 55 ... 
• Frernd~nübernachtungen 1000 221i 784i I 217 2 905 2 589 400 I 346 2 900 ... 

darunter 
si 35i • Aualandaglate 1000 49 138 91 24 48 116 ... 

GELD UND KREDIT 

Kredlhn•lltute (ohne LZB) 281 Mlll. DM 741J 3 638) 3 369 3 402 3 425 3 868 3 949 *Kredite an Nichtbanken ... ... 
davon 

I 038j •Kurz.lrlatige Kredite Mlll. DM 441J 1 028 I 018 1 002 I 129 I 198 ... . .. 
darunter 

42~ 1 032j •an Wirtachalt und Private M1U.Dll1 1 020 I 015 999 1 125 1 195 ... ... 
•Mittel· und langfrlat!ge Kredite 111111. DM 29 2 sool 2 343 2 384 2 423 2 738 2 751 ... ... 

darunter 
263J 2 232~ •an Wirtschaft und Privat" Mlll. DM 2 018 2 051 2 086 2 3~0 2 362 ... ... 

• Einlagen von Nichtbanken 28) Mili.DM 408J 2 458 2 258 2 300 2 378 2 641 2 603 ... ... 
davon 

27,1 I J63J •Sicht• und Termineinlaeen MI II. D~l 1 091 I 122 I 179 I 256 1 206 ... ... 
darunter 

231j 922j •von Wirtachalt und Pr1vaten Mill. DM 893 923 951 990 959 ... ... 
•Sparelnlagl!n am Monatsende Mill. DM 131J I 294J 1 168 I 178 1 199 I 385 1 :197 ... ... 

darunter 
94J *bei Sparkass<>n Mill. DM 864) 783 792 806 930 936 946 ... 

*Gutachrlftt'D auf Sparkonten Mill.DM 9 65 54 65 60 59 62 ... . .. 
•Laatachrlften auf Sparkonten Mill. DM 7 46 41 55 39 49 so ... ... 

Konkur1t (l!rOffnete und mangels Masse abgell!hnte) 23 8 8 7 8 5 6 7 ... 
Vergll!lchoverfGhren (erOffnele) 8 3 1 2 3 I - - ... 
Wechselproteste Annhl 682 695 604 G98 704 769 874 ... ... 

Wert 1000 DM 517 467 526 475 432 470 462 ... ... 

)TEUERN 
291 

landeuteu~m 1000 DM 14 273 38 559 53 102 29 283 29 104 30 443 65 535 33 581 ... 
darunter 

• Verm6genatcuer 1000 DM 268 1 701 !)98 588 3 573 3 960 566 235 ... 
•Kraftfahrzeugsteuer 1000 DM I 210 4 166 3 988 4 120 3 612 4 809 4 701 4 771 ... 
* Biersteuer 1090 DM 248 492 445 !)04 554 488 493 567 ... 

Bundessteuern 1000 DM 44 667 107310 118812 106161 101292 05 &42 120728 108866 . .. 
darunter 

•umaatzsteuer etnschl. Umaatzauagleichateuer 1000 DM 14 r.eo 32 748 30 133 32 413 33 877 32 543 34 731 37 478 ... 
•a .. rorderungateuer 1000 I>M 281 l 139 1 120 1 249 1 254 I 104 1 168 I 359 ... 
•zolle 1000 DM 1 381 8 277 8 927 8 581 7 287 6 845 7 106 8 426 ... 
• verbrauchsteuern 1000 DM 27 474 48 928 61 731 51 973 48 486 44 937 46 731 47 814 ... 

darunter 
* Tabaksteuer 1000 DM 22 295 36 7V2 38 148 39 56S 38 091 34 489 30 763 35 923 ... 

•Notopfer ßerlin 30) 3!) 1000 OM 951 206 196 228 124 49 36 :10 ... 
außerdem: *Laalenausglelchaabgaben 1000 DM 5 569 7 061 2 224 6447 9 357 10 645 2 371 3 193 ... 
25) ab 1958 ohnr "Sportfahneuge ohne TonnagPangabe" 26) aelt 1953 clnschl. der Innerhalb von 30 Togen an den Unfallfolgen vers!orb<'nrn Per-
sonen 27) ab Aprtl 1960 • vorJAuf1ge Zahlen 28) Monatazahlen: Bestand 11m F.nde des Ber1chtazeitraum"a 29) Rechnungsjahr 30) ohne 
AbJabe aur Postsendungen 31) 1950: nur Soforthilfe•AbgabPn l) 1950: Angaben aus 110 Berichtsgemeinden (I. V!ertdjahr ll"~chätzt); ror das 
Sommerhalbjahr (April - September) Mts. ·II 61 000 FremdcnmehJunern mit 377 000 Obernachtungen; ab 1955 Angaben aus 16& Rerichtsgcmclnd<'n, 
ab April 1960 aus 163 Berichttsgemelnden; für das SommerhalbJahr 1959 Mts. -- 188 000 Fremdenmeldungen mit I 370 000 Übernachtungen 
J) Stand: 31. 12. 
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S<hluß: Monats- ur.d VIerteljahreszahlen 

1950 1959 1959 1960 
Art der Angabe Einhell Monats- Juni Juli Aug. Mat Juni Juli Aug. 

Durchschnitt 

noch: SIEUERN 

Steuern vom Elnkommen32) 1000 DM II 560 45 752 70 584 33 474 29 324 28 756 68 186 39 262 ... 
davon 

• Lohnsteuer 1000 DM 3 467 15 916 14 547 19 167 18 187 14 612 16 300 23 480 ... 
•veranlagte Emkommensteuer 1000 DM 6 264 21 988 37 877 12 117 9 887 10 381 50 786 13 864 ... 
• Nicht veranlagte Steuern vom Ertrag 1000 DM 69 558 638 1 201 434 417 887 577 ... 
• Körperschaftsteuer 1000 DM 1 760 7 289 17 522 989 815 3 346 20 214 I 342 .. . 

G~melndesteuern 
*R<'alsteuern 1000 DM 26 416-+ 6G 772-+ 63 677k 72 686k 

davon 
6 795: 8 388k 6 407k •Grundsteuer A 1000 DM : ~~~: •Grundsteue!-r B 1000 DM II 959+ 12 68~ 12 024~ 

•Gewerbesteuer nach Ertrag und Kapital 1000 DM 9 066+ 43 649+ 40 508k 49 707k 
• Lohnsummensteuer 1000 DM ~ ~~:+ 4 369+ 4 097k 4 54~~ 

Sonstige Steuern 1000 DM 6 244 6 135 6 144 

PREISE 

r~•slndex:lffem Im Bundesgebiet 
Einkaufspreise für Auslandsgüter 1950•100 100 97 96 96 97 100 98 p 98 ... 
Preise auegewählter Grundstoffe 1950•100 100 132 131 133 132 132 132 p 132 ... 
Erzeugerpretse indust.-tellcr Produkte 1950•100 100 124 124 124 124 125 125 126 ... 

landwirtschaCtliehrr Produkte 1950/51•100 10Öm p 137n 134 144 139 135 p 134 p 135 ... 
Pretemde>c für Wohngebäude 

Bauleistungen am Gebäude 1954•100 122 123 p 131 ... 
Einkaufspreise landwirtschaftlicher 

lOOm 131n Betrtebsmlltel (Ausgab.,nlndex) 1950/51•100 131 130 131 132 132 p 132 . .. 
Eln1.elhsndelspretse 33 ) 1950•100 100 112 III 113 112 113 113 114 ... 
Preisindex ror dle Lebenshaltung 1050•100 100 121 120 121 121 122,9 122,6 123,5 .. . 

darunter 
Erna.hNng 100 128 126 128 128 130,8 130,2 131,7 ... 
Wohnung 100 122 122 123 123 124,4 124,4 125,4 . .. 
Heizung und Beleuchtung 100 144. 143 14.3 144 1(5,9 146,2 146,6 ... 
Bekleidung 100 lOS 104 IO>l 104 106,9 106,9 107,0 ... 
Haugrat 100 112 112 112 112 111,7 111,8 112,0 ... 

LOHNE UNO GEHJUTER 3' 1 

Arbeiterverdienste in der Industrie SSl 
Bruttowochenverdienste 

• mannlieh DM 64,16 122,19 125,00 135,35 .. . 
darunter 
Facharbetier DM 68,90 130,07 132,34 143,72 . .. 

•wetbhch DM 37,09 72,36 72,41 78,68 .. . 
Bruttostund.,nverdi.anatl! 

•männlich Pf 130,4 257,4 259,7 283,1 .. . 
darunter 
Facharbeiter Pr 139,8 272,6 275,3 300,5 .. . 

•weiblich Pr 80,8 164,1 166,7 179,3 ... 
Bezahlte Wochtonarbellfl'tt'it 

•mannllch Std. 49,2 47,5 48,1 47,8 ... 
*weiblich Std. 45,9 44,1 43,7 43,9 . .. 

Geleistete Wochenarbeitszeit 
•männlich Std. 44,1 44,6 44,7 .. . 
•weiblich Std. 41,1 41,0 41,2 .. . 

Angestelltenverdienste 35) 
Bruttomonatsverdtcnste in der Industr1e 

ks'!fmAnntsche Angestellte 
•mlnnlich DM 620 620 667 ... 
•weiblich DM 401 399 418 ... 

technische Angestellte 
*männlich DM 723 720 759 ... 
•w~lbllch DM 415 416 439 . .. 

tm Handel 36) 
kaufmännische Angestellte 

•mannllch DM 672 580 597 ... 
•wetbhch DM 346 353 361 ... 

technische Angestellte 
• rnlinnllch DM 590 . 599 649 ... 
•weiblich DM 267 ... 

in Industrie 35) und llandel 36) zwuunmen 
kaufmlnnlsche Angestellte 

• mAnnlieh DM 587 592 618 .. . 
•weiblich DM 362 367 377 ... 

technische Angrstellte 
•männlich DM 716 714 753 . .. 
•weiblich DM 411 413 432 .. . 

+ • Vierteljahresdurchschnitt 
32) ln den Landes- und Bundessteuern enthalten 33) 4-Personen-Arbeilnehmerhaushaltungen; mlltlere Verbrauch<'rgruppe mit monatlich rund 
300 DM Lebenshaltungsausgaben bzw. 360 DM Hauahaltungselnnahmcn. Die Preise im Saarland stnd sb Januar 1~60 in der Bundesdurchschnillsbe-
rechnunr mit berOekstchttgl 34) ECfektlvvcrdtenste: Zahlen ab 1957 wegen methodischer Umstellung mlt !rilheren Ergrbmssen nicht ohne ..... ,teres 
vergleichbar, 1950 und 1959 Durchschnitte aus 4 Erhebungen 35) e!nschl. Baugt'werbc 36) Handel, Geld- und Versicherungswesrn 
k) 1.4. - 30.6. m) Wtrtschaft&Jahr 1950/51 (Juli- Juni) n) Wirtschallsjahr 1959/60 (Juli- Jum) 



J<~hrcszahlcn A • 

Art Mr Angabe Zelt I) Einhell 19$0 1951 1952 1953 11154 1955 1956 1957 1958 1959 

BEVOlKERUNG UND ERWfRBST1.TIGKfiT 

WobnbevOikl'rung JO 1000 2 598 2 505 2 439 2 365 2 305 2 271 2 253 2 258 2 269 2 284 
dlll'\lnter 2 Vertr1ebMe ) ln 'J'o der WohnbevOlkerung 35,1 J3,5 30,9 29,5 28,3 27,8 27,7 28,2 28,2 28,1 
Zugewanderte 2) in 'J'o der WohnbevOlkerung 4,0 4,0 5,4 5,5 5,7 5,8 6,0 8,2 6,3 6,5 

Mehr(+) bzw. weniger(·) geborenalegestorben JS 1000 + 17 .. 13 + 11 + 10 + 7 .. 7 + 7 + 7 .. 8 + II 

\lianderungagew1nn (+) bzw. ·ver!ust (•) JS 1000 - 108 - 84 - 73 - 90 - 49 - 34 - 13 • & .. 3 + 3 
3) 

ßttachAftigte Arbeitnehmer JO. 9. 1000 650 633 653 667 683 716 741 757 772 770 
darunter 1n den Wtrucha!tsbereichen 
l.and· und f'oratwlrtschaft 30. 9. 1000 !04 97 95 92 88 86 81 78 72 56 
lnuuatrte und Handwerk (etnschl. Bau) 30. 9. 1000 260 249 2G4 279 294 318 334 346 355 360 
Handel und Verkehr 30. o. 1000 121 123 130 134 140 148 158 163 171 177 

l\rbella1ose 30. 9. 1000 178 157 119 90 75 57 45 34 27 17 
jf> 100 Arbeitnehmer 30. 9. 21,5 IP,9 15,4 11,9 9,9 7,4 5,7 4,3 3,4 2,2 

UNTERRICHT, BILDUNG UNO KULTUR I 

SchOier an den allgeml!lnb!ldenden Schulen Mal 1000 480 448 418 394 368 353 337 323 314 306 
Je I 000 Einwohner Mal 182 177 169 164 158 154 148 143 138 134 

VOLKSEINKOMMEN 

Brutto• Inlandsprodukt 
4

) JS Mill. DM 3 507 4 146 4 574 4 827 6 092 Ii 642 6 178 6 ?iS 7 210 &79(10 
Je E1nwohner DM I 387 I 648 I 875 2 041 2 210 2 486 2 743 3 000 3 182 e3500 

LANDWIRTSCHAFT 

Vlthbeatand 
Pferde 3. 12. 1000 167 148 134 122 107 99 87 80 72 58 

fUnder 3. 12. 1000 99~ 994 1 045 I 053 I 061 1 040 l 072 I 094 I 129 l 196 
darunter 
Milchkllhe 3. 12. 1000 458 454 453 462 Hl 429 431 431 426 441 

Schweme 3.12. 1000 I 031 I 122 I 122 I 036 I I~G I 184 I 210 I 298 I 279 1 328 
Schafe 3. 12. 1000 129 130 129 123 114 112 112 116 119 113 
lfühne1· 5) 3. 12. 1000 3 827 3 679 3 570 3 791 3 716 3 476 3 493 3 486 3 522 3 623 

Schlachtviehaufkommen aus eigener Erzeugung
61 

Rinder JS 1000 164 203 188 240 250 253 229 280 293 295 
Schw<!lne JS 1000 818 I 164 I 251 I 238 I 276 I 455 I Hl I 675 1 74li 1 72li 

Milcherzeugung 
KuhmllchO!rzeucung JS 1000 I I 562 I 607 I 544 I 673 I 648 l 577 I U6 I 662 I 699 1 682 
Milchlelatung je Kuh und Jahr kg s 610 3 546 3 468 3 712 3 634 3 554 3 711 3 Bli7 3 946 3 951 

INDUSTRIEn 

ßeachl!tlgte JD 1000 109 115 119 126 136 148 lli8 164 164 162 
je I 000 Etnwohner 42 46 48 53 58 64 70 73 72 71 

lAhne ( llru ttosumme l JS Mlll, DM 24:0 301 334 378 424 488 534 581 638 6!>9 

GehAlter (Hruttosummel JS Mlll. DM 68 80 02 103 117 134 156 173 197 210 

Umsatz
81 JS Mlll. DM 2 416 3 054 3 212 3 371 3 747 4 223 4 840 5 3G3 !i7H G 053 

darunter 
I Aualnnd•umoat:r: J~ '.1111, DM 115 258 322 363 &SI !>81 ß27 76ö 782 ~ 840 

Index der lnduatru!Ucn Produktton 
emachl. !::nergle und Bau 1950•100 100 115 123 141 163 182 197 214 224 p 23t; 

I 
I 

GAUWIRTSCHAFT liND WOHNUNGSWESEN I 

nauael!ehrnigunaen I 
\\ohnungen JS 1000 27,7 19,8 21,0 22,6 21,8 24,7 22,3 23,4 25,3 28,6 

darunter 
1n ganzen .,.; ohngebliuden JS 1000 24,7 17,4 18,6 20,4 19,5 22,2 19,8 20,9 22,5 25,8 

Baufertigstellungen 
Wohnungen 

Anuhl JS 1000 17,7 20,2 11,9 20,7 19,9 18,3 23,0 21,8 18,4 25.3 
je 1 000 Eln.,.ohner 6,9 8,1 7,4 8,8 8,6 8.0 10,1 0,7 8,1 11,0 
Anteil des ao:r:lalen Wohnungsbaues JS .,. 70,8 67,1 :06,4 :08,7 63,2 49,5 53.2 

\\ohnr&ume 9) 
Anzahl JS 1000 59,1 69,5 60,5 69,4 69,9 67,9 83,11 79,5 72,8 99,7 
1e 1 000 ginwohne r 23,1 27,9 25,0 29,6 30,3 211,8 37,0 35,3 32,0 43,5 

Be lrt&nd 11n 

Wohnungen 31. 12. 1000 461,4 483,2 500,6 520,2 530,0 564 ,21585,& 605,9 623,4 647,1 
Wohnrliunten 9) 31. 12. 1000 I 853 I 929 I 987 2 055 2 122 2 104 2 184 2 262 2 334 2 431 

• I erscheint 1m monatlichen Wechsel mit B 1 I JD • Jahreauurch11ehn1U, JS • Jahreasumme, Rj. • Rechnungsjahr 2) Definitionen siehe 
unter 'I nb. "Monate· und Vlerteljahrenah1en" 31 Arbeiter, Angtultellte und ßeamte 4) von Sche1ngewirmcn bzw. -vet'luatP.n beremigt 
~I ohne Trut-, Perl• und Zwerghubner 61 gewerbt. und Jloueschlachtungen, einachl. des Obergebietlichen Versandes, ohn.; Obergebietlichen 
Empfan~e 7) Helriebe ml\ im allgememen 10 und mehr Resc:hMtlgten (monnthche lnduatrleberlchteralkllung) 8) einseht. Verbrauchsteuern 
aowie Reparaturen, l..ohn· und Montngearbelten, nber ohne Umaat~ an Handelswaren 9) Zimmer mll 6 und mehr qm Fltiche und alle KOchr.n 
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KREISZAHLEN 
\\ ohnbevölkerung am .; I."· 11)60 

~innahmen aus Gernemdesteuern 
Im I. Rvj. 1960 

VerAndt rung 
darunter 

Gewerbesteuer 
darunter I) ln" Arbella- nach ~:rtrag und Kapital 

Kreisfreie Stadt Vertnebene g<'genOber lose 3) und Lohnsumme 

-- VolkszAhlung am ms-

Landkreis lßS• 30. 9. gesamt Je Einwohner 

gesamt 1959 in Verlind. 
1000 DM in in" 

Anzahl in ')l. 19392 ) 19502 ) 1000 DM in DJ\1 gegnnüb. 
I. RvJ. 

1959 

Flenabuql 97 173 23 691 24 + 37 - 0 I 269 4 373 3 404 35 + 6n 
Kiel 270 189 59 703 22 - 2 + 5 3 266 12 249 9 542 36 + 10 

LObeck 231 650 75 428 33 + 60 - 3 2 191 14 029 11 137 48 + 26 

Neumünster 73 041 20 813 28 + 35 - I 696 3 350 2 607 36 + 26 

Eckernforde 65 540 20 330 31 + 55 - 23 595 1 291 649 10 + 25 

Elderstcdt 19 129 3 579 19 + 26 - 27 88 609 279 15 + 132 

Eutln 89 35U 31 075 35 + 73 - 17 815 2 320 I 319 15 + 32 

Flenaburg-Land 63 570 14 203 22 + 42 - 19 470 879 326 5 - J 

Hzgt. Lnuenburg 129 724 45 468 35 + 78 - 14 853a 2 964 I 683 13 - II 

Husum 62 242 11 322 18 + 31 - 21 392 I 624 918 15 + 42 

Norderdithmarschen 57 486 14 375 25 + 30 - 26 321 1 442 754 13 + 41 

Oldl'nburg (Holstean) 78 451 23 103 29 + 48 - 21 I 109 1 983 059 12 + 39 

Pmncberg 211 311 65 781 31 + 90 + 6 682 8 186 6 108 20 + 43 

PIOn 108 082 29 765 28 + 60 - 13 773 2 110 840 8 + 4 

R.:-ndsburg 155 845 43 058 28 + 59 - 15 1 422 3 752 2 207 14 - • 
S<:hlea.,.lg 98 219 21 894 22 + 27 - 23 641 2 300 I 340 14 + 25 

Scaeberg 92 571 28 590 31 + 72 - 11 449 1 994 1 040 II -+ 29 

Stelnbu•·g 122 408 35 983 29 + 42 - 22 396 4 712 3 442 28 -+ 54 

Stormarn 139 985 46 302 33 + 106 - 4 542 4 644 3 285 24 - 28 

Süderd1thmarachcn 71 899 17 025 24 + 33 - 27 215 I 891 937 13 + 17 

Südtondern &9 125 10 999 19 + 28 - 111 138 2 128 I 480 2G + 110 

Schleswtg- Holstein 2 296 990 642 487 28 + 45 - II 17 323 78 830 54 255 24 + 21 

Industrie 4 ) 
Öffent liehe Fürsorge ö 

1 

Laufend unterstützte Cesamtaufwand im Rj. 1959 

Umsatz5 ) 
Personen in der darunter für 

Kreisfreie Stadt Be- offenen Fürsorge 
laufende I einmalige -- schlf- tn am 31.3.1960 Ins- ge- DM 

Landkreis tlgte M11l. DM je gesamt achloascne Je 

nm im UnterstOtzungen Pilr- Ein-

31. 7. Juli Anzahl 
I 000 der offenen Fürsorge sorge \\ohner 
Ein-

1960 1960 wohner I 000 DM 

Flensbur·g 7 51ö 14,8 2 405 24,8 3 270 I 515 317 822 33,87 

Ktel 34 436 77,0 6 287 23,4 9 053 3 804 917 2 913 33,60 

J,Ubcck 3-C 081 94,2 6 153 26.6 8 181 3 599 884 2 489 35,35 

l"eumUnster 12 482 20,3 I 755 24,0 2 010 876 263 507 27,58 

Eckernförde I 674 3,2 I 892 29,0 2 371 I 129 269 462 36,35 

r:iderstedt 362 2,4 400 21,1 521 257 48 49 27,14 

Eut!n 4 080 11,3 2 406 27,1 2 721 I 212 287 528 30.~0 

Flensburg- Lalld 698 1,9 I 190 18,9 I 497 526 113 418 23,62 

Hzat. Lauenburg 9 003 16,2 2 857 22,0 3 397 I 464 339 694 26,08 

Huaum 914 1,6 I 240 19,0 I 545 641 218 28P 24,85 

Norderdlthmnr&chcn 874 1,9 1 350 23,4 1 615 786 1411 274 27,89 

Oldenburg (llolstetn) 1 088 5,6 1 550 19,9 1 871 840 213 308 23,85 

Pmneberg 18 ()67 61,7 3 143 15,0 4 486 I 702 415 1 332 21,34 

PIOn 1 876 7,6 2 622 24,3 2 741 I 220 276 504 25,35 

Rendsburg 0 612 19,6 3 391 21,7 4 048 1 835 398 772 26,00 

Schleswlg 3 814 28,3 2 253 22,9 2 741 I 223 267 516 27,85 

Segebcrg 4 523 12,4 I 507 16,3 2 072 756 210 522 22,50 

:Steinburg 9 307 32.8 2 916 23,8 3 456 I 519 406 542 28,16 

Stormarn 1 852 75,3 2311 16,6 3 054 I 282 280 798 22.17 

Silderdtthmarschen 4 880 30,8 I 1!42 26,0 I 896 968 227 194 26,22 

SOdtondern 1 252 3,6 900 15,5 I 332 495 129 357 22,68 

:Schlesw1g-llolstein 
7

) 169 291 522,5 55 353 24,2 90 740 33 406 7 123 34 608 39,65 

I) Vo•r·triubene sind Deutsche, die am I. 0. 1939 m den 2. Z. unter lremdrr Verwaltung stehenden Ostgebtelen des Drutscht"n Reiches 
(Stand: 31. 12. 1937) oder tm Ausland gewohnt haben, e1nschl. ihrer nach 1939 guborenen Kmder 2) nach dem Gt•btetsstand vom 
31. 5. 1960 3) Quelle: Landcsarbcttsamt Schleswig-llolsteln 4) Betr!ebn mit tm allgememen 10 und mehr· Beschäftigten (monat-
liche lndustriPbertchtcrstattung) 5) etnschl. Verbr·auchstpuern sowte Reparaturen, Lohn- und Montagearbeltt•n, aber ohnr> Umsatz 
an Handclswsren 6) ernschl. l"bc-llilfe 7) bei "öffentliche ~·ursorge": einseht. Landesfilrsorgcvt•rband, l..andc&Jugcndamt und 
Jugendaufbauwerk a) emschl. Durchgangslager \\-entorr (318 Arbeitslose) 
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SCHLESWIG-HOLSTEIN IM BLIND 
l..ell 

Sclll .. wlg- Nieder- Nordrbolo- RhoinJoncl- Bodoo- s. .... Benlobnnna -- Bund H .. bots Bremen Heucm Beyern 
S.and ßoi#leln •-eh Rn W•tWen Pfah Wllrllbg. land 

S.wlkerung 
F'onguduiebeno Wobnbevlllkeruna 

ln 1000 31.3.1960 53 159 2 292 I 825 6.543 
danuuer 

69t 15 684 1713 3 381 7 59-l 9 3811 1016 

Vettriebonol 
in '\ dor jew. Wobnbev~lkton~ns . 18° 28 II 26 16 16 19 9 18 19 

Zupwandor&o2 . 6" lo ll\ der jew. WohnbevGlkoruna 7 9 8 8 7 7 5 6 4 
Verirulerunl' ln ' . 31.3.1960 pg. vz 1939 • 32 +44 • T ••• • 23 • 31 .35 ... • 39 ·33 • 18 

31.3.1960 a•s- 31.12.1950 . • 10 • 10 + IS - 3 •26 •20 • 10 • 13 + 19 . 3 • 10 

ßevlllkernnaodtcbtea, Einwohner je qk111 . 214 lt6 2 442 138 I 719 162 223 170 212 133 107 

Unterricht, Bildung und Kultur 
SchOI•r an dOD ollgemelnbildendeo Schulen 

in 1000 ".,; 19584 6 156 314 200 807 80 I 766 555 398 811 I 107 118 
Je 1000 Einwohner 118 139 111 121 120 116 120 120 111 120 115 

Arb•nt 
B•ohllligte Arbehneluner5 

in 1000 30.6.1960 20 271 782 812 un 294 6 513 I 726 I 133 2 961 3 324 349 

Arbeluolo• 
ln 1000 31.7.1960 119 12 4 19 3 3~ 7 s 5 21 2 
je 100 Arbehnehmer6 0,6 1,5 0,5 0,8 1,2 0,6 0,4 0,5 0,2 0,7 0,6 

Arbellslo.., Vertriebene 
lo II allor Arbelta!o""" deo betr.l..onrloo 31.3.1960 17,5 28.6 6,9 24,7 8,4 8,9 20,0 8,1 18,9 18,7 t,6 

Volk .. rnlcommen 
Bruuo-lnlandoprodokt7 

Ia ~till. DM 19588 227 590" 7 219 14 589 23 921 4 244 75 353 19 379 11323 32 7SJ 33 858 
19599 24! 900" 7 900 16000 26000 4 500 70 700 21100 12 200 35 400 36800 

in 0.1! Je Einwohner 19588 ~ 451° 3 182 8 118 3 678 6 326 ~ 917 ~ 190 3 ~96 i 416 3 667 
19599 4 700° 3 500 8 800 '000 6 6110 Ii 100 I 500 3600 4 700 3 900 

Lonclwlrtochaft 
Vlebh .. tlnda ln I 000 Stack 

Rindvlab 3.6.1960 13 126 I 319 19 2 659 21 1801 810 729 I 800 3895 64 
d.-unter 
MllcbkObe (elnochL ZusJ<Ohe) . 5763 151 7 I 018 7 802 398 331 875 1838 35 

Scbwolne . 14 082 I 252 24 3 91l 16 2 356 I 047 657 I 548 J) 212 61 

F.ne-uguns von Kuhmilch 
ln I 000 • Juni 1960 1828 183 3 409 a 306 115 80 220 498 II 
in ks je K•b und Tag 10,; 13,8 12,1 13,6 13,8 12,9 9,6 8,2 8.• 9,3 10,1 

lndustrte 
lle•ehlltla••IO 

in 1000 31.3.1960 7 747 168 233 699 109 2813 615 355 I 3QI I 161 175 
je 1000 Einwohner 145,7 73,1 127,4 106,8 156,7 179,4 136,9 10·1,9 183,1 123,7 167,1 

u ..... ,ll in Mill. D.ll )!Jot 1960 21 415 639 I 017 2 152 40S 8 183 1627 9o\7 3 409 2 732 374 
dwu.nc. .. 
Auolond5umoot& 1n Mill. Oo\1 . 3 331 94 125 376 95 I 174 303 157 521 3.)4 132 

Prodaktlont~in~cxll 
(arboitstljjlich) 1950 • 100 . p 252

1 268 247 282 295 297 299 275 265 

Bauwirtschoft8 und Wohnungswe..., 
Beoochlltljlle 12 

in 1000 31.5.1960 1402 63 50 183 22 102 118 81 ~7 2~ 32 
je 1000 Einwohner . 26,4 27,5 27,2 Z7,9 31,1 25,7 25,1 23,9 27,2 26,1 30,9 

Geleiolole Ad>ellast .. den l2 
in MJU. Mai 1960 235 II 8 31 ~ 67 19 u 36 41 6 
je E.lnwohnw 4.4 1,7 1,4 I, 7 5,2 1,3 1,0 4,0 1,7 1,4 5,3 

Zum Bou senabmlste Wohnunaenl3 
Anuh1 Juni 1960 53 649 3 226 I 536 6 278 509 14 571 1863 J 097 7 903 10580 1096 
J• 10 000 Einwohner . 10,1 14,1 8.4 9,6 7,3 9,3 10,3 9,2 10.~ 11,3 10,5 

F'ertlllll""'"lltc Wobnunsen (Normolwohnunaeal 
Anzahl . 30 952 I 765 I 009 3 118 242 9991 2 136 I 890 1846 5 1QI 731 
je tO 000 f.inwohntr . 5,8 7,7 5,5 4,8 3,5 6,, 4,5 5,6 6,4 5,5 7,0 

.Ausfuhr 
3 979b Aualuhr lo /olill. 0.1!8 

"'"' 1960 
104 173 374 87 I 387 317 181 6lb 392 151 

Verkehr 
90-atJtad an Knhrah-n.eoaen t.c 

ln•ge ... mt 
1 764c lo 1000 1.7.1960 807 237 Oll 82 2 004 732 498 I 227 I S91 U6 

je 1000 Einwohner 
don1111er 

. 146 134 uo 114 118 128 15.5 H7 162 169 139 

Pe.raonenkraftwagenl.S 
ln 1000 . • 331 172 175 soo 59 t 251 413 253 655 776 n 
je 1000 Einwobaar . 81 75 96 76 8S 80 88 75 86 83 H 

Steuern 
Steueraufkommen ln DM je Elnwohnw 

84" Landeute.ueml6 I.Rvj.l95? 53 184 M I 13 95 87 S2 92 72 
Ba~:~dnateucmt'1 151

1 
138 5W 110 314 165 123 106 IH 113 

Cemelndc•teuwa . lO" 32 67 34 S4 4S 10 31 4 t 33 

Geld und Kredit 
8e"'tand an SpRrelnl-sen 

Sn n'd J• Einwohner 30.6.1960 834 610 1 171 173 Q4J 890 831 725 854 791 782 

I) Vertritbf.ne •• ,.d Deut•cltf!, die OM J.9.]0J9 ,,. d~n '· z. uttter fr~"'ll~r Yeru!OltufiJ tUiu~nden Ose,tbld~ll c/et Dellt.rt:hl'n Reit:~. (St~md: JI.12.19J7J oJer ihl j.fll.dnt$11 &et.UOI&M haben, 
eintcAI. iltur noc• 1939 &•bot-enenlüt~tltr 2) Zuc•wtmthnt 1irul D11a.t•cA,., di,. Ont 1.0.10,19 ,,. Berl~" oder tlrr :s014Jjecl•cM" B••41u"'l''"u &ftloluu MW11, ei~taclt.l. lla~r nada 19.19 
gttbor*n#n K•ndcr JJ Cebl~u.sr<JNJ: 1.4.1950 4) Bay•rra: OA-tobcr JOSB S} ~rbeit:otr, 4n,utelll• •:M Beamte 6) Bu~lliJ{t.;fttt aM Arklul".e 7) DM ß,.,~UQI'IlontUproduht 
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tler Länder ist: ""'Je". tlu Burrtle:r.,eblttt~• IIIU' bl!l!din&t wr,Utiehlnrt Ja für rllJ.s s.rsclus~birt brred .. ~ .~tt#!rtJlbt~Tetrugt~ l'rrte &-"Qrher*" f•· .,.,,.clwft unJ $&atuuk. Heft ltu~4 J/196()) 
8) tJCJflÖafi&e Zahl'-11 9) ~u111 uorlöttft&e Ersf!hrli~u 10) Ergebnisa.- dr.r fnJustritbll!rrutiHt mit,:",. aU,e~r~~inttn 10 UtJ4 M4Ar Buchiift(&tr11; ohn~ Ennglebe~l~bt uttJ B~waruch•l.ft. • 
II) Gt6a"'lindc~ (ohne Bau) 12) nach tltn Er&tbt~lutn der TotolrrlttbunK (hocla&ertchnd) IJ) '" l>oupoliullach IC'IWAM~ste" RIUIJ,Iorhßbcn (N01m•tlboa) 14) o'me 1\toftfnhruU«t~ 
tl~r v •• ucA.en ßutulupHI ,.,." n".~~Juhohn (in.aruo"ff 32 76-1 FaArn•&r); ••llfchl. dtr au.r ~lt!IJI!rlicltnr oJrr •oMtisen CrünJ,.,. :u.u,rl.tlll!tt Foltru~~~;.e lSJttitudl. Kotflbuantlon~· 
wtd Kra,.frrflkro{tfJJGttll 16) eSrucM. LnnJuanteal an den .Steu~m 1'0111 EinlQ"'"Mß 11) ,i,.sdl/. B~rU~tla•GIIt~d Otl n,.,. .)trt~f!f11 tORI E•nkOI"J"'Itn UllJI /li,.topf~t BetUn a)nlanr SIUU· 
lanJ bJ eill&clal. der ous J~r Bundr,arapMhlllr D~uuc4l4nd unr/ Rcrlitt f'c•rJ ou.s«efiJarcen f'arf"n. dar i11 tmdrrrn ol• tlttm nocllsrt:Mt~J c•llGnnc~n LäMrrtl At:r&Uiellt otlt!r g«JNJnl'lf'll 

tW/Vhn (&. ß. /lüclm;a,.en} odv oltran H#rUriW."''lt:uwl II I Chi. fr.sr, •• ,,u.t •IJfnlttn ~.,.,." ... ~OJII s~ncht•mol101 Ja~ar J'X6 Oll a.tuA t'ltuChl. EtJOttlie(rrknlt:ll e} OtU ,t:rJr.". wurdt! 
~in B~stQnd von 2,160 /tl1tl. Falr.rräJ~,..,. l!'td lfll/&mDtM (Mopt•l.f} «muttlt 
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ln den Statistisd1en Ml.'natsheften 
bislh~r ersd1ienene Aufsätze und Kur:berilhtl': 

Heft 1/1960 

Verdienste 1n Industrie und Handel 
Bilanzbild 
Vermöqensteucr 
Bevölkerunm~tand E'nde 1958 
Struktur der Studentenschaft 1948 1958 

I nd ustric-Kiei nbct riebe 
Kon~umgenosscnsd1aften 

Offentlh:he Jugendlulle 
Ehelösungen 

Heft i /1960 

Kommunalwahlen 1959 
Elsenbahn-Guterverkehr 1956 
fremdenverkl•hrskapa:itlit 1950- 1959 
Verdienste der Landarbeiter 1959 

Krlegsbesdllld 1~1te 
St:hwerbeschlidigte 
lJ nterholtsbl•ihtlfcn 

Hl'ft 3/1960 
Verbrauch in Hausl~<lltuugen 1958 
Arbl'ltskrJftl.' Landwirtsd1aft 
lndu<tril.'produktlon 1958 
Straßenbahn· und Buslinien 

Voroussld1tllchl.' SdJUierzohlcn 
Voraussid1tlidle Schulentlassungen 
Die großen Untl.'rnehmen 
Grenzverkehr 

EhesdJiteßun\ll.'n 1959 
Getreideanbau 
Vieh· und fleisl'hwirtschaft 
Sdli<Jdlttlere 1<}55 - 1958 
Soziale Kr,wkenver$1dlerun~l 

All<wmeinbildl.'nde SdJUicn 1959 
Zwlsdlenfruchtonbau 
Obsternte 1959 
Wohnlager 

Heft 511960 
Fremdenverkehr i959 
Guterverkehr auf dem Wasser 1957 
Ausfuhr 1958 
Kraftfahrzeupbestand 1958 
BauwlrtsdHJft 1959 
Einkommen der Körpersdlaften 1957 

Kapit.:JI~1esellsdwften 1959 
Zahlungul'hwl1.'ri9kellen 1959 
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Fursorgeunterstutzungen 1958 1959 

ArbelterrentenversidlerunQ 
Bausparen 195'7' 
Mlld1wtrtsd1Hft 1959 
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v.mwssldlllidle Elil'Sd1ller-unq,•n 

Sdtwcrbesdhtdlqte 1960 
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Berli'1· und lntt.>rzone'lhandel 
Handwerk 1959 

Heft 7 19~0 
Hypotheken 1957 bis 1959 
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Streiks 

Heft 8/1960 

Ener\lleversorgun~l 1S'5S b1s 1959 
Bauge'1ehmlgungcn 1959 
Einzelhandelsumslitze 1959 
Brief- und Paketverkehr 

Vertriebene und Zuge\\Onderte 
Meldepßlchll~w Krankhellen 1959 
Berufsschulen 1'7'59 
Klass.flz1crt.- Straßen 
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